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Zusammenfassung 

Ziel und Aufgabenstellung 

Ziel des Modellprojektes war es, das Konzept „Zero Emission“ erstmals auf Gewerbegebiete zu 

übertragen. Dabei ist das Ziel „Null-Emissionen“ nicht als absolute Größe zu verstehen, sondern 

als kontinuierlicher Verbesserungsprozess. Damit geht das Konzept über eine einmalige 

Zieldefinition hinaus. 

Aus Stoffstrommanagement-Sicht bedeutet das Konzept „Zero Emission“ insbesondere, dass die 

schädlichen CO2-Emissionen von Gewerbe- bzw. Industrieparks reduziert und langfristig auf „Null“ 

gesenkt werden sollen. Mit der Senkung des Energieverbrauchs und dem Einsatz erneuerbarer 

Energien soll eine umfassende Neuorientierung der Gewerbegebiete eingeleitet werden.  

Vor diesem Hintergrund sollten im Teilprojekt Stoffstrommanagement die vorhandenen Stoff- und 

Energieströme in den drei Gewerbegebieten erfasst und bewertet sowie mögliche 

Handlungsspielräume aufgezeigt werden. Hierbei werden die Gewerbegebiete als Gesamtsystem 

betrachtet, um Synergieeffekte zu identifizieren und auch überbetriebliche Lösungen zu 

entwickeln. 

 

Methodik / Vorgehensweise 

Im Rahmen einer ersten Grobanalyse wurden unter anderem Schwerpunktbranchen identifiziert 

und die lokale Infrastruktur (Energie- und Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung) 

analysiert. 

Zur Ermittlung der Stoff- und Energieströme vor Ort wurde eine Unternehmensbefragung 

durchgeführt. Darüber konnten gemeinsam mit den Versorgern vor Ort gewerbegebietsspezifische 

Energie- und Wasserverbrauchsdaten ermittelt werden. Datenlücken wurden weitestgehend durch 

Hochrechnungen geschlossen, sodass die Stoff- und Energieströme in allen drei Gewerbegebieten 

abgebildet werden konnten. 

Mit der Umfeld-Analyse wurden die vorangegangenen Stoffstromanalysen inhaltlich ergänzt und 

räumlich erweitert. Insbesondere wurden die wesentlichen Akteure, Programme, Projekte und 

Potenziale (Effizienzpotenziale, Photovoltaikpotenziale und Windenergiepotenziale), welche sich 

innerhalb sowie im Umfeld der Gewerbegebiete befinden, identifiziert und im Potenzialbereich 

soweit wie möglich quantifiziert. 

Die Erkenntnisse aus der Grob-, Stoffstrom- und Umfeldanalyse dienten als Grundlage für die 

Formulierung von konkreten Handlungsempfehlungen und die Entwicklung beispielhafter 

Projektskizzen.  
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Abschließend gibt die Vision „Zero Emission“ einen Ausblick in die hinsichtlich des 

Stoffstrommanagements optimierte Zukunft mit grundlegenden Empfehlungen, die kurz-, mittel- 

oder langfristig umzusetzen sind. Mit Hilfe von Sankey-Diagrammen wird die „Soll-Situation“ für 

das Jahr 2020 beschrieben.  
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Ergebnisse 

Alle drei Gewerbegebiete sind von ihrer Bausubstanz, ihrer Infrastruktur und ihrer 

Branchenzusammensetzung sehr unterschiedlich, was sich auf die Energie- und Stoffströme vor 

Ort sowie die möglichen Handlungsspielräume auswirkt. Die wesentlichen Erkenntnisse für die 

einzelnen Gewerbegebiete lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 

Bottrop 

Das Gewerbegebiet „Knippenburg & Kruppwald“ ist durch eine sehr heterogene Struktur und eine 

Bausubstanz der 60er/70er Jahre gekennzeichnet. Es sind sowohl große, namhafte Betriebe aus 

dem verarbeitenden Gewerbe dort ansässig, als auch viele kleine Dienstleistungsbetriebe und 

Handwerksbetriebe. Aus Sicht der Stoff- und Energieströme sind vor allem die großen, 

produzierenden Betriebe, bspw. aus der Metallbranche, relevant, da sie einen hohen Energie- und 

Wasserbedarf aufweisen und entsprechender Handlungs- sowie Optimierungsbedarf besteht. 

In diesem Zusammenhang konnte im Rahmen der Stoffstromanalyse festgestellt werden, dass 

eine kleine Anzahl dieser Unternehmen für einen Großteil des Energie- und Wasserverbrauchs 

verantwortlich ist. Ebenso wird deutlich, dass die fossile Energieversorgung dominiert und nur 

wenige innovative Ansätze vorhanden sind. 

Die CO2-Emissionen liegen bei etwa 42.373 t pro Jahr, wobei fast zwei Drittel der Emissionen auf 

den Stromverbrauch zurückzuführen sind. 

Unter Ausnutzung der Komplexität und Heterogenität des Gewerbegebiets sollte sich daher der 

zukünftige „Zero Emission Park Knippenburg & Kruppwald“ insbesondere durch optimierte Stoff - 

und Energiekreisläufe auszeichnen. Das Leitprinzip der Kreislaufwirtschaft sollte hierbei vor allem 

bei dem produzierenden Gewerbe alle Rohstoffe und Energieflüsse einbeziehen. Neben 

innerbetrieblicher Kaskadennutzung von Material und Energie, sollten vor allem 

zwischenbetriebliche Verwertungsnetzwerke geschaffen bzw. ausgebaut werden. Diese 

Verwertungsnetzwerke sollten einerseits die Abwärme eines Unternehmens zur 

Wärmebereitstellung eines oder mehrerer anderer Unternehmen nutzbar machen sowie die 

Verwertung von Abfall- bzw. Reststoffe eines Unternehmens als Sekundärrohstoff in einem 

anderen Unternehmen ermöglichen. 

Konkrete Optimierungsmöglichkeiten bestehen vor allem im Bereich technischer Maßnahmen zur 

Steigerung der Energieeffizienz (z.B. durch Abwärmenutzung oder den Einsatz eines BHKW) 

sowie im Ausbau erneuerbarer Energien (insbesondere Photovoltaik und Windenergie). Ebenso ist 

die Nutzung der Abwärme aus dem Abwasserkanal oder eine Kooperation mit dem in 

unmittelbarer Nachbarschaft geplanten Wasserstoffpark denkbar. Ergänzend sollten Aspekte des 

nachhaltigen Wassermanagements in die Umsetzung der Vision „Zero Emission Park“ integriert 

werden. Unter Berücksichtigung der starken Flächenversiegelung in dem Gebiet, sollte hier 

insbesondere die Regenwassernutzung angestrebt werden. Ebenso kann die Nutzung von 

Grauwasser im Sanitärbereich sowie im Produktionsprozess zur Stoffstromoptimierung beitragen. 
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Insgesamt können durch die im Rahmen der Projektstudie entwickelten Vision die CO2-Emissionen 

auf 30.463 t/a gesenkt werden. 

 

Kaiserslautern 

Auch das Industriegebiet Nord ist durch eine heterogene Struktur gekennzeichnet, wobei die 

Anzahl der Unternehmen sehr viel geringer ist als in Bottrop und das produzierende Gewerbe 

anteilig sehr viel stärker vertreten ist. Außerdem unterscheiden sich die Gewerbegebiete auch 

hinsichtlich ihrer baulichen Voraussetzungen. Das IG Nord wurde erst 1998 erschlossen. 

Entsprechend besitzt das IG Nord aus Stoffstrommanagementsicht bereits einen recht guten 

energetischen Standard, sowohl die Bausubstanz als auch die eingesetzten Maschinen und 

Technologien betreffend (z.B. Abwärmenutzung). Auffällig ist der hohe Stromverbrauch gegenüber 

dem sehr niedrigen Brennstoffbedarf. Dieser Strombedarf ist vor allem auf das produzierende 

Gewerbe (insbesondere Kunststoffindustrie) zurückzuführen. Die CO2-Emissionen des 

Gewerbegebiets belaufen sich auf ca. 11.813 t/a.  

Wesentliche Handlungsspielräume sind hier überbetriebliche Lösungen zur Steigerung der 

Energieeffizienz (zentrales Wärme- und Kältenetz auf BHKW-Basis) sowie der Ausbau 

erneuerbarer Energien (insbesondere Photovoltaik). Ergänzend sollten auch in diesem Gebiet 

Maßnahmen des nachhaltigen Wassermanagements Berücksichtigung finden. 

Gemäß der entwickelten Vision 2020 können die CO2-Emissionen auf 8.493 t/a reduziert werden. 

Die überschaubare Größe des IG Nord in Kaiserslautern sowie die Einbettung des Industriegebiets 

in ein hinsichtlich vorhandener Klimaschutzmaßnahmen sehr aktives Umfeld sind die wesentlichen 

Faktoren, welche die zukünftige Entwicklung des Gebiets hin zu einem „Zero Emission Park“ 

beeinflussen können. 

 

Bremen 

Im Gegensatz zu den Gewerbegebieten in Bottrop und in Kaiserslautern handelt es sich bei dem 

Technologiepark Bremen um einen forschungs- und dienstleistungsorientierten Standort, der sehr 

homogen strukturiert ist. Die Universität ist der zentrale Akteur im Technologiepark und spielt auch 

hinsichtlich der Stoff- und Energieströme eine entscheidende Rolle. Die CO2-Emissionen des 

Technologieparks liegen bei ca. 36.911 t/a. 

Bei der Umsetzung einer Null-Emissions-Strategie sollte die Universität aufgrund ihrer zentralen 

Bedeutung als Impulsgeber fungieren. Visionäre und entsprechend des Lehr- und 

Forschungsstandortes innovative Ansätze des optimierten Stoffstrommanagements bilden die 

Grundlage für die Annäherung an die Vision „Zero Emission Park Bremen“. 

Neben Energieeinsparungen im Gebäudebestand (Gebäudehülle + Effizienztechnologien wie z.B. 

Beleuchtung) sollte auch der Ausbau von Photovoltaikanlagen vorangetrieben werden. Aufgrund 

der Campusstruktur und der hohen Frequentierung durch Studierende, sollte der Ausbau der 

Solarstromanlagen mit dem Thema Elektromobilität (Fahrräder + Carshare-Modelle) kombiniert 

werden. Ebenso bietet die Regenwassernutzung im Sanitär- und Kühlungsbereich ein hohes 

Einsparpotenzial. Basierend auf der für das Jahr 2020 entwickelten Vision können die CO2-

Emissionen auf 25.107 t/a reduziert werden. 
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Eine bewusste Verknüpfung von Lehr- und Forschungsinhalten der Universität mit diesen 

Aktivitäten kann die Umsetzung der Vision unterstützen sowie nachhaltig sichern. 

Durch den Ausbau der Umwelttechnologie könnte sich die Universität zu einem bundes-weiten 

Modellstandort entwickeln  und sich  noch deutlicher als Technologie- und Innovationsstandort 

etablieren. Die Vorteile einer solchen Profilierung bestehen jedoch nicht nur in einer reinen 

Imageverbesserung sondern lassen sich auch ökonomisch und ökologisch darstellen. 

 

Fazit / Bewertung 

Die Untersuchungen in den Gewerbegebieten haben gezeigt, dass die derzeitige Organisation von 

Stoff- und Energieströmen weitestgehend noch einzelbetrieblich gelöst wird. Übergreifende 

Strukturen hinsichtlich des Stoff- und Energiestrommanagements fehlen, was insbesondere die 

Beschaffung von Daten erschwert. Die somit fehlende Transparenz hinsichtlich vorhandener 

Material- und Energieverbräuche, insbesondere in komplexen Gebieten wie dem Gewerbegebiet 

Knippenburg & Kruppwald, machen eine Identifizierung effizienter und aufeinander abgestimmter 

Verwertungsnetzwerke annähernd unmöglich. Hier bedarf es einer intensiven 

Bewusstseinsbildung, u.a. durch die Initiierung zunächst überschaubarer, kooperativer 

Einzelprojekte des SSM, welche Vertrauen schaffen und Synergien bzw. Vorteile eines 

gemeinsamen Vorgehens erkennen lassen.  

 

Wichtig erscheint hierbei die Einbindung von Schlüsselakteuren aus Kommunalverwaltung, 

Wirtschaftsförderung bzw. Interessengemeinschaft und zentralen Ver- und Entsorgern. Eine 

entsprechende Stabstelle sollte daher als Vermittler agieren und hier Themen des optimierten 

Stoffstrommanagements initiieren. Hierzu würden Themen wie Energie-, Wasser- sowie 

Ressourcenmanagement zählen, die mit entsprechenden Maßnahmen einzuleiten und an 

verantwortliche Ver-/Entsorger zu kommunizieren sind. 

 

Koordiniert über die SSM-Stabstelle sind Unternehmen zu identifizieren, welche sich aus eigenem 

Interesse der Zielverfolgung „Zero Emission“ anschließen. Die Projektdurchführung zeigt deutlich, 

dass nur Unternehmen mit entsprechendem Interesse an der Thematik (z.B. bei eigener 

Betroffenheit aufgrund hohen Material- und Energiebedarfs und noch ineffizienter 

Prozessstrukturen) für ein gemeinschaftliches Handeln zu motivieren sind. Oft ist der Marktdruck 

nicht groß genug, um Vorteile des verfolgten Ansatzes „Zero Emission“ zu erkennen bzw. werden 

gerade in Zeiten wirtschaftlicher Krisen andere Prioritäten gesetzt und sich vorrangig auf den 

eigenen Betrieb konzentriert. Kostenersparnisse und innovative Finanzierungsmodelle 

(Einsparungen durch Effizienztechnologien, Einsparcontracting, Beleuchtungscontracting, 

Dachflächenverpachtung bei Solar bzw. Beteiligungen an Solarparks bzw. Wind-Energieparks, 

Einkaufsgemeinschaften usw.) sind, wie im Bericht dargestellt, wichtige Instrumente, welche in die 

Umsetzung eines Zero Emission Parks zu integrieren sind. 
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Prinzipiell ist zur Annäherung an die Vision „Zero Emission Park“ ein stufenweises Vorgehen zu 

empfehlen, welches zunächst eine Basis für Stoffstrommanagement-Maßnahmen schafft und 

diese sukzessive ausbaut. 

 

Die praktische Umsetzung der SSM-Maßnahmen als Teilaspekt zur Schaffung von „Zero Emission 
Parks“ ist nun insbesondere durch eine Kommunikation und Beratung vor Ort, eine Verbesserung 
des Datenmanagements, einer Identifizierung und Vernetzung interessierter Unternehmen und 
eine vor Ort dauerhaft koordinierte Betreuung vorzunehmen
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1. Teilprojekt Stoffstrommanagement 

Nachfolgend wird der Ablauf des Teilprojekts „Stoffstrommanagement“ skizziert. Der Projektablauf gliedert 
sich in sechs Phasen: 

1) Grobanalyse 
2) Stoffstromanalyse 
3) CO2-Bilanz 
4) Umfeld-Analyse / Potenzialanalyse 
5) Handlungsschwerpunkte und Leuchtturmprojekte (Projektskizzen) 
6) Vision „Zero-Emission“ 

Inhaltlich ergänzen sich die einzelnen Phasen. Den Einstieg in die Projektstudie bildet die Grobanalyse, 
darauf folgen zum Teil parallel die Phasen 2, 3 und 4. In Phase 5 werden die Ergebnisse der 
vorangegangenen Analysen zusammengeführt und Projektskizzen entwickelt. Phase 6 stellt die Vision „Zero 
Emission“ vor und leitet in die Umsetzung des an dem Leitgedanken „Zero Emission Park“ orientierten 
Stoffstrommanagements ein. Dieser Projektablauf ist nicht als einmalig und abgeschlossen anzusehen. 
Vielmehr gilt es im Sinne einer kontinuierlichen Verbesserung, die sich an dem Ziel „Zero Emission“ 
orientiert, die Entwicklung der Stoffströme kontinuierlich bzw. regelmäßig zu untersuchen, Möglichkeiten zu 
deren Optimierung zu identifizieren und mit den Akteuren vor Ort eine entsprechende Umsetzung 
einzuleiten. Nachfolgende Abbildung fasst dies noch einmal zusammen. 

Abbildung 1: Phasen des Teilprojekts „Stoffstrommanagement“ 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Im Folgenden werden die einzelnen Phasen insbesondere im Hinblick auf die angewandte Methodik, die 
bisherigen Erfahrungen aus der Projektumsetzung sowie die vorliegenden Ergebnisse genauer erläutert. 

1.1 Grobanalyse 

Im Rahmen der initialen Grobanalyse werden die wesentlichen Rahmenbedingungen und Schwerpunkt-
Stoffströme in den einzelnen Gewerbegebieten ermittelt. Sie umfasst: 

Á eine Beschreibung des Gewerbegebiets (Lage, Größe) und Systemabgrenzung, 
Á eine Beschreibung der ansässigen Unternehmen (Branchenstruktur), 
Á eine Beschreibung der wesentlichen Stoffströme des Systems (unter Berücksichtigung von 

Energieversorgungs-, Abfallentsorgungs- sowie Wasserver- / -entsorgungsstrukturen). 

1.1.1 Angewandte Methodik und Vorgehensweise: 

Zu Beginn erfolgte eine Internetrecherche zu den vier Gewerbegebieten, durch welche eine erste Struktur 
der Gewerbegebiete erfasst wurde. Parallel wurden im Rahmen der Auftaktveranstaltung und darüber 
hinaus die ersten Kontakte mit den Akteuren vor Ort geknüpft und Daten zur Untersuchung der 
Ausgangssituation erhoben. So wurden über die Stadtverwaltungen vor allem Luftbilder und Pläne 
(Katasterpläne, Bebauungspläne) und bei den öffentlichen Versorgern Daten zum Energie- und 
Wasserverbrauch der Gewerbegebiete eingeholt. Weiterhin wurden erste Informationen zu bestehenden 
Kooperationen und zum Umweltengagement der Unternehmen gesammelt und aufbereitet. 
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Eine Liste der in den jeweiligen Gewerbegebieten ansässigen Unternehmen wurde dem IfaS von Seiten der 
Stadt (Bottrop), von der Projektleitung (Bremen) bzw. direkt von der Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
(Kaiserslautern) bereitgestellt. 

Nach Erhalt der Listen und ergänzenden Internetrecherchen konnten die Unternehmen einer 
entsprechenden Branche zugeordnet und so klassifiziert werden. Die Zuordnung erfolgte auf Basis der 
„Übersicht über die Klassifikation der Wirtschaftszweige Ausgabe 2003“ des Statistischen Bundesamtes. 
Analog zur Studie von PROGNOS (PROGNOS 2007) wurden die Betriebe in zwei Sektoren eingeteilt, zum 
einen in den Sektor Gewerbe / Handel / Dienstleistung zum anderen in den Sektor verarbeitendes bzw. 
produzierendes Gewerbe. Hierbei ist anzumerken, dass es sich beim produzierenden Gewerbe nicht 
automatisch um große Industrieunternehmen handelt, sondern auch kleinere Handwerksbetriebe dem 
verarbeitenden bzw. produzierenden Sektor zugeordnet werden. Das Baugewerbe ist jedoch dem Sektor 
Gewerbe / Handel / Dienstleistung untergeordnet. 

Anschließend erfolgte die Identifikation der Schwerpunktbranchen und -stoffströme. Konkret wurden für die 
Gewerbegebiete in Kaiserslautern und in Bottrop die drei wichtigsten Branchen bzw. Betriebstypen 
herausgegriffen und hinsichtlich ihres Energie- und Wasserverbrauchs sowie ihres Abfallaufkommens grob 
beschrieben. Die Auswahl der Branchen wurde unter Berücksichtigung der Häufigkeit, der 
Unternehmensgröße (Mitarbeiterzahlen, soweit bekannt) und ihrer Relevanz aus Sicht der Stoff- und 
Energieströme (energie- und / oder wasserintensive Branchen vorrangig) getroffen. In Bremen wurde, 
aufgrund ihrer besonderen Bedeutung, die Universität näher in den Fokus gerückt. 

1.1.2 Ergebnisse Bottrop 

1.1.2.1 Kurzbeschreibung 

Die Gewerbegebiete „Am Kruppwald“ und „An der Knippenburg“ befinden sich an der südwestlichen Grenze 
der Stadt Bottrop. Die Gebiete liegen unmittelbar nebeneinander und werden nur durch eine Eisenbahnlinie 
getrennt. Südlich der Trasse befindet sich das Industriegebiet „Am Kruppwald“ und nördlich der 
Eisenbahntrasse das Gewerbegebiet „An der Knippenburg“. Im Rahmen der Untersuchung werden die 
Gebiete als ein Gebiet betrachtet und mit dem Namen „Knippenburg & Kruppwald“ bezeichnet. 

Verkehrlich wird das Gebiet über die A 42 erschlossen, die südlich des Gebiets verläuft. Die nächstgelegene 
Abfahrt ist „Bottop-Süd“. 

Die heutige Struktur des Gewerbegebiets stammt im Wesentlichen aus den 1960er Jahren. Die 
Weiterentwicklung des Gebiets erfolgte sukzessive und weniger planmäßig. Freie Bauflächen stehen nur 
noch in geringer Anzahl zur Verfügung. 

Seit 2002 wird das Gewerbegebiet von der Europäischen Union gefördert. Die erste Förderperiode lief von 
2002-2006 (Ziel 2 Gebiet). Mit dem Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ wird die 
Förderung der Unternehmen auch in der neuen Förderperiode 2007 − 2013 fortgesetzt, mit dem 
Unterschied, dass nun die gesamte Stadt als Fördergebiet ausgewiesen wurde (Stadt Bottrop, 2009b). 
Konkret wird die wirtschaftliche und soziale Umstellung in Gebieten mit Strukturproblemen unterstützt. Dies 
bedeutet, dass Unternehmen für innovative Maßnahmen und die Schaffung wettbewerbsfähiger 
Arbeitsplätze Zuschüsse von der Europäischen Union erhalten. 

Die größeren Unternehmen im Gewerbegebiet haben sich zu einer Interessengemeinschaft 
zusammengeschlossen, um unternehmensübergreifende Belange besser zu koordinieren. Die 
Interessengemeinschaft besteht aus ca. 25 Mitgliedern und repräsentiert rund 15 % der Unternehmer bzw. 
etwa 80 % der Belegschaft, da vor allem die großen Unternehmen dort vertreten sind. 

Aus der Interessengemeinschaft heraus entstand 2008 eine Stromeinkaufsgemeinschaft, die sich derzeit 
aus drei großen Unternehmen zusammensetzt. Durch die große Stromabnahme können mit den 
Stromversorgern günstigere Preise ausgehandelt werden. Außerdem schafft die Verbindung 
unterschiedlicher Branchen und Abnehmer ein ausgeglichenes Lastprofil gegenüber dem Einzelabnehmer 
und verringert damit für alle Teilnehmer der Einkaufsgemeinschaft die Leistungspreisanteile (Blatzheim, 
2009). 

Auch im Umweltschutz engagieren sich einige Unternehmer. Hervorzuheben sind hier insbesondere die 
Themen Regenwasserbewirtschaftung und betriebliches Umweltmanagement: 

1998 startete die Emschergenossenschaft gemeinsam mit dem Land Nordrhein-Westfalen die Initiative 
„Route des Regenwassers“. Im Rahmen dieser Initiative wurde das Thema naturnahe 
Entwässerungskonzepte aktiv beworben (Infoveranstaltungen, Workshops) und es wurden Fördergelder für 
die konkrete Umsetzung bereitgestellt. Insgesamt wurden 17 Modellprojekte gefördert, darunter auch 
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Projekte im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald. (So konnten zwei Unternehmen durch den Bau von 
Regenwasserversickerungsbecken bzw. den Bau eines Mulden-Rigolensystems jeweils zwischen 16.000-
20.000 m² Fläche von der Regenwassergebühr entkoppeln (Stemplewski, 2002 und Stadt Bottop, 2009c)und 
sparen dadurch zwischen 10.200 € und 16.160 € pro Jahr

1
.  

Ende 2005 unterzeichnete die Emschergenossenschaft, 17 Emscherkommunen (darunter auch Bottrop), 
eine Zukunftsvereinbarung mit dem Ziel in den nächsten 15 Jahren 15 % der versiegelten Fläche von der 
Regenwassergebühr zu entkoppeln (Stemplewski , 2000). 

Auch im Umweltmanagement nehmen die großen Firmen eine Vorreiterrolle ein. So sind mindestens zwei 
Unternehmen nach ISO 14001 zertifiziert und drei Firmen haben an dem Umweltberatungsprogramm 
Ökoprofit teilgenommen (Stadt Bottrop, 2009d). 

1.1.2.2 Infrastruktur 

Die bauliche Steuerung des Gebietes erfolgt über das Baudezernat / Stadtplanungsamt der Stadt Bottrop. 
Auf Nachfrage teilte die Stadt mit, dass der Bebauungsplan zum Gewerbegebiet  „An der Knippenburg“ 
relativ alt sei und damit wenig aussagekräftig. Für das Gewerbegebiet „Kruppwald“ liege derzeit kein 
Bebauungsplan vor, dieser werde aktuell durch die Stadt erstellt (Stadt Bottrop, 2008b). 

Für die Strom- und Gasversorgung des Gebiets ist die Emscher-Lippe-Energie (ELE) zuständig. Das 
Gewerbegebiet wird von insgesamt vier Hauptleitungen mit Strom versorgt, wobei diese Leitungen auch 
Bereiche außerhalb des Gewerbegebiets versorgen. 

Für die Wasserversorgung ist die Rheinisch-Westfälische-Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW) zuständig, 
eine Tochtergesellschaft der RWE. Ihr Trinkwasser bezieht die RWW zum einen aus Grundwasser und zum 
anderen aus der Aufbereitung von Uferfiltrat von Rhein und Ruhr. Zusätzlich muss in extremen 
Trockenperioden Wasser aus umliegenden Talsperren hinzugezogen werden (RWW, 2009a). 

Die Abwasserentsorgung erfolgt über den Emschergenossenschaft Lippe Verband (EGLV). Dieser betreibt 
mehrere Kläranlagen im Einzugesgebiet der Emscher. Die Abwässer des Gewerbegebiets Knippenburg & 
Kruppwald werden im Mischsystem in die Kläranlage am Standort Bottrop eingeleitet (Stadt Bottrop, 2009c). 
Die Kläranlage befindet sich westlich des Gewerbegebiets in nur 1,5 km Entfernung. 

Im Bereich Abfallentsorgung sind mehrere Einrichtungen und Unternehmen tätig (Stadt Bottrop, 2008a). 

Á Die Bottroper Entsorgung und Stadtreinigung AöR (BEST) sammelt, transportiert und beseitigt Abfälle 
aus privaten Haushalten und Gewerbemischstandorten bzw. führt diese einer weiteren Verwertung oder 
Entsorgung zu 

Á Die Wertstoff und Recycling Bottrop GmbH (WRB) sammelt Wertstoffe des Dualen Systems sowie 
Abfälle zur Verwertung aus Gewerbebetrieben 

Á Die Gesellschaft zur Verwertung von Grün- und Bioabfällen mbH (GVB) übernimmt die Verwertung von 
Bioabfällen in Vergärungs- oder anderen vergleichbaren Anlagen 

Daneben gibt es, insbesondere im Bereich der Bioabfälle und der Gewerbeabfälle, auch private 
Entsorgungsfirmen. 

1.1.2.3 Branchencluster 

Insgesamt sind ca. 232 Unternehmen im Gewerbegebiet „Knippenburg & Kruppwald“ ansässig. Davon sind 
ca. 198 Unternehmen im Bereich Gewerbe / Handel / Dienstleistung tätig und 34 Unternehmen dem 
produzierenden Gewerbe zuzuordnen

2
. 

Die weitere Aufgliederung des Bereichs Gewerbe / Handel / Dienstleistung ergibt folgendes Bild: 

                                                   

1
 Bei eine Niederschlagswassergebühr von 1,01 €/(m²*a) versiegelter Fläche 

2
 Die Zuordnung erfolgt auf Basis einer von der Projektleitung zur Verfügung gestellten Unternehmensliste. 

Die Liste wurde durch das IfaS bearbeitet, insbesondere wurden Mehrfachnennungen von Unternehmen 
gelöscht und fehlende Unternehmen hinzugefügt. Insgesamt stieg sich die Anzahl der Unternehmen von 
insgesamt 228 (ursprüngliche Liste) auf 232 (aktualisierte Liste). 
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Abbildung 2: Branchencluster "Gewerbe/ Handel/ Dienstleistung“ im Gewerbegebiet Knippenburg & 
Kruppwald in Bottrop 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Den Schwerpunkt bildet die Branche „Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und 
Gebrauchsgütern“, wobei hier wiederum 53 Kfz-Werkstätten und Autohändler enthalten sind. In der Branche 
„Grundstück- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung von Dienstleistungen für 
Unternehmen“ lässt sich kein besonderer Schwerpunkt feststellen. Die Bandbreite reicht hier von 
Immobilienmaklern über Ingenieurbüros bis zu verschiedenen Hausmeistertätigkeiten. Insgesamt handelt es 
sich bei dem Bereich „Gewerbe/ Handel/ Dienstleistung“ nach einer ersten Einschätzung um überwiegend 
kleine Betriebe mit einer geringen Zahl an Beschäftigten. Ausnahmen stellen hier ein 
Entsorgungsfachbetrieb sowie ein Textildienstleister (Großwäscherei) dar. 
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Abbildung 3: Branchencluster "Verarbeitendes Gewerbe" im Gewerbegebiet Knippenburg & 
Kruppwald in Bottrop 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Beim produzierenden Gewerbe liegt der Schwerpunkt in der Metallerzeugung und -bearbeitung bzw. 
Herstellung von Metallerzeugnissen. Die größten unter ihnen sind ein Rohrhersteller, ein Hersteller von 
Weißblechverpackungen sowie ein Hersteller von Kugellagern. Ein weiteres großes Unternehmen in dem 
Gebiet ist ein Hersteller von Bauchemikalien. 

1.1.2.4 Schwerpunktbranchen und ihre Stoffströme 

Im Gewerbegebiet „Knippenburg & Kruppwald“ wurden folgende Branchen als Schwerpunktbranchen 
identifiziert: 

Á Metallverarbeitendes Gewerbe 

Á Chemieindustrie 

Á Kfz-Betriebe 

Auch ein ansässiges Textildienstleistungsunternehmen (Großwäscherei) gehört aus Stoffstrommanagement-
Sicht zu den relevanten Schwerpunktunternehmen.  Da auch im Gewerbegebiet in Kaiserslautern ein 
entsprechendes Unternehmen ansässig ist, wurde auf eine Beschreibung der Stoff- und Energieströme in 
diesem Kapitel zugunsten einer Beschreibung in  der „Grobanalyse Kaiserslautern“ verzichtet. 

Metallverarbeitendes Gewerbe: 

Das metallverarbeitende Gewerbe stellt mit elf Unternehmen die größte Fraktion des produzierenden 
Gewerbes dar. Zudem handelt es sich um eine sehr energieintensive Branche. Mindestens zwei größere 
Unternehmen mit mehr als 100 Mitarbeitern (Hersteller von Weißblechverpackungen, Hersteller von Rohren 
für die Automobil- und Maschinenbauindustrie) konnten im Rahmen der Internetrecherche ermittelt werden. 

Strom: Beim Stromverbrauch haben die mechanischen (43 %) und thermischen 
Fertigungsprozesse (27 %) den größten Anteil. Für die Erzeugung von Druckluft und die 
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Beleuchtung werden teilweise jeweils mehr als 10 % des Strombedarfs eingesetzt (EA.NRW, 2009e). 

Brennstoffe: In der metallverarbeitenden Industrie überwiegt in der Regel der Brennstoffbedarf 
gegenüber dem Strombedarf (E-S-T / VDMA, 2002). Durchschnittlich werden 62 % des Brennstoffs für 
die Heizzentrale benötigt (EA.NRW 2009e). Aufgrund des Alters des Gewerbegebiets „Knippenburg & 
Kruppwald“ ist anzunehmen, dass der Brennstoffbedarf überwiegend durch fossile Energieträger gedeckt 

wird. Neben dem Einsatz von Erdgas (Kokereigas) ist auch der Einsatz von Heizöl und 
Kohle möglich.  
Wasser: Das Thema Wasser spielt in der Metallindustrie eine eher untergeordnete Rolle. 
Wasser wird vor allem für den Sanitärbereich sowie ggf. zur Kühlung benötigt. Die Mengen 
sind jedoch nur bei größeren Betrieben mit hohen Mitarbeiterzahlen von Bedeutung. 

 

Abfall: Metallabfälle stellen die Hauptabfallfraktion dieser Branche dar. Je nach Art und 
Zusammensetzung können sie einem Recycling zugeführt werden. 

 

Chemische Industrie: 

Die chemische Industrie wurde im Gewerbegebiet „Knippenburg & Kruppwald“ ebenfalls als eine 
Schwerpunktindustrie identifiziert. Zwar gibt es nur zwei Unternehmen, die in diesem Bereich tätig sind, aber 
eines dieser Unternehmen (Hersteller von Farben und Lacken) gehört zu den größten Arbeitgebern vor Ort. 
Außerdem handelt es sich bei der chemischen Industrie ebenfalls um eine sehr energieintensive Branche. 

Strom: Strom wird in erster Linie für den Betrieb von Geräten und Maschinen (z. B. Mischer, 
Mühlen, Abfüllanlagen, Fördertechnik) sowie für die Beleuchtung benötigt. 

 

 

Brennstoffe: Auch der Brennstoffbedarf der chemischen Industrie ist sehr hoch. In der Regel 
werden für die Heizungswärme und die Prozesswärme fossile Brennstoffe (z. B. Gas oder 
Heizöl) eingesetzt.  

 

Wasser: Wasser wird hauptsächlich als Kühlmittel und als Lösungsmittel eingesetzt. Der 
Wasserbedarf ist recht hoch, jedoch ist er im Sanitärbereich abhängig von der Zahl der 
Beschäftigten. 

 

 

Abfall: Je nach Produktpalette fallen in den Betrieben chemische Abfälle an, die nicht 
wiederverwertet werden können und aufgrund ihrer Umweltgefährdung fachgerecht entsorgt 
werden müssen. Organische Abfälle fallen meist nur in haushaltsähnlichen Mengen an. 

 

Kfz-Werkstätten und Autohandel 

Ein weiterer Schwerpunkt im Dienstleistungsbereich stellen die Kfz-Werkstätten und Autohändler dar. 
Insgesamt 53 solcher Unternehmen gibt es im Gewerbegebiet. Überwiegend handelt es sich hierbei um sehr 
kleine Betriebe („Garagenfirmen“) mit nur wenigen Mitarbeitern. Am Gesamtenergiebedarf des 
Gewerbegebiets haben sie vermutlich nur einen sehr geringen Anteil, aber aufgrund ihrer großen 
Verbreitung werden sie dennoch nachfolgend beschrieben. 

Strom: In Kfz-Werkstätten macht der Stromverbrauch zwischen 15 − 40 % des 
Gesamtenergieverbrauchs aus. Der Strom wird insbesondere für Beleuchtung sowie den 
Antrieb von Pumpen und Arbeitsgeräten benötigt (EA.NRW, 2009d). 

 

Brennstoffe: Brennstoffe werden vor allem für den Betrieb der Heizung benötigt. Werden in 
der Werkstatt auch Lackierarbeiten durchgeführt, so steigt der Brennstoffbedarf, da bei 
diesen Arbeiten sehr viel Prozesswärme für die Trocknung benötigt wird (EA.NRW 2009d). 
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Wasser: Der Wasserverbrauch einer Kfz-Werkstatt wird vor allem durch die 
Fahrzeugwäsche bestimmt. Werden die Autos vor Ort gereinigt (manuell oder in einer 
Waschanlage), so ist von einem erhöhten Wasserverbrauch auszugehen. Ohne die 
Fahrzeugwäsche beschränkt sich der Wasserverbrauch auf den Mitarbeiterbedarf (Küche, 
Sanitär) und den Reinigungsbedarf. 

Abfall: Wieder verwertbare Abfälle sind insbesondere Altöle, Batterien, Elektronikteile und 
Metallteile. Altöle können, wenn sie nicht belastet sind, aufbereitet und als Basisöl, Heizöl 
oder Fluxöl wieder eingesetzt werden. Ist eine stoffliche Wiederverwertung nicht möglich, 
können die Altöle auch energetisch genutzt werden, z.B. in der Zementindustrie. In 

Deutschland lag das Verhältnis zwischen stofflicher und energetischer Verwertung im Jahr 2007 bei 70 % zu 
30 % (BMU, 2007). Elektronische oder metallische Autoteile können entweder ausgebaut, repariert und 
weiterverkauft werden oder als Sekundärrohstoffe wieder in den Stoffkreislauf zurückgeführt werden. 

1.1.2.5 Bewertung der Grobanalyse Bottrop 

Das Gewerbegebiet „Knippenburg & Kruppwald“ ist durch eine sehr heterogene Struktur gekennzeichnet. Es 
sind sowohl große, namhafte Betriebe aus dem verarbeitenden Gewerbe, als auch viele kleine 
Dienstleistungsbetriebe und Handwerksbetriebe dort ansässig. Aus Sicht der Stoff- und Energieströme sind 
vor allem die großen, produzierenden Betriebe, bspw. aus der Metallbranche, relevant, da sie oft einen 
hohen Energie- und Wasserbedarf aufweisen und entsprechender Handlungs- sowie Optimierungsbedarf 
besteht. 

Nachfolgend werden die Stärken und Schwächen des Gewerbegebiets „Knippenburg & Kruppwald“ 
zusammenfassend dargestellt. Die Bewertung konzentriert sich auf die baulichen sowie strukturellen 
Rahmenbedingungen und erfolgt vor dem Hintergrund eines zukünftigen Stoffstrommanagementkonzepts. 
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Tabelle 1: Erkenntnisse und Ergebnisse der Grobanalyse Bottrop 

+ Unternehmen mit Abwärmepotenzial ansässig, 

insbesondere verarbeitendes Gewerbe (z.B. 

Metallindustrie) und Großwäscherei

- Gewerbegebiet ist 40-50 Jahre alt, dadurch hoher 

Sanierungsbedarf bei Gebäuden und Anlagen

+ Unternehmen mit recyclingfähigen Abfällen 

ansässig insbesondere Metallindustrie und Kfz-

Betriebe

- hoher Versiegelungsgrad im Gewerbegebiet, 

daher Regenwasserversickerung nur 

eingeschränkt möglich

+ Unternehmen mit Biomassepotenzial ansässig: 

Landschaftsgärtner (Grünschnitt), Imbissbetriebe 

und Nahrungsmittelhersteller (Lebensmittelreste, 

Altfett), Palettenhersteller und Baugewerbe (Alt- 

und Restholz)

- keine Freiflächenkapazitäten im Gewerbegebiet, 

kaum Möglichkeiten zur Errichtung alternativer 

Energien-Anlagen bzw. sonstiger Ver- und 

Entsorgungsanlagen (z.B. Freiflächen-PV oder 

Rohstoffzentrum)

- Unternehmen mit hohem Energie- und 

Wasserverbrauch ansässig, insbesondere 

verarbeitendes Gewerbe und Großwäscherei

+ Bestehende Interessensgemeinschaft (Verein mit 

25 Mitgliedern) bietet gute Ausgangsbasis für die 

Initiierung und Umsetzung 

unternehmensübergreifender, ganzheitlicher 

Projekte

- große Anzahl von Unternehmen und breiter 

Branchenmix erschweren Entwicklung und 

Umsetzung gemeinsamer SSM-Strategien 

(unterschiedliche Bedürfnissen und Interessen 

der Unternehmer)

+ Teilweise sehr engagierte Unternehmer mit 

Umweltmanagementsystem die als Vorbild dienen 

und Vorreiterrolle einnehmen können

- viele kleine Betriebe im Gewerbegebiet sind nicht 

organisiert und daher schwer zu mobilisieren

+ bestehende Kooperationen (gemeinsamer 

Stromeinkauf) bieten finanzielle Einsparungen 

und können ggf. weiter ausgebaut werden

- bisher keine gemeinsame Vermarktung nach 

außen (z.B. Homepage), dadurch weniger 

Synergien möglich

+ ansässige Handwerksbetriebe (Elektro- und 

Heizungsbauhandwerk), können in den Ausbau 

der erneuerbaren Energien- und 

Effizienzmaßnahmen eingebunden werden

- Gewerbekataster weist Defizite auf (Anzahl und 

Tätigkeitsbereich der Unternehmen teilweise 

unklar, Mitarbeiterzahlen nicht bekannt), daher 

nur eingeschränkte Aussagen zu den Stoff- und 

Energieströmen möglich

+ Sensibilisierung und Motivation der Unternehmen 

hinsichtlich Regenwasserversickerung und -

nutzung findet statt:"Route des Regenwassers"

+ gesplittete Abwassergebühr bietet Unternehmen 

finanzielle Ersparnisse bei 

Regenwasserversickerung oder -nutzung

+ Gewerbegebiet liegt im EU-Fördergebiet, d.h. 

insbesondere bei Neuansiedlungen oder 

Erweiterungen erhalten die Firmen finanzielle 

Unterstützung, meist gekoppelt mit Auflagen 

hinsichtlich Umweltschutz

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations-/ Management-Betrachtung

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 



 

 22 

1.1.3 Ergebnisse Kaiserslautern 

1.1.3.1 Kurzbeschreibung 

Das Industriegebiet Nord in Kaiserslautern wurde im Jahr 1998 erschlossen und umfasst eine Fläche von ca. 
100 ha. Es liegt außerhalb des Stadtkerns nördlich des Stadtteils Siegelbach. Die Verkehrsanbindung erfolgt 
über die L 367 bzw. über die A 6, die rund 4 km entfernt liegt. Neben der guten Flächenverfügbarkeit (im 
Gegensatz zur Innenstadt) und der guten Verkehrsanbindung, ist das Baugebiet auch aus finanzieller Sicht 
für Unternehmer attraktiv. 

Ebenso wie das Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald gehört auch das Industriegebiet Nord zum Ziel 2 
Gebiet der EU-Förderung. Mit dem Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ wird die 
Förderung der Unternehmen auch in der neuen Förderperiode 2007 − 2013 fortgesetzt. Entsprechend wurde 
das Baugebiet von der Wirtschaft sehr gut angenommen, d. h. fast alle Grundstücke wurden bereits verkauft 
(WFK, 2008a). 

Eine Erweiterung des Baugebietes nach Süden und nach Westen hin wurde von der Stadt bereits 
beschlossen. 

Auch im Industriegebiet Nord haben sich die Unternehmer zu einer Interessengemeinschaft 
zusammengeschlossen. Im Gegensatz zum Gewerbegebiet in Bottrop handelt es sich hierbei um einen 
losen Verbund. Die Teilnahme an den Unternehmensversammlungen, die etwa zwei Mal im Jahr stattfinden, 
ist freiwillig. Alle Unternehmen werden zu den Versammlungen eingeladen und die Treffen sind meist gut 
besucht. Die Interessengemeinschaft kümmert sich um unternehmensübergreifende Belange wie z. B. die 
Beschilderung des Gewerbegebiets, die Busanbindung oder die Fahrradwege. Darüber hinaus werden von 
der Interessengemeinschaft auch gemeinschaftliche Veranstaltungen organisiert, wie z. B. ein 
gewerbegebietsinternes Fußballturnier (Werkstattgespräch IG Nord, 2009). 

Auf zwischenbetrieblicher Ebene gibt es ebenfalls Kooperationen. So nutzen einige Unternehmen die 
Dienstleistungen ihrer Nachbarn oder kaufen dort einen Teil ihrer benötigen Waren ein. 

Auch in Sachen Umwelt engagieren sich viele Betriebe. So hat bereits ein Betrieb an einer 
Ökoprofitberatung teilgenommen und ein Unternehmen hat einen EffCheck

3
 durchführen lassen. In der 

ansässigen Großbäckerei gab es Überlegungen die Lebensmittelabfälle in einer Biogasanlage zur vergären, 
aber die entsprechenden Bemühungen blieben bis jetzt ohne Ergebnis

4
. 

Das Interesse der Unternehmen an den Themen „Energieeffizienz“ und „Erneuerbare Energien“ ist groß, 
dies zeigt sich auch im Rahmen der Klimaschutzinitiative Kaiserslautern. So haben 18 der im IG Nord 
ansässigen Firmen an der Auftaktveranstaltung zur „Klimaschutzbasierten Wirtschaftsförderungsstrategie“ 
der Stadt Kaiserslautern teilgenommen, wovon fünf wiederum die Absichtserklärung zur Unterstützung des 
Projektes unterschrieben haben. Den Fragebogen, der anschließend an die Akteure der 
Wirtschaftsförderungsstrategie versandt wurde, wurde ebenfalls von fünf Unternehmen aus dem IG Nord 
ausgefüllt. 

1.1.3.2 Infrastruktur 

Der Bebauungsplan wurde vom Stadtplanungsamt der Stadt Kaiserslautern erstellt. Der Plan sieht für das 
Gebiet eine industrielle Nutzung vor, d. h. fast jegliche Art von Industrie oder Gewerbe darf sich dort 
ansiedeln. Lediglich die Errichtung von Tankstellen ist im Gebiet unzulässig (WFK, 2008b). 

Die Stromversorgung des Gebietes erfolgt durch die Technischen Werke Kaiserslautern GmbH (TWK). 
Aufgrund seiner exponierten Lage, wird das Gebiet nur über eine Versorgungsleitung bedient. 

Des Weiteren verfügt das IG Nord über einen flächendeckenden Gasanschluss. Netzbetreiber ist hier die 
Gasanstalt Kaiserslautern AG. Ein Anschlusszwang besteht nicht, d. h. die Unternehmen können auch 
alternative (fossile oder regenerative) Möglichkeiten der Wärmeversorgung nutzen. 

Die Wasserversorgung des Gebietes erfolgt wiederum durch die TWK bzw. durch den 
„Wasserzweckverband Weihergruppe, Weilerbach“. Der Stadtteil Siegelbach, zu dem auch das IG Nord 

                                                   

3
 EffCheck ist ein Projekt des Effizienznetzes Rheinland-Pfalz (EffNet) und bezeichnet einen Effizienz Check 

in Unternehmen. 
4
 Ein an der TU Kaiserslautern entwickeltes und zum Patent angemeldetes Verfahren konnte nicht realisiert 

werden. Das IfaS war in diesem Zusammenhang mit der Fördermittelberatung beauftragt 
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gehört, wird als einziger Stadtteil von einem benachbarten Zweckverband versorgt (TWK, 2009). Die 
Abrechnung mit den Unternehmen erfolgt jedoch durch die TWK. 

Die Abwasserentsorgung erfolgt durch die Stadtentwässerung Kaiserslautern. Das Gebiet verfügt über eine 
Trennkanalisation, d. h. das Schmutzwasser und das Niederschlagswasser werden in zwei getrennten 
Kanälen abgeleitet. Die Kläranlage liegt süd-östlich des Industriegebiets in ca. 8 km Entfernung. 

Die Entsorgung der Haushaltsabfälle und der haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle erfolgt auf städtischem 
Gebiet durch den Abfallwirtschafts- und Stadtreinigungs-Eigenbetrieb der Stadt Kaiserslautern (ASK). Dieser 
wiederum transportiert die Abfälle zum Zweckverband Abfallwirtschaft Kaiserslautern (ZAK), der ein 
Abfallwirtschaftszentrum im Kapiteltal am Rande der Stadt betreibt. Dort werden die Abfälle stofflich oder 
energetisch verwertet (Kompostierung, Biomasseheizkraftwerk, Mechanisch-biologische Abfallbehandlung) 
und gegebenenfalls beseitigt (Deponie). Darüber hinaus nutzen die Firmen auch Dienstleistungen privater 
Entsorgungsbetriebe, da es für den Gewerbeabfall keine Andienungspflicht gibt. 

1.1.3.3 Branchencluster 

Insgesamt sind 19 Unternehmen im Industriegebiet Nord ansässig (Stand 2008). Zwei weitere Unternehmen 
nahmen 2009 ihren Betrieb auf (Lebensmittelgroßhandel) bzw. teilweise auf (Maschinenbaufabrik). Diese 
Unternehmen werden jedoch aufgrund der fehlenden Datengrundlage in den nachfolgenden Analysen nicht 
berücksichtigt. 

Die bereits ansässigen 19 Unternehmen sind zur Hälfte im produzierenden Gewerbe und zur Hälfte im 
Bereich Handel und Dienstleistung tätig. Die nachfolgende Abbildung zeigt die Zusammensetzung des 
Bereiches „Gewerbe / Handel / Dienstleistung“: 

Abbildung 4: Branchencluster "Gewerbe / Handel / Dienstleistung" im IG Nord in Kaiserslautern 
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Erbringung von sonstigen öffentlichen und

persönlichen Dienstleistungen

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Einen Schwerpunkt bildet hier die Branche „Verkehr- und Nachrichtenübermittlung“. Bei zwei der 
Unternehmen handelt es sich um Speditionen und das dritte Unternehmen ist ein Reisebüro, das sich auf die 
Organisation von Reisen für Angehörige der US-Armee spezialisiert hat. Bei der Branche „Land- und 
Forstwirtschaft“ handelt es sich um ein Unternehmen, welches Dienstleistungen im Bereich Garten- und 
Landschaftsbau anbietet. Von den drei in der Branche „Handel“ tätigen Unternehmen, vertreibt eines 
Werbemittel (Kugelschreiber, T-Shirts usw.), eines technische Kunststoffprodukte und das dritte 
Verpackungsmaterialien. Die Gebäudereinigungsfirma und die Schädlingsbekämpfungsfirma wurden der 
Branche „... Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen“ zugeordnet. Die Branche „Erbringung von 
sonstigen öffentlichen und persönlichen Dienstleistungen“ umfasst einen Textildienstleister (inklusive 
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Wäscherei), der sich auf das Leasing von Berufsbekleidung sowie von Textilien für die Gastronomie und den 
Hotelbedarf spezialisiert hat. 

Das verarbeitende Gewerbe kann wie folgt untergliedert werden: 

Abbildung 5: Branchencluster "Verarbeitendes Gewerbe" im IG Nord in Kaiserslautern 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren bildet einen Schwerpunkt im IG Nord. Darüber hinaus ist 
das Spektrum weit gefächert. Die größten Arbeitgeber sind eine Großbäckerei (Ernährungsgewerbe) sowie 
ein Hersteller von Spezialschmierstoffen (Mineralölverarbeitung). Bei der Metall-Branche handelt es sich um 
zwei Unternehmen, die zum einen Metallerzeugnisse für den Baubereich und zum anderen für den Bereich 
„Solar, Heizung, Kachelofen, Pelletanlagen, Fernwärme, Speicherverrohrung und Wärmepumpen“ 
herstellen. Des Weiteren befinden sich noch eine Druckerei und ein Hersteller von Eiswürfel- und Crushed-
Ice-Bereitern (Maschinenbau) im Industriegebiet Nord. 

1.1.3.4 Schwerpunktbranchen und ihre Stoffströme 

Im Industriegebiet Nord wurden unter Berücksichtigung der Relevanz für das Stoffstrommanagement 
folgende Schwerpunktbranchen und -betriebe gebildet: 

a) Kunststoffverarbeitende Industrie 

b) Großbäckerei (Branche: Ernährungsgewerbe) 

c) Wäscherei (Branche: Sonstige öffentliche und persönliche Dienstleistungen) 

Aufgrund der überschaubaren Größe des IG Nord und der sehr spezifischen Energie- und Stoffströme 
einzelner Betriebe, wurde an dieser Stelle auf eine übergeordnete branchenspezifische Beschreibung 
verzichtet und eine unternehmensspezifische Betrachtungsebene gewählt. 

Kunststoffverarbeitende Industrie 

Insgesamt sind im IG Nord drei Unternehmen im Kunststoffgewerbe tätig, wobei die Bandbreite von 
Thermoplasten

5
 für „Spritzgieß-, Extrusions-, Press- und Blasformanwendungen“, über duromere

6
 und 

                                                   

5
 Thermoplaste (auch Plastomere genannt), sind Kunststoffe, die sich in einem bestimmten 

Temperaturbereich verformen lassen 
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thermoplastische Kunststoffe (Rohre und Druckbehälter) bis zur Produktion von hochwertigen 
Kunststoffverpackungen (Kanister und Flaschen) reicht. 

Strom: Strom ist mit über 50 % der bedeutendste Energieträger bei der Energieversorgung. 
2/3 des Strombezuges fallen auf elektrische Antriebe, hier besonders auf Extruderantriebe

7
. 

Aber auch für Beleuchtung und die Erzeugung von Druckluft wird Strom verbraucht. Ein 
Schwerpunkt der Energieverwendung liegt auch in der Druckluftversorgung. Dieser Bereich 
kann bis zu 10 % der Stromkosten verursachen (EA.NRW, 2009f). 

Brennstoffe: Den größten Anteil am Verbrauch haben hier die Hallenheizsysteme. Auch für 
die Klimatisierung und Lüftung der Gebäude werden je nach System Brennstoffe benötigt.  

 

Wasser: Im Produktionsprozess wird Wasser vor allem zu Kühlungs- und 
Reinigungszwecken benötigt. Darüber hinaus ist, je nach Mitarbeiterzahl, auch von einem 
relevanten Wasserbedarf im Sanitärbereich auszugehen. 

 

Abfall: Kunststoffabfälle stellen die größte Abfallfraktion dieser Branche dar. Je nach Menge 
und Beschaffenheit ist ein Recycling dieser Abfälle möglich und auch ökonomisch und 
ökologisch sinnvoll. 

 

Ernährungsgewerbe (Großbäckerei) 

Die im IG Nord ansässige Großbäckerei ist der größte Arbeitgeber vor Ort. Die Bäckerei beliefert insgesamt 
99 Filialen im Großraum Saarland / Pfalz mit Backwaren. Allein 21 Filialen befinden sich in Kaiserslautern 
(Barbarossa Bäckerei, 2009). 

Bäckereien gelten im Allgemeinen als sehr energieintensive Betriebe. Beinahe die Hälfte des 
Energieverbrauchs ist auf die Nutzung der Backöfen zurückzuführen. Während für den Backvorgang in 
erster Linie Heizenergie benötigt wird, wächst, durch zunehmenden Einsatz von Kühl- und Tiefkühltechnik, 
der Verbrauch von elektrischer Energie stetig an. (EA.NRW, 2009g) 

Strom: Der Anteil des Stroms am Gesamtenergiebedarf liegt bei Bäckereien durchschnittlich 
etwa bei 30 %. Der größte Teil wird für Prozesswärme (45 %) und Kühlung (30 %) 
verbraucht. Aber auch für Wasseranlagen, Beleuchtung, Heizung und Lüftung sowie für den 
Einsatz der Produktionsmaschinen wird Strom verbraucht (EA.NRW 2009g). 

Brennstoffe: Der größte Energieverbraucher in diesem Bereich sind die Backöfen, die mit 
Gas, Heizöl oder elektrisch betrieben werden können. Je nach Produkt und Backphase 
erreichen die Öfen ein Temperaturniveau von 200-300 °C. Entsprechend fallen beim 
Backprozess auch große Mengen Abwärme an (z. B. Abstrahlungen des Ofens, Abwärme 
des Gebäcks und Restwärme der Abgase) (EA.NRW, 2009g). 

Wasser: Auch der Wasserverbrauch spielt eine nicht unerhebliche Rolle in einer Bäckerei. 
Es wird für vielfältige Zwecke eingesetzt, z. B. als Lebensmittelzutat, für Reinigungszwecke 
sowie für die Mitarbeiter (Teeküche, Waschen, WC-Spülung). 

 

Abfall: Eine der Hauptabfallfraktionen stellen die organischen Abfälle dar. Je nach 
Organisation und Größe der Bäckerei fallen in großen Mengen Lebensmittelreste 
(abgelaufene Zutaten, Fehlchargen, Rückläufe aus den Filialen etc.) an und die Entsorgung 
ist oft sehr kostenintensiv. 

Wäscherei: 

                                                                                                                                                                         

6
 Duromere (auch Duroplaste genannt), sind Kunststoffe, die nach ihrer Aushärtung nicht mehr verformt 

werden können 

7
 Extruder sind Fördergeräte, die nach dem Funktionsprinzip des Schneckenförderers feste bis dickflüssige 

Massen unter hohem Druck und hoher Temperatur gleichmäßig aus einer formgebenden Öffnung 
herauspressen. Dieses Verfahren wird als Extrusion bezeichnet.  
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Im Sektor „Gewerbe / Handel / Dienstleistung“ ist aus Stoffstrommanagement-Sicht vor allem die Wäscherei 
von Interesse, da es sich hierbei um ein sehr energie- und wasserintensives Gewerbe handelt. Die 
ansässige Wäscherei gehört zu einer von 13 Niederlassungen weltweit. Der Mutterkonzern sitzt in Nebraska 
/ USA (Alsco, 2009). 

Strom: Der Strombedarf macht rund 10 % des Gesamtenergiebedarfs aus, wobei etwa 30 % 
auf die Lüftung, 30 % auf die Elektromotoren und je 10 % auf die Bereiche Beleuchtung, 
Druckluft, Prozesswärme und Heizungsinfrastruktur entfallen (EA.NRW, 2009c). 

 

Brennstoffe: Der Brennstoffbedarf stellt mit durchschnittlich 90 % den Hauptanteil des 
Energiebedarfs dar. Der Brennstoff wird hauptsächlich für den Betrieb der Mangeln 
(Bügelautomaten) benötigt, die auf einem Temperaturniveau von ca. 150 °C arbeiten. Meist 
handelt es sich um fossil betriebene Dampfanlagen (EA.NRW, 2009c). 

 

Wasser: Auch der Wasserverbrauch stellt in einer Wäscherei einen enormen Kostenfaktor 
dar. Je nach Betrieb liegt der Verbrauch zwischen 15 und 40 Liter Wasser pro Kilogramm 
Wäsche (EA.NRW, 2009c). 

 

 

Abfall: Textilabfälle stellen die Hauptabfallfaktion dar. Ein Recycling dieser Abfälle ist nur 
bedingt möglich. 

 

1.1.3.5 Bewertung der Grobanalyse Kaiserslautern 

Auch das Industriegebiet Nord ist durch eine heterogene Struktur gekennzeichnet, wobei die Anzahl der 
Unternehmen sehr viel geringer ist als in Bottrop und das produzierendes Gewerbe anteilig sehr viel stärker 
vertreten ist. Außerdem unterscheiden sich die Gewerbegebiete auch hinsichtlich ihrer baulichen 
Voraussetzungen (insbesondere Alter der Gebäude sowie Freiflächenanteil im Gewerbegebiet) sowie 
hinsichtlich der Größe und der Anzahl der Unternehmen. 

Die nachfolgende Stärken- und Schwächenanalyse veranschaulicht die strukturellen Rahmenbedingungen 
und dient gemeinsam mit der Stoffstromanalyse als Grundlage für die Identifikation von 
Handlungsschwerpunkten. 



 

 27 

Tabelle 2: Erkenntnisse und Ergebnisse der Grobanalyse Kaiserslautern 

+ Industriegebiet ist erst 10 Jahre alt, daher 

verhältnismäßig guter Standard bei Gebäuden 

und Maschinen

- Industriegebiet wurde auf der grünen Wiese 

errichtet (Flächenverbrauch), Ausweitung des 

Industriegebiet bedeutet zusätzliche 

Flächenversiegelung

+ viel Grünfläche im Gewerbegebiet daher 

Regenwasserversickerung möglich und praktiziert 

(Versickerungsmulden)

- Unternehmen mit hohem Energie- und 

Wasserverbrauch ansässig, insbesondere 

verarbeitendes Gewerbe und Großwäscherei

+ Unternehmen mit Abwärmepotenzial ansässig, 

insbesondere verarbeitendes Gewerbe (z.B. 

Kunststoffindustrie) und Großwäscherei

+ Unternehmen mit recyclingfähigen Abfällen 

ansässig, insbesondere Kunststoffindustrie 

+ Unternehmen mit Biomassepotenzial ansässig: 

Landschaftsgärtner (Grünschnitt) und 

Großbäckerei (Lebensmittelreste)

+ Entwicklungsflächen im Gebiet vorhanden, 

Errichtung von EE-Anlagen und alternativer Ver- 

und Entsorgungsstruktur möglich (Freiflächen-PV, 

Rohstoffzentrum, Biogasanlage)

+ bestehene Interessensgemeinschaft und enge 

Kooperation zwischen Unternehmen und 

Wirtschaftsförderung bietet gute Ausgangslage 

für die Initiierung und Umsetzung innovativer 

Modellprojekte

- Interessensgemeinschaft ist noch ein loser 

Verbund (keine feste Mitgliedschaft), daher bei 

zunkünftigen Projekten nur eingeschränkt 

belastbar 

+ Teilweise sehr engagierte Unternehmen 

(Ökoprofit, Effcheck, PV), die als Vorbild 

fungieren und Vorreiterrolle einnehmen

- breiter Branchenmix schränkt Entwicklung und 

Umsetzung gemeinsamer SSM-Strategien ein 

(unterschiedliche Bedürfnissen und Interessen 

der Unternehmer) 

+ isolierte Lage und geringe Anzahl von 

Unternehmen stärken das Gemeinschaftsgefühl 

(Kundenbeziehungen zwischen den 

Unternehmen, gemeinsame Veranstaltungen, z.B. 

Fußballturnier)

- Gewerbekataster weist Defizite auf, inbesondere 

Mitarbeiterzahlen nicht vollständig bekannt und 

teilweise veraltet

+ ein Unternehmen im Bereich erneuerbare 

Energien und Energieeffizienz (Herstellung von 

Systemkomponenten für EE-Anlagen und 

Nahwärme) kann Know-How und Kontakte für 

entsprechende Maßnahmen beisteuern

+ überschaubares Gebiet, Anzahl und 

Tätigkeitsbereich der Unternehmen bekannt, 

daher Einschätzung der Stoff- und Energieströme 

möglich

+ gesplittete Abwassergebühr bietet Unternehmen 

finanzielle Ersparnisse bei 

Regenwasserversickerung oder -nutzung

+ Gewerbegebiet liegt im EU-Fördergebiet, d.h. 

insbesondere bei Neuansiedlungen oder 

Erweiterungen erhalten die Firmen finanzielle 

Unterstützung, meist gekoppelt mit Auflagen 

hinsichtlich Umweltschutz

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations-/ Management-Betrachtung

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 
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1.1.4 Ergebnisse Bremen 

1.1.4.1 Kurzbeschreibung 

Der Technologiepark Bremen liegt im Stadtteil Blockland im Norden der Hansestadt. Im Norden grenzt der 
Technologiepark unmittelbar an ein Naturschutzgebiet. Das Gewerbegebiet wird über die A 27 erschlossen, 
die nördlich des Gebiets verläuft. 

„Anfang der 70er-Jahre wird die Universität als „wissenschaftlicher Komplex“ vor den Toren der Stadt 
aufgebaut“. Die Entwicklung des Technologieparks erfolgte erst später Ende der 1980er Jahre. (Universität 
Bremen, 2009a) Heute umfasst der Park eine Fläche von ca. 170 ha (TP Uni Bremen e.V., 2009), wobei die 
Universität nach wie vor eine zentrale Rolle spielt. Die Besiedlung des Technologieparks ist noch nicht 
vollständig abgeschlossen. 

Ebenso wie in den Gewerbegebieten in Bottrop und in Kaiserslautern gibt es im Technologiepark eine Inte-
ressengemeinschaft. Die „Technologiepark Uni Bremen e.V.“ ist ein eingetragener Verein, der über einen 
Vorstand, einen Geschäftsführer und seit kurzer Zeit auch über eine festangestellte 
Gewerbegebietsmanagerin verfügt. Derzeit besteht der Verein aus 40 Mitgliedern (TP Uni Bremen e.V., 
2009). 

Das Thema Umwelt- oder Klimaschutz spielt insbesondere in der Universität eine wichtige Rolle. So hat die 
Hochschule bereits 2004 ein Umweltmanagementsystem etabliert und ist nach europäischen Richtlinien 
„EMAS“ zertifiziert. Das Umweltmanagement ist am Zentrum für Umweltforschung und nachhaltige 
Technologien (UFT) angesiedelt (UFT, 2009a). 

Neben dem UFT beschäftigen sich auch andere Institute und Forschungseinrichtungen mit den Themen 
Nachhaltigkeit und Umweltschutz. Insbesondere folgende Einrichtungen können hier genannt werden: 

Á Artec – Forschungszentrum für Nachhaltigkeit 

Á Kompetenzzentrum Nachhaltigkeit – POLIS – Institut für Mensch-Umwelt-Beziehung 

Á IUP – Institut für Umweltphysik 

Á ECO – Zentrum für umweltverträgliche Fertigungstechnik 

Á IUV - Institut für Umweltverfahrenstechnik 

Mit der Einrichtung „UniTransfer“ steht den Unternehmern im Technologiepark aber auch darüber hinaus 
eine zentrale Anlaufstelle für die Vermittlung wissenschaftlicher Kooperationspartner zur Verfügung 
(UniTransfer, 2008). 

1.1.4.2 Infrastruktur 

In unmittelbarer Nähe des Technologieparks befindet sich ein Müllheizkraftwerk. Über dieses Kraftwerk wird 
der Technologiepark sowohl mit Strom als auch mit Fernwärme versorgt. Betreiber des Kraftwerks ist die 
swb AG. Hinsichtlich der Fernwärme besteht für die im Technologiepark ansässigen Unternehmen sowie die 
Universität Anschlusszwang (swb AG 2009a und swb AG 2009b). 

Zusätzlich zur Energieversorgung ist die swb AG auch für die Wasserversorgung des Gebietes zuständig. 
(swb AG, 2009a) 

Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt durch die hanseWasser Bremen GmbH. Das Schmutzwasser wird in 
die 9,5 km entfernt liegende Kläranlage Seehausen geleitet (hanseWasser Bremen GmbH, 2009). 

Die Entsorgung der Haushaltsabfälle übernehmen die Bremer Entsorgungsbetriebe (BEB), ein Eigenbetrieb 
der Stadtgemeinde, der auch die Blocklanddeponie betreibt. Die Entsorgung der einzelnen Abfallfraktionen 
erfolgt unterschiedlich (Bremer Entsorgungsbetriebe, 2008). 

Á Siedlungsabfälle und Sperrmüll werden in der Regel im Müllheizkraftwerk der swb AG energetisch 
genutzt 

Á Bioabfälle werden kompostiert 

Á Papier, Pappe, elektronische Geräte, Metalle und Textilien werden wieder verwertet. 

Der Gewerbeabfall wird überwiegend von privaten Entsorgungsbetrieben eingesammelt. Die 
Verwertungswege sind nicht bekannt, doch es ist davon auszugehen, dass die meisten Abfälle im 
Müllheizkraftwerk bzw. auf der Deponie entsorgt werden. 
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1.1.4.3 Branchencluster 

Neben der Universität sind 289 Unternehmen im Technologiepark ansässig
8
. Der Branchenmix zeigt, dass 

sich der Technologiepark zu einem dienstleistungs- und forschungsorientierten High-Tech-Standort 
entwickelt hat.  

Der Anteil der Branche „Gewerbe / Handel / Dienstleistung“ beträgt 85,5 % (247 Unternehmen) gegenüber 
11,5 % (33 Unternehmen) beim verarbeitenden Gewerbe. 3 % der Unternehmen (9) konnten keiner der 
beiden Branchen eindeutig zugeordnet werden. 

Eine tiefer gehende Analyse der Kategorie „Gewerbe/  Handel / Dienstleistung“ zeigt folgendes Bild: 

Abbildung 6: Branchencluster „Gewerbe / Handel / Dienstleistung“ im Technologiepark Bremen 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Der größte Teil der Unternehmen ist der Branche „Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung 
beweglicher Sachen, Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen“ zuzuordnen. Dahinter verbergen sich 
überwiegend Unternehmen, die wirtschaftliche Dienstleistungen erbringen (z. B. Unternehmensberatung und 
Wirtschaftsprüfung), Unternehmen die im Bereich der Informations- und Kommunikationsbranche tätig sind 
sowie Forschungseinrichtungen. 

Die Kategorie verarbeitendes Gewerbe besteht nur aus 33 Unternehmen. Außerdem ist davon auszugehen, 
dass es sich überwiegend um industrielles Kleingewerbe handelt, große Industrieunternehmen sind im 
Technologiepark nicht anzutreffen. 

                                                   

8
 Gewerbeliste wurde von der Projektleitung zur Verfügung gestellt, auf der Homepage des 

Technologieparks werden 320 Unternehmen genannt, ein Abgleich war nicht möglich 
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Abbildung 7: Branchencluster „Verarbeitendes Gewerbe“ im Technologiepark Bremen 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Branche „Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen“ nimmt mit 
18 Unternehmen den größten Anteil am verarbeitenden Gewerbe ein. Die Unternehmen dieser Branche 
stellen meist Apparate oder Bauteile im Bereich Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik her. 

1.1.4.4 Schwerpunktbranchen und ihre Stoffströme 

Aufgrund der zentralen Rolle der Universität im Technologiepark werden an dieser Stelle ausschließlich die 
Stoff- und Energieströme dieser Einrichtung beschrieben. An der Universität Bremen arbeiten ca. 3.000 
Menschen (TP Uni Bremen e.V., 2009), damit ist sie der größte Arbeitgeber im Technologiepark. Hinzu 
kommen ca. 18.250 Studierende (Wintersemester 2007/ 2008) (Universität Bremen, 2009b). Diese Zahlen 
verdeutlichen bereits, dass die Universität im Technologiepark einen Hauptanteil am Energie- und 
Wasserbedarf aufweist. 

Strom: Strom wird vor allem für die Beleuchtung, die Bürogeräte sowie zur Lüftung und 
Klimatisierung der Räume benötigt. Gemäß der Studie von PROGNOS (2007) entfallen in 
der Branche Erziehung und Unterricht etwa 36 % des Stromverbrauchs auf die Beleuchtung, 
und je ca. 19 % auf die Bürogeräte und die Lüftung und Klimatisierung. 

Brennstoffe: Fernwärme benötigt die Universität in erster Linie für Heizungszwecke. 
Insgesamt erstreckt sich die Universität auf mehr als 100 Gebäude(UFT, 2009c), von denen 
einige bis zu 35 Jahre alt sind. Aber auch für die Beheizung des Schwimmbads, den Betrieb 
der Mensa sowie ggf. für Laborzwecke wird Wärme benötigt. 

Wasser: Angesichts der Mitarbeiter- und Studierendenzahlen nimmt der 
Sanitärwasserbedarf eine zentrale Rolle ein. Des Weiteren wird Wasser für  
Kühlungszwecke (Klimatisierung), die Nahrungsmittelzubereitung in der Mensa, für den 
Betrieb des Universitäts-Schwimmbads sowie für Reinigungs- und Bewässerungszwecke 

Wasser eingesetzt. 

Abfall: Die wichtigsten Abfallfraktionen stellen der Bioabfall aus der Mensa, der Papierabfall 
und der Restmüll dar. Im Umweltbericht der Universität werden darüber hinaus auch 
Lösungsmittel und gefährliche Abfälle genannt. 

 

1.1.4.5 Bewertung der Grobanalyse Bremen 



 

 31 

Im Gegensatz zu den Gewerbegebieten in Bottrop und in Kaiserslautern handelt es sich bei dem 
Technologiepark Bremen um einen forschungs- und dienstleistungsorientierten Standort, der sehr homogen 
strukturiert ist. 

Die Universität ist der zentrale Akteur im Technologiepark und spielt auch hinsichtlich der Stoff- und 
Energieströme eine entscheidende Rolle. 

In der nachfolgenden Tabelle werden die strukturellen Rahmenbedingungen betreffend ihrer Stärken und 
Schwächen nochmals zusammenfassend dargestellt. 

Tabelle 3: Erkenntnisse und Ergebnisse aus der Grobanalyse Bremen 

+ hoher Freiflächenanteil ermöglicht 

Regenwasserversickerung

- Alter des Technologieparks lässt auf vorhandenen 

Sanierungsbedarf bei Gebäuden und Infrastruktur 

schließen

+ Unternehmen mit Biomassepotenzial 

ansässig:Hotels/ Cafes, Uni-Mensa 

(Lebensmittelreste, Altfett), Baugewerbe mit 

Holzresten

- Universität mit sehr hohem Energie- und 

Wasserverbrauch (ca. 3.000 Mitarbeiter + ca. 

18.000 Studenten)

+ hoher Freiflächenanteil im Technologiepark 

vorhanden, Bau von Versickerungsmulden, 

-becken möglich

+ gute Vorraussetzung zur wirtschaftlichen Nutzung 

von Regenwasser (hoher Wasserbedarf im 

Sanitärbereich und hoher Freiflächenanteil für 

unterirdische Tanks)

+ Entwicklungsflächen im Gebiet vorhanden, 

Nutzung für EE-Anlagen (z.B. Freifläche-PV) 

möglich

+ Bestehende Interessensgemeinschaft mit eigener 

Gewerbeparksmanagerin, Koordination von 

Projekten findet bereits statt, enge Kooperation 

mit der Wirtschaftsförderung

- keine Unterscheidung zwischen Technologiepark 

und Uni möglich, sowohl die Gebäudestruktur als 

auch die Institute und Forschungseinrichtungen 

betreffend

+ Universität ist im Umweltbereich engagiert (Lehre, 

Forschung, Umweltmanagement), sie nimmt eine 

Vorbildrolle ein und steht als wissenschaftlicher 

Kooperationspartner zur Verfügung, mehrere 

Forschungseinrichtungen mit den Schwerpunkten 

Umwelt, Gebäudemanagement und regionale 

Wirtschaftsförderung

- Gewerbekataster weist Defizite auf (Anzahl und 

Tätigkeitsbereich der Unternehmen teilweise 

unklar, Mitarbeiterzahlen nicht bekannt), daher 

nur eingeschränkte Aussagen zu den Stoff- und 

Energieströmen möglich

+ Kooperationen werden durch Uni-Transfer, sowie 

Interessensgemeinschaft gefördert

- Interessensgemeinschaft umfasst ca. 40 

Mitglieder, d.h. viele Unternehmen sind nicht 

organisert und daher schwer zu mobilisieren

+ Technologiepark besitzt eine eigene Homepage 

und kann seine Aktivitäten nach außen 

vermarkten

+ Bisher keine gesplittete Abwassergebühr, aber  

Förderung der Regenwassernutzung durch 

Förderprogramm, ab 2011 gesplittete 

Abwassergebühr

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations/ Management-Betrachtung
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 
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1.2 Stoffstromanalyse 

Zur Konkretisierung der Energie- und Stoffströme vor Ort wurde in Ergänzung und Fortführung der 
Grobanalyse für jedes Gewerbegebiet eine Stoffstromanalyse durchgeführt. Einerseits soll diese soweit wie 
möglich betriebliche Input- / Output-Stoffströme berücksichtigen und andererseits soll die Analyse eine 
Energie- und Stoffstrombilanz für die jeweiligen Gewerbegebiete insgesamt abbilden. Diese Energie- und 
Stoffstrombilanz liefert wiederum eine Grundlage zur Identifizierung von Handlungsschwerpunkten und 
Leuchtturmprojekten, die in Kapitel 1.5 dargestellt werden. 

Im Einzelnen liefert die Stoffstromanalyse: 
Á eine Beschreibung der identifizierten Input- / Output-Stoffströme im Bereich Energie (Energieverbrauch 

sowie -versorgung / -erzeugung) für die jeweiligen Gewerbeparks (unter Berücksichtigung der 
Stoffströme von Einzelunternehmen, soweit bekannt), 

Á eine Beschreibung der identifizierten Input- / Output-Stoffströme im Bereich Wasser (Wasserverbrauch 
sowie Schmutzwasseraufkommen) der Gewerbegebiete (unter Berücksichtigung der Stoffströme von 
Einzelunternehmen, soweit bekannt), 

Á eine Beschreibung sonstiger relevanter Stoffströme (z. B. Abfall) der jeweiligen Systeme (unter 
Berücksichtigung der umgebenden Regionen), 

Á eine Darstellung (Sankey-Diagramme) der Stoff- und Energieströme der Gewerbegebiete und 
Á eine Bewertung der Stoff- und Energieströme der Gewerbegebiete. 

1.2.1 Angewandte Methodik und Vorgehensweise 

Die Ergebnisse der Stoffstromanalyse sind nachfolgend für jedes der Gebiete in eine parkweite Stoff- und 
Energiebilanz sowie in die Betrachtung der Unternehmensebene untergliedert. 

Entsprechend wurden auch zwei verschiedene Vorgehensweisen gewählt. Zum einen wurden für die 
parkweite Betrachtung Daten bei den zentralen Versorgern angefordert (siehe Grobanalyse) und zum 
anderen wurde in den einzelnen Gewerbegebieten zur Erfassung der wesentlichen Stoff- und Energieströme 
eine Unternehmensbefragung durchgeführt. Die Vorgehensweise zur Unternehmensbefragung gestaltete 
sich wie folgt: 

Zunächst entwickelte das IfaS einen ersten Entwurf des Fragebogens. In stetiger Absprache mit der 
Projektleitung wurde der Fragebogen mehrfach überarbeitet und weiterentwickelt. Ebenso wurden auf 
Wunsch der Projektleitung die Fragen aus dem Teilprojekt „Unternehmensnahe Kinderbetreuung“ in den 
entwickelten Fragebogen integriert und die Befragung in Form eines Online-Fragebogens vorgenommen. 

Die technische Umsetzung des Fragebogens, d. h. die Entwicklung und Gestaltung des Online-Fragebogens 
übernahm die Universität Oldenburg. Aufgrund technischer Einschränkungen konnte der Fragebogen nicht 
wie geplant umgesetzt werden. Dieser Umstand erforderte von Seiten des IfaS mehrfache Überarbeitungen 
und Korrekturen sowie eine intensive Abstimmung mit der Projektleitung und der Universität Oldenburg. 

Durch den hohen technischen und zeitlichen Aufwand konnte der Fragebogen erst im Frühjahr 2009 
fertiggestellt werden. Die Bekanntgabe des Online-Fragebogens erfolgte in den jeweiligen Gewerbegebieten 
unterschiedlich: 

Á In Bottrop verteilte die Projektkoordinatorin die Zugangs-Codes im Rahmen einer 
Unternehmerversammlung an die anwesenden Firmen. 

Á In Kaiserslautern erfolgte der Versand der Zugangscodes an alle Unternehmen am 05.März 2009 per E-
Mail über die dortige Interessengemeinschaft. Am 03. April 2009 wurden die Unternehmer im Rahmen 
einer Zwischenpräsentation des Projektes nochmals persönlich für die Teilnahme an der Befragung 
motiviert. Später erfolgte nochmals eine Erinnerung per E-Mail. 

Die Online-Befragung wurde im Mai 2009 beendet. Der Rücklauf stellte sich wie folgt dar: 

Á In Bottrop haben fünf Unternehmen an der Befragung teilgenommen, wobei nur zwei Unternehmen 
relativ umfassend antworteten. Zwei Unternehmen beantworteten die Fragen nur teilweise und zwei 
weitere nur geringfügig. 

Á In Kaiserslautern haben sieben Unternehmen an der Befragung teilgenommen, was einem Rücklauf 
von knapp 37 % entspricht und die Aktion damit insgesamt als erfolgreich eingestuft werden kann. 

Aufgrund der unzureichenden Datenlage wurden in Kaiserslautern und in Bottrop bei den Unternehmen 
nochmals Daten nachgefasst. Dies geschah z. T. durch Gespräche vor Ort (vgl. Anhänge), durch den 
Versand von Kurzfragebögen sowie durch telefonische Anfragen: 
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Á In Bottrop konzentrierte sich die Kontaktaufnahme vor allem auf die Mitglieder der 
Interessengemeinschaft. Durch die persönlichen Kontakte konnten noch Daten von zwei weiteren 
Firmen (Gas- und Stromverbrauch sowie einmal auch Wasserverbrauch der Unternehmen) gewonnen 
werden. Der Versand von 200 Kurzfragebögen Ende September 2009 brachte kaum zusätzlichen 
Daten

9
, lediglich ein Unternehmen hat den Fragebogen an IfaS zurück gesandt. 

Á In Kaiserslautern wurden 18 der 19 Unternehmer telefonisch kontaktiert
10

 und fehlende Daten ermittelt. 
Bei entsprechender positiver Resonanz wurde den Unternehmern nochmals ein Kurzfragebogen 
zugemailt. Insgesamt konnten so die Daten von sechs weiteren Unternehmen gewonnen werden, 
wodurch die Situation vor Ort sehr gut abgebildet werden kann. 

1.2.2 Ergebnisse Bottrop 

1.2.2.1 Gesamtbilanz Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald, Bottrop 

Das nachfolgende Sankey-Diagramm veranschaulicht die wesentlichen Stoff- und Energieströme des 
Gewerbegebiets Knippenburg & Kruppwald. 

Abbildung 8: Stoff- und Energieströme im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald, Ist-Situation 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

In der Abbildung werden die wesentlichen In- und Outputströme des Gewerbegebiets für das Jahr 2008 
bilanziert. 

Der Strombedarf beläuft sich auf rund 38.821 MWh/a. Der Brennstoffbedarf wurde im Rahmen einer 
Hochrechnung ermittelt und macht etwa 2/3 des Gesamtenergiebedarfs aus (vgl. Anhang 4). Eine Trennung 
zwischen Gas- und Heizölverbrauch war aufgrund der schlechten Datenlage nicht möglich, doch es ist 
davon auszugehen, dass die meisten Betriebe an das örtliche Gasnetz angeschlossen sind und nur wenige 
Betriebe Heizöl beziehen. Neben Energie benötigt das Gewerbegebiet auch sehr viel Trinkwasser. Eine 
Quantifizierung des Gesamttrinkwasserbedarfs war im Rahmen der vorliegenden Projektstudie nicht 
möglich. Lediglich die Abwassermenge wurde von der Stadt Bottrop zur Verfügung gestellt.  

                                                   

9
 Kurzfragebogen wurde von IfaS erstellt und von der Projektleitung an die Unternehmen versandt. 

10
 Ein Unternehmen meldete Ende 2008 Insolvenz an und wurde daher nicht kontaktiert. 
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Die lokalen Potenziale werden nach vorliegendem Kenntnisstand nur in sehr geringem Maße genutzt (vgl. 
Kapitel 1.2.2.2) 

Regenwasser wird, soweit bekannt, bisher nicht oder kaum genutzt. Ebenso werden die Energiepotenziale 
innerhalb des Gewerbegebiets bisher kaum genutzt. 

Entsprechend dem hohen Ressourcenbedarf sind auf der Output-Seite sehr hohe Kosten und CO2-
Emissionen zu verzeichnen Die CO2-Emissionen belaufen sich auf ca. 42.373 t pro Jahr. (vgl. Kapitel 1.3.2). 

Insgesamt fließen jährlich knapp zehn Millionen Euro aus dem Gebiet heraus, dabei setzten sich die Kosten 
wie folgt zusammen: 

Tabelle 4: Berechnung der Energie- und Wasserkosten im Gewerbegebiet "Knippenburg & 
Kruppwald" im Jahr 2008 

MWh Preis €/kWh

Summe Gewerbe-

gebiet in €

Strom 38.821 0,12 4.658.480

Gas/ Heizöl 82.494 0,06 4.949.635

m³ Preis €/m³
Summe Gewerbe-

gebiet in €

Wasser nicht quanitifiziert 1,62 nicht quanitifiziert

Abwasser 214.560 1,56 334.714

Summe Wasser/ Energie 9.942.829
 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Hinsichtlich der Brennstoffe ist anzumerken, dass lediglich das Heizöl importiert werden muss und das 
Gasnetz unter anderem von der benachbarten Kokerei gespeist wird, sodass ein Teil des Geldes in der 
Region verbleibt. 

Die in der Abbildung genannten Zahlen beruhen zum Teil auf Angaben der Versorger und zum Teil auf 
eigene Hochrechnungen. Eine Erläuterung zu den Grundlagendaten und Berechnungen befindet sich im 
Anhang 4. 

1.2.2.2 Blick in die Unternehmen 

Ergänzend zu der zuvor dargestellten Gesamtbilanz des Gewerbegebiets werden nachfolgend betriebliche 
Energie- und Stoffströme betrachtet. Die Daten stammen aus der Unternehmensbefragung 
(Onlinebefragung + Kurzfragebogen) sowie weiteren Informationsquellen (z.B. eigene Recherchen oder 
Daten, die von der Projektkoordinatorin zur Verfügung gestellt wurden). 

Tabelle 5: Mitarbeiterzahlen im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 

Anzahl der 

Unternehmen
Mitarbeiterzahl

Unternehmen mit 1 - 10 

Mitarbeitern

Unternehmen mit 

11 - 50 

Mitarbeitern

Unternehmen mit 

mehr als 51 

Mitarbeitern

Ermittelte Daten 13 1.450 2 5 6

Gesamt 232 ca. 2500 k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 6% 58% k. A. k. A. k. A.

Mitarbeiterzahlen 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Mitarbeiterzahlen stammen zum Teil aus der Online-Befragung und zum Teil aus den Kurzfragebögen. 

Insgesamt beteiligten sich nur 6 % der ansässigen Unternehmen an den Befragungen. Die Unternehmen 
repräsentieren jedoch ca. 58 % der Belegschaft. Insbesondere an der Online-Befragung haben sich 
überwiegend große Unternehmen beteiligt. Anzumerken ist auch, dass nur zwei große Betriebe, die bereits 
im Bereich Umweltmanagement aktiv sind, den Online-Fragebogen vollständig ausgefüllt haben. 

Die Gesamtbeschäftigtenzahl im Gewerbegebiet wurde dem IfaS von Seiten der Projektleitung genannt. 
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Tabelle 6: Energieverbrauch im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 

Anzahl der 

Unternehmen

Strombedarf in 

MWh

Unternehmen mit 

Gasanschluss

Gasbedarf in 

MWh

Heizölbedarf in 

MWh

Ermittelte Daten 7 12.459 6 19.488 5.692

Gesamt 232 38.821 k.A

Anteil am Gesamt in % 3% 32% k.A

Ist-Situation: Energie 2008

31%

82.494

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Daten der sieben Unternehmen repräsentieren 52 % des Stromverbrauchs und 31 % des 
Brennstoffbedarfs. Vier der sieben Unternehmen beziehen ausschließlich Gas als Brennstoff, ein 
Unternehmen bezieht ausschließlich Heizöl und zwei Unternehmen beziehen sowohl Gas als auch Heizöl. 

Die Daten eines Unternehmens sind dem Umweltbericht entnommen und beziehen sich auf das Jahr 2007. 

Tabelle 7: Erneuerbare Energien und Abwärmenutzung im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 

Anzahl der 

Unternehmen
Photovoltaik Solarthermie Biomasse Luft / Erdwärme

Abwärme / 

Prozesswärme

Ermittelte Daten 1 1 Anlage k. A. 1 k. A. 2

Gesamt 232 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 0% k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Ist-Situation: Energieeffizienz und Erneuerbare Energien 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Im Rahmen der Solarkartierung (Luftbildauswertung sowie anschließende Begehung) konnte eine 
Photovoltaikanlage identifiziert werden. Die Anlage hat eine installierte Leistung von 380 kWp (sycon 
engeneering, 2009). 

Ein Unternehmen verwertet Holzabfälle anderer Unternehmen vor Ort und nutzt die Wärmeenergie zur 
Beheizung. 

Zwei Unternehmen nutzen Abwärme aus den betrieblichen Abwasserströmen. 

Zu anderen erneuerbaren Energieträgern bzw. zu Energieeffizienzmaßnahmen in den Unternehmen liegen 
keine Informationen vor. 

Tabelle 8: Wasserver- und entsorgung im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 

Anzahl der 

Unternehmen

Wasser-

verbrauch in m³

Abwasseraufkommen in 

m³

Wasser-

aufbereitung

Ermittelte Daten 3 26.568 12.736 k. A.

Gesamt 232 k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 1% k. A. k. A. k. A.

Ist Situation: Wasser / Abwasser 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Daten eines Unternehmens sind dem Umweltbericht entnommen und beziehen sich auf das Jahr 2007. 

Tabelle 9: Abfallaufkommen im Gewerbegbiet Knippenburg & Kruppwald 

Holz in t Grünschnitt in t Lebensmittel in t Kunststoffe in t Metalle in t

Ermittelte Daten 1 1,64 k.A. k.A. k.A. 60,59

Gesamt 232 k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

Anteil am Gesamt in % 0% k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

Ist Situation: Biomasse/ Abfall 2008

Organische Abfälle Sonstige WertstoffeAnzahl der 

Unternehmen

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Nur ein Unternehmen hat Angaben zu seinem Abfallaufkommen gemacht. Bei den 1,64 t Holz handelt es 
sich um unbehandeltes Holz der Sorte 1. Die Metallabfälle setzen sich aus Weißblechen (58,5 t), Aluminium 
(1,35 t) und Stahlschrott (0,74 t) zusammen. 
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Aus dem Umweltbericht eines weiteren Unternehmens geht hervor, dass dort 2007 ein 
Gesamtabfallaufkommen von 4.522 t vorlag. Dabei handelt es sich überwiegend um wieder verwertbare 
Abfälle wie, Kunststoffgebinde, Weißbleche, Grobbleche und Holz. Lediglich eine Tonne der Gesamtabfälle 
sind Abfälle zur Entsorgung. 

1.2.2.3 Bewertung der Stoffstromanalyse Bottrop 

Trotz des geringen Rücklaufs bei den Befragungen vermitteln die Ergebnisse einen guten Eindruck vom 
Gewerbegebiet und den ansässigen Unternehmen. Insbesondere haben sich die Vermutungen, dass eine 
kleine Anzahl von Unternehmen für einen Großteil des Energie- und Wasserverbrauchs verantwortlich ist, 
bestätigt. Ebenso wird deutlich, dass die fossile Energieversorgung dominiert. 

Nachfolgend werden die Ergebnisse der Stoffstromanalyse hinsichtlich der Potenziale und Defizite 
zusammenfassend bewertet. 
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Tabelle 10: Erkenntnisse und Ergebnisse der Stoffstromanalyse Bottrop 

+ wenige Firmen sind für einen Großteil des 

Energie- und Wasserverbrauchs verantwortlich, 

gezielte Maßnahmen können zu hohen 

Einsparungen führen und sich positiv auf die 

Gesamtbilanz des Gewerbegebiets auswirken

- Energieversorgung beruht fast ausschließlich auf 

fossilen Energieträgern

+ relativ geringer Stromverbrauch des 

Gewerbegebiets, d.h. kombiniert mit 

Energieeinsparung und Ausbau alternativer 

Energien kann der Strombedarf zu hohem Anteil 

aus erneuerbaren Energien gedeckt und damit 

die CO2-Emissionen in reduziert werden

- so weit bekannt, wenig Umsetzungen und 

Innovationen hinsichtlich erneuerbaren Energien 

und Energieeffizienz

+ teilweise räumliche Nähe von Unternehmen mit 

hohem Wärmebedarf und Unternehmen mit 

Abwärme, überbetriebliche Abwärmenutzung 

denkbar

+ hoher Anteil an Metallabfällen bietet 

Recyclingpotenzial

+ Teilweise Holzabfälle in den Unternehmen 

vohanden, ggf. Potenzial zur energetischen 

Verwertung

+ Überlegungen der Stadt (Konzept Ruhr) 

hinsichtlich der Einrichtung eines 

Gewerbeparkmanagements vorhanden, hier 

könnten SSM-Themen platziert werden

- Datenlage hinsichtlich der Stromversorgung des 

Gewerbegebiets (ELE) für ein zukünftiges 

Monitoring unzureichend

- Datenlage hinsichtlich der Brennstoffversorgung 

(Gas, Heizöl) des Gewerbegebiets (ELE, 

Unternehmen) schlecht und  für ein künftiges 

Monitoring unzureichend

- Keine Daten zum Gesamtwasserverbrauch 

verfügbar (RWW), zukünftiges Monitoring daher 

nicht möglich

- räumliche Zurodnung der Unternehmen zu den 

Gebäuden nur teilweise bekannt, daher 

einzelbetriebliche (Solar-, 

Regenwasserpotenzial) und 

zwischenbetrieblichen (Abwärme) 

Betrachtungen nur eingeschränkt möglich

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

Organisations-/ Management-Betrachtung

Stoffstrom-Betrachtung

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

1.2.3 Ergebnisse Kaiserslautern 

1.2.3.1 Gesamtbilanz Industriegebiet Nord, Kaiserslautern 
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Nachfolgende Ergebnisdarstellung geht auf die Stoff- und Energiegesamtbilanz (Ist-Zustand) im 
Industriegebiet Nord ein. In schematischer Form verdeutlicht nachfolgendes Diagramm die derzeitigen 
Schwerpunktstoffströme. 

Abbildung 9: Stoff- und Energieströme im IG Nord, Ist-Situation 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Auch in Kaiserslautern dominiert die fossile Energieversorgung. Auffällig ist jedoch, dass der Strombedarf 
deutlich über dem Brennstoffbedarf liegt. Gründe hierfür sind zum einen die stromintensive 
Kunststoffindustrie vor Ort und zum anderen der hohe Standard hinsichtlich der Energieeffizienz im 
Wärmebereich. Der Trinkwasserbedarf des Gewerbegebiets betrug im Jahr 2008 70.405 m³. Sowohl der 
Strom- und Gasbedarf als auch der Wasserbedarf sind in den letzten Jahren gestiegen, was insbesondere 
auf wachsende Anzahl der Betriebe bzw. die Ausweitung der betrieblichen Tätigkeit zurückzuführen ist (vgl. 
Anhang 4). 

Obwohl die Themen Energieeffizienz und Erneuerbare Energie bereits in der betrieblichen Praxis 
angekommen sind, sind die lokalen Potenziale (insbesondere EE und Regenwassernutzung) noch nicht 
ausgeschöpft (vgl. Kapitel 1.2.3.2). 

Dem hohen Ressourcenbedarf stehen auf der Outputseite Kosten, CO2-Emissionen und das 
Schmutzwasseraufkommen gegenüber. Die CO2-Emissionen beliefen sich im Jahr 2008 auf ca. 11.813 t 
(siehe Kapitel 1.3.2) und das Schmutzwasseraufkommen lag bei 42.300 m³. 

Bilanziell fließen viele Finanzmittel, insbesondere die Ausgaben für die Energieimporte, aus dem Gebiet 
heraus. Ausgehend von den getroffenen Preisannahmen (siehe Anhang 14) beläuft sich der Finanzabfluss 
auf 3.300.648 Millionen Euro, wobei die Kosten für den Strom mit etwa 2,5 Millionen Euro den größten Anteil 
an den Energiekosten haben.  

Die dargestellten Energie und Wasserkosten setzen sich wie folgt zusammen: 
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Tabelle 11: Berechnung der Energie- und Wasserkosten im IG Nord im Jahr 2008 

MWh Preis €/kWh

Summe Gewerbe-

gebiet in €

Strom 20.315 0,12 2.437.761

Gas 7.314 0,05 365.712

Heizöl 4.647 0,07 325.290

m³ Preis €/m³
Summe Gewerbe-

gebiet €

Wasser 70.405 1,42 99.975

Schmutzwasser 42.300 1,70 71.910

Summe Wasser/ Energie 3.300.648
 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Eine Erläuterung zu den von den Versorgern zur Verfügung gestellten Daten befindet sich im Anhang 4. 

1.2.3.2 Blick in die Unternehmen 

Auch im IG Nord wurden ergänzend betriebliche Stoff- und Energieströme untersucht. Ergebnisse dieser 
Betrachtung sind nachfolgend zusammengefasst. Die Daten beruhen im Wesentlichen auf den 
Unternehmensbefragungen (Onlinebefragung + Kurzfragebogen). Nur vereinzelt flossen zusätzliche Daten 
mit ein. 

Tabelle 12: Mitarbeiterzahlen im IG Nord 

Anzahl der 

Unternehmen
Mitarbeiterzahl

Unternehmen mit 

1 - 10 Mitarbeitern

Unternehmen mit 

11 - 50 

Mitarbeitern

Unternehmen mit 

mehr als 51 

Mitarbeitern

Ermittelte Daten 13 1.417 2 5 6

Gesamt 19 k. A. k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 68% k. A. k. A. k. A. k. A.

Mitarbeiterzahlen 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Von 68 % der Unternehmen liegen Mitarbeiterzahlen vor. Insbesondere die großen Unternehmen haben sich 
an den Befragungen beteiligt. Daher ist anzunehmen, dass die Gesamtbeschäftigtenzahl nicht wesentlich 
über den ermittelten Mitarbeiterzahlen liegt. Außerdem ist anzumerken, dass die Mitarbeiterzahlen eines 
Unternehmens vermutlich auch die Beschäftigten der Filialstellen beinhalten. Eine Aufteilung der 
Beschäftigtenzahl zwischen Filiale und Betriebsstandort war nicht möglich. (Zur Ermittlung des 
Sanitärwasserbedarfs werden diesbezüglich später im Kapitel 1.4.3.6 Annahmen getroffen) 

Tabelle 13: Energieverbrauch im IG Nord 

Anzahl der 

Unternehmen

Strombedarf in 

MWh

Unternehmen 

mit 

Gasanschluss

Gasbedarf in 

MWh

Heizölbedarf in 

MWh

Ermittelte Daten 13 18.813 12 5.536 4.647

Gesamt 19 20.315 16 7.314 4.647

Anteil am Gesamt in % 68% 93% 75% 76% 100%

Ist-Situation: Energie 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die vorliegenden Daten belegen, dass dreizehn Unternehmen etwa 93 % des Gesamtstrombedarfs und 
zwölf Unternehmen 75 % des Gesamtgasbedarfs benötigen. Der Heizölverbrauch stellt den Verbrauch eines 
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Unternehmens dar. Da nach Aussagen der Wirtschaftsförderung nur ein Unternehmen im IG Nord Heizöl 
bezieht, ist hier eine 100 % Deckung mit dem Gesamtbedarf des Gewerbegebiets gegeben.

11
 

Tabelle 14: Erneuerbare Energien und Abwärmenutzung im IG Nord 

Anzahl der 

Unternehmen
Photovoltaik Solarthermie Biomasse Luft / Erdwärme

Abwärme / 

Prozesswärme

Ermittelte Daten 13 1 1 0 1 7

Gesamt 19 1 1 k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 68% 100% 100% k. A. k. A. k. A.

Ist-Situation: Energieeffizienz und Erneuerbare Energien 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Insgesamt ist im IG Nord hinsichtlich des Einsatzes erneuerbarer Energien und der Energieeffizienz ein sehr 
hoher Standard zu verzeichnen. Gründe hierfür sind vor allem das noch junge Alter des Industriegebiets und 
die teilweise sehr umweltbewussten Unternehmer. Konkret wurden folgende Maßnahmen genannt: 

Á Ein Unternehmen hat eine Photovoltaikanlage mit einer installierten Leistung von 177 kWp auf seinem 
Firmengebäude errichtet (Stand 2008). 

Á Fünf Unternehmen nutzen die Abwärme aus Maschinen und ein Unternehmen nutzt die Abwärme aus 
einem Gas-BHKW und ein Unternehmen nutzt Abwärme aus Abwasser. In welchem Umfang die 
einzelnen Unternehmen ihre Abwärme nutzen ist nicht bekannt. 

Á Ein Unternehmen versorgt sich wärmetechnisch ausschließlich über Erneuerbare Energien (60 m² 
Solarthermie + 10 kW Luftwärmepumpe). 

Von zwei Unternehmen, die sich aufgrund des damit verbundenen zeitlichen Aufwands, nicht an der 
Befragung beteiligt haben, wurde telefonisch mitgeteilt, dass sie einen sehr niedrigen Energieverbrauch 
haben. Eines der Unternehmen hat sein Gebäude im Niedrigenergiestandard errichtet und das andere 
Unternehmen beheizt lediglich zwei Büroräume. Beide Unternehmen haben nur wenige Mitarbeiter. 

Tabelle 15: Wasserver- und entsorgung im IG Nord 

Anzahl der 

Unternehmen

Wasser-

verbrauch in m³

Abwasser-

aufkommen in m³

Wasser-

aufbereitung

Ermittelte Daten 12 38.027 20.974 1 Unternehmen

Gesamt 19 70.405 42.300 k. A.

Anteil am Gesamt in % 63% 54% 50% k. A.

Ist Situation: Wasser / Abwasser 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Auch hinsichtlich des Trinkwasserbedarfs repräsentieren die befragten Unternehmen etwa die Hälfte des 
Gesamtwasserbedarfs

12
. Darüber hinaus zeigen die Daten auch, dass ein Teil des Trinkwassers in den 

Unternehmen verbleibt und nicht als Schmutzwasser abgeleitet wird. 

Ein Unternehmen besitzt eine Wasseraufbereitungsanlage, d. h. das anfallende Schmutzwasser ist stark 
belastet und wird deshalb vorgereinigt, bevor es in den Schmutzwasserkanal eingeleitet wird. 

                                                   

11
 Strom-, Gas- und Heizölverbrauch basieren teilweise auf dem Durchschnittsverbrauch der Unternehmen 

und nicht auf dem spezifischen Verbrauch von 2008. 

12
 Wasserverbrauchsdaten basieren teilweise auf dem Durchschnittsverbrauch der Unternehmen und nicht 

auf dem spezifischen Verbrauch von 2008 
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Tabelle 16: Wassermanagement im IG Nord 

Anzahl der 

Unternehmen

Regenwasser-

nutzung

Wassermehrfach-

nutzung

Ermittelte Daten 4 2 Unternehmen 2 Unternehmen

Gesamt 19 k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 21% k. A. k. A.

Ist-Situation: Wassereffizienz 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Regenwasser wird, soweit bekannt, von zwei Unternehmen genutzt. In beiden Unternehmen wird das 
Regenwasser zu Bewässerungszwecken eingesetzt. Aussagen zu den Quantitäten sind nicht möglich. 

Weiterhin existiert in zwei Unternehmen eine Wasserkreislaufführung, d. h. das Wasser wird im betrieblichen 
Prozess mehrfach genutzt. Quantitative Werte liegen nicht vor. 

Tabelle 17: Abfallaufkommen im IG Nord 

Holz in t Grünschnitt in t Lebensmittel in t Kunststoffe in t Metalle in t

Ermittelte Daten 9 3,00 1,25 1.032,00 4,00 27,00

Gesamt 19 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 47% k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Sonstige WertstoffeAnzahl der 

Unternehmen

Ist Situation: Biomasse/ Abfall 2008

Organische Abfälle

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Insgesamt haben 9 Unternehmen Angaben zu ihrem Abfallaufkommen gemacht: 

Á Die Angaben zum Holzabfall stammen von einem Unternehmen. Ein weiteres Unternehmen gab an, 
dass es bei Bedarf Holzpaletten austauscht, die Mengen wurden jedoch nicht quantifiziert und 
spiegeln sich daher nicht in der Tabelle wieder. 

Á Auch beim Grünschnitt handelt es sich um die Mengen eines Unternehmens. 

Á Die hohen Lebensmittelreste stammen ausschließlich aus der Großbäckerei. 

Á Die Kunststoffabfälle beruhen ebenfalls auf den Angaben eines Unternehmens. Die Angaben zwei 
weiterer Unternehmen (einmal 40 t Papier und Folien pro Jahr und einmal 1m³ Industriefolie pro 
Jahr) konnten der Tabelle nicht zugeordnet werden. 

Á Bei den Metallabfällen handelt es sich um den Stahlschrott eines Unternehmens. 

Zwei weitere Unternehmen produzierten 2008 zusammen etwa 212 t Gewerbeabfall. Zur Zusammensetzung 
des Abfalls wurden keine Angaben gemacht. 

1.2.3.3 Bewertung der Stoffstromanalyse Kaiserslautern 

Insgesamt kann die Datenlage in Kaiserslautern als sehr gut bezeichnet werden. Die Umfrageergebnisse 
spiegeln die Stoff- und Energieströme im Gewerbegebiet fast vollständig wieder. Auch in Kaiserslautern 
haben sich die Vermutungen, dass einige große Unternehmen für einen Großteil des Energie- und 
Wasserverbrauchs verantwortlich sind, bestätigt. 

Auch wenn die fossile Energieversorgung im IG Nord noch eine entscheidende Rolle spielt, so sind im 
Gegensatz zu Bottrop bereits sehr viele innovative Ansätze im Bereich der erneuerbaren Energien und der 
Energieeffizienz zu erkennen. So nutzen beispielsweise sieben Unternehmen die bei der Produktion 
anfallende Abwärme als Heizenergie. 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Potenziale und Defizite der derzeitigen Stoffstrombilanz gegenüber. 
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Tabelle 18: Erkenntnisse und Ergebnisse der Stoffstromanalyse Kaiserslautern 

+ wenige Firmen sind für einen Großteil des 

Energie- und Wasserverbrauchs verantwortlich, 

gezielte Maßnahmen führen hier zu hohen 

Einsparungen und wirken sich positiv auf die 

Gesamtbilanz des Gebiets aus

- insgesamt hoher Strombedarf des 

Gewerbegebiets durch die ansässige 

Kunststoffindustrie und nur bedingt 

Einsparmöglichkeiten

+ aufgrund des geringen Alters, sehr guter 

Standard hinsichtlich Energieeffizienz und der 

Nutzung erneuerbarer Energien 

+ durch räumliche Nähe von Unternehmen mit 

hohem Wärmebedarf und Unternehmen mit 

Abwärme ist eine überbetriebliche 

Abwärmenutzung denkbar

+ Holzabfälle, Grünschnitt und Lebensmittelabfälle 

bieten Potenzial zur energetischen Verwertung

+ Kunststoffabfälle bieten Recyclingpotenzial

+ sehr gute Datenlage hinsichtlich des Strom-, 

Gas- und Wasserverbrauchs (TWK + 

Gasanstalt), daher zukünftiges Monitoring 

möglich

- keine übergreifende Organisation von 

Stoffströmen, verschiedene Ver- und Entsorger 

betroffen was eine ressortübergreifende 

Projektentwicklung erschwert

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations-/ Management-Betrachtung

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

1.2.4 Ergebnisse Bremen 

1.2.4.1 Gesamtbilanz Technologiepark Bremen 

Nachfolgend wird die parkweite Situation der Stoff- und Energieströme im Technologiepark Bremen 
dargestellt. 
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Abbildung 10 Stoff- und Energieströme im Technologiepark Bremen, Ist-Situation 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Verglichen mit den beiden Gewerbegebieten in Bottrop und in Kaiserslautern sind der Energie- und 
Wasserbedarf in Bremen am höchsten. Dies ist in erster Linie auf die hohe Beschäftigtenzahl im 
Technologiepark sowie die hohe Anzahl an Studierenden zurückzuführen (Die Studentenwohnheime 
befinden sich außerhalb des Technologieparks). 

Der Technologiepark wird mittels eines benachbarten Müllheizkraftwerks mit Fernwärme versorgt, so dass 
eine effiziente Versorgung gegeben ist (Nutzung von Abfällen, Kraft-Wärme-Kopplung). Der 
Fernwärmebedarf lag 2008 bei 107.740 MWh und für den Strombedarf wurden rund 71.476 MWh ermittelt 
(vgl. Anhang 4). Sehr hoch ist auch der Wasserbedarf mit 340.028 m³ im Jahr 2008. 

Im Bereich erneuerbare Energien und Energieeffizienz sind bereits positive Ansätze im Gebiet zu 
verzeichnen (vgl. Kapitel 1.2.4.2), eine großflächige Nutzung der lokalen Potenziale findet jedoch noch nicht 
statt. 

Ökologisch gesehen sind mit dem Energieverbrauch erhebliche CO2-Emissionen verbunden, namentlich 
36.911 t im Jahr 2008

13
 (vgl. Kapitel 1.3.2), sowie ein Schmutzwasseraufkommen in Höhe von 255.488.

14
 

Ebenso sind auf der Output-Seite die mit dem Ressourcenverbrauch verbundenen Kosten dargestellt. 
Basierend auf den getroffenen Preisannahmen (siehe Anhang 14) wurden für Strom, Fernwärme, Wasser 
und Abwasser im Jahr 2008 rund 18.592.342 € ausgegeben, wobei die Wertschöpfung fast zu 100 % im 
Land Bremen verbleibt. Konkret setzen sich die Kosten wie folgt zusammen: 

                                                   

13
 Stromverbrauch der Universität wurde nicht berücksichtigt, da sie Strom aus 100% erneuerbaren Energien 

bezieht 

14
 Die angegebene Schmutzwassermenge setzt sich zusammen aus dem Schmutzwasseraufkommen der 

Universität sowie der Annahme, dass bei den übrigen Unternehmen im Technologiepark rund 90% des 
Frischwasserbedarfs als Schmutzwasser anfallen (Universität Bremen, 2010). 
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Tabelle 19: Berechnung der Energie- und Wasserkosten im Technologiepark Bremen im Jahr 2008 

MWh Preis €/kWh

Summe Gewerbe-

gebiet in €

Strom 71.476 0,15 10.721.439

Fernwärme 107.740 0,06 6.464.398

m³ Preis €/m³
Summe Gewerbe-

gebiet in €

Wasser 340.028 1,98 673.255

Schmutzwasser 255.488 2,87 733.251

Summe Wasser/ Energie 18.592.342
 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Ähnlich wie in Bottrop beruhen die in der Tabelle dargestellten Zahlen zum Teil auf Angaben der Versorger 
und zum Teil auf eigene Hochrechnungen. 

Eine Erläuterung zu den Grundlagendaten und Berechnungen befindet sich im Anhang 4. 

1.2.4.2 Blick in die Unternehmen 

Nachfolgend werden die Ergebnisse aus der Unternehmensbefragung vorgestellt. Ergänzend wurde der 
Umweltbericht der Universität Bremen hinzugezogen, da dieser erste Einblicke in die Stoff- und 
Energieströme der Einrichtung bietet (zum Energie- und Wasserverbrauch der Universität vgl. Anhang 5) 
sowie vereinzelt weitere Rechercheergebnisse. 

Tabelle 20: Mitarbeiterzahlen im Technologiepark Bremen 

Anzahl der 

Unternehmen
Mitarbeiterzahl

Unternehmen mit 

1 - 10 Mitarbeitern

Unternehmen mit 

11 - 50 

Mitarbeitern

Unternehmen mit 

mehr als 51 

Mitarbeitern

Ermittelte Daten 5 3.147 1 2 2

Gesamt 289 6.200 k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 2% 51% k. A. k. A. k. A.

Mitarbeiterzahlen 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

An der Befragung haben vier Unternehmen teilgenommen. Das fünfte „Unternehmen“ ist die Universität. Die 
Mitarbeiterzahl der Universität wurde von der Interessengemeinschaft Technologiepark Uni Bremen e. V. auf 
ca. 3.000 und die Gesamtmitarbeiterzahl im Technologiepark auf 6.200 geschätzt (TP Bremen e.V., 2009). 
Ebenso wie in den Gewerbegebieten in Kaiserslautern und Bottrop haben sich an der Befragung 
insbesondere Unternehmen mit einem gewissen Umweltbezug beteiligt. 

Tabelle 21: Energieverbrauch im Technologiepark Bremen 

Anzahl der 

Unternehmen

Strombedarf in 

MWh

Fernwärme-

bedarf in MWh

Ermittelte Daten 5 41.275 88.254

Gesamt 289 71.476 107.740

Anteil am Gesamt in % 2% 58% 82%

Ist-Situation: Energie 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die fünf „Unternehmen“ verbrauchen rund 58 % des Gesamtstrombedarfs, wobei die Universität mit knapp 
39.684 MWh den größten Anteil hat. Im Bereich Fernwärme decken die befragten Unternehmen sogar 82 % 
des Gesamtbedarfs ab. Anzumerken ist, dass die Universität 2007 zu einem Ökostromanbieter gewechselt 
ist. 
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Tabelle 22: Erneuerbare Energien und Abwärmenutzung im Technologiepark 

Anzahl der 

Gebäude
Photovoltaik Solarthermie Biomasse Luft / Erdwärme

Abwärme / 

Prozesswärme

Ermittelte Daten 9 4 Anlagen 4 Anlagen k. A. 6 Anlagen 1 Anlage

Gesamt 289 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 3% k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.

Ist-Situation: Energieeffizienz und Erneuerbare Energien 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Hinsichtlich des Einsatzes erneuerbarer Energien und der Umsetzung von Effizienzmaßnahmen gibt es im 
Technologiepark bereits einige vorbildhafte Projekte. Im Rahmen der Recherchen wurden fünf Bürogebäude 
identifiziert, die über einen hohen energetischen Standard verfügen. Alle Gebäude wurden von der ebenfalls 
im Technologiepark ansässigen Firma Ecotec GmbH  geplant. Insbesondere wurden bei den Gebäuden 
folgende Maßnahmen realisiert (Ecotec, 20010): 

Á Gebäude 1: Heizung und Kühlung durch umschaltbare Wärmepumpen in dezentralen 
Lüftungsgeräten, Photovoltaik 10 kWp, Warmwasserbereitung durch thermische Solaranlage, 
Beleuchtung durch Präsenz- und Helligkeitssensoren gedimmt, Sonnenschutzsteuerung 

Á Gebäude 2: Heizung und Kühlung durch umschaltbare Wärmepumpen in dezentralen 
Lüftungsgeräten, Photovoltaik 10 kWp, Warmwasserbereitung durch thermische Solaranlage, 
Niedrigenergiegebäude, Beleuchtung durch Präsenz- und Helligkeitssensoren gedimmt, 
Sonnenschutzsteuerung 

Á Gebäude 3: Kühlung durch 125 m² Sonnenkollektoren die eine adsorptive Kälteanlage speisen, 
Zentrales Lüftungsgerät mit Wärmerückgewinnung, Warmwasserbereitung durch thermische 
Solaranlage, Beleuchtung durch dimmbare Standleuchten mit Steuerung nach Außenhelligkeit und 
Präsenz, Tageslichtlenkung als Verglasungselement, Sonnenschutzsteuerung 

Á Gebäude 4: Kühlung durch 400 m² Erdkollektor sowie durch Fernwärme die eine adsorptive 
Kälteanlage speist, Heizung durch Fernwärme, Zentrales Lüftungsgerät mit Wärmerückgewinnung, 
Warmwasserbereitung durch thermische Solaranlage, Beleuchtung durch dimmbare Standleuchten 
mit Steuerung nach Außenhelligkeit und Präsenz, Sonnenschutzsteuerung 

Á Gebäude 5: Kühlung durch 500 m² Erdkollektor, Kühlung durch Betonkernaktivierung, Heizung durch 
Fernwärme und Rechnerabwärme, Zentrales Lüftungsgerät mit Wärmerückgewinnung, 
fassadenintegierte Photovoltaikanlage 14 kWp, Beleuchtung durch dimmbare Standleuchten mit 
Steuerung nach Außenhelligkeit und Präsenz, Sonnenschutzsteuerung 

Eine weitere Solarstromanlage wurde im Rahmen der Unternehmensbefragung bekannt gegeben. Sie dient 
der Versorgung eines Elektrofahrzeugs. Ebenso gab ein Unternehmen an, dass es über eine kontrollierte 
Lüftungsanlage mit Wärmetauscher verfüge. 

Tabelle 23: Wasserver- und entsorgung im Technologiepark Bremen 

Anzahl der 

Unternehmen

Wasser-

verbrauch in m³

Abwasser-

aufkommen in 

m³

Wasser-

aufbereitung

Ermittelte Daten 5 240.112 k. A. siehe Erläuterung

Gesamt 289 340.028 k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 2% 71% k. A. k. A.

Ist Situation: Wasser/ Abwasser 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die fünf „Unternehmen“ verbrauchen etwa 71 % des gesamten Trinkwasserbedarfs. Wiederum nimmt die 
Universität mit rund 234.838 m³ den größten Anteil ein. 

Zur Frage „Wird das Wasser in Ihrem Unternehmen vorgereinigt, bevor es in die Kanalisation eingeleitet 
wird“ schrieb ein Unternehmen, dass das Wasser teilweise in den Laboratorien vorgereinigt wird. 

Zum Abwasseraufkommen hat keines der vier Unternehmen Angaben gemacht. 
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Tabelle 24: Wassermanagement im Technologiepark Bremen 

Anzahl der 

Unternehmen

Regenwasser-

nutzung

Wassermehrfach-

nutzung

Ermittelte Daten 5 k. A. k. A.

Gesamt 289 k. A. k. A.

Anteil am Gesamt in % 2% k. A. k. A.

Ist-Situation: Wassereffizienz 2008

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Frage zur Regenwassernutzung wurde von vier Unternehmen verneint, ein Unternehmen schrieb, dass 
es keine Angaben dazu machen könne, da es nur Mieter sei. 

Die Frage, ob im Unternehmen Wasser mehrfach genutzt werde (Kreislaufführung), wurde von allen 
Antwortenden verneint. 

Abfallaufkommen im Technologiepark Bremen 

Zum Abfallaufkommen hat keines der antwortenden Unternehmen Angaben gemacht. Aus dem 
Umweltbericht der Universität können folgende Zahlen entnommen werden (UFT, 2009b): 

Á Restmüllaufkommen 2008: ca. 500 t 

Á Altpapieraufkommen 2008: ca. 380 t 

Á Gefährliche Abfälle 2008: ca. 78 t 

Á Halogenfreie Lösungsmittelgemische: ca. 2,5 t 

Á Halogenhaltige Lösungsmittelgemische: ca. 1,9 t 

1.2.4.3 Bewertung der Stoffstromanalyse Bremen 

Obwohl sich nur wenige Unternehmen an der Befragung beteiligt haben, kann die Ist-Situation recht gut 
abgebildet werden. Dies ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass für den durch Wissenschaft und 
Dienstleistungstätigkeiten geprägten Technologiepark einzelbetriebliche Daten nur bedingt relevant sind. 

Umso bedeutender ist jedoch die Qualität der Daten im Umweltbericht der Universität. Zwar ist der 
Umweltmanagementsystem der Universität EMAS zertifiziert, aber für eine umfassende Stoffstromanalyse ist 
die Datenlage bzw. Datentiefe nicht ausreichend.  

Gerade für die Universität muss eine umfassende Bilanzierung der Stoff- und Energieströme von Interesse 
sein, da nur so kontinuierliche Verbesserungen erreicht werden können. 

Die Stärken und Schwächen, die im Rahmen der Stoffstromanalyse ermittelt werden konnten, werden in der 
nachfolgenden Tabelle nochmals zusammenfassend dargestellt 
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Tabelle 25: Erkenntnisse und Ergebnisse der Stoffstromanalyse Bremen 

+ Universität ist für einen Großteil des Energie- 

und Wasserverbrauchs verantwortlich, gezielte 

Maßnahmen führen hier zu hohen Einsparungen 

und wirken sich positiv auf die Gesamtbilanz 

des Gebiets aus

- so weit bekannt, wenig Innovationen hinsichtlich 

erneuerbaren Energien und Energieeffizienz

+ Universität bezieht Ökostrom und nimmt hier 

eine Vorbildfunktion ein

+ Fernwärmeanschluss stellt sinnvolle, effiziente 

Energieversorgung für den Technologiepark dar, 

daher muss CO2-Minderung vor allem durch 

Energieeinsparung realisiert werden

+ Biomasseabfälle bieten Potenzial zur 

energetischen Verwertung

+ Gute Datenlage hinsichtlich des 

Wasserverbrauchs des Technologieparks (swb), 

zukünftiges Monitoring möglich

- Zusammensetzung der Energie- und 

Wasserverbrauchsdaten der Universität ist 

unklar (welche Gebäude werden erfasst und 

welche nicht), daher Zieldefinition und 

Maßnahmenidentifikation schwierig

+ durch Anschlusszwang beim Fernwärmenetz 

besteht eine gute Datenlage hinsichtlich des  

Verbrauchs des Technologieparks (swb), 

zukünftiges Monitoring möglich

- Datenlage bei der Stromversorgung (swb) für ein 

künftiges Monitoring unzureichend

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations- / Management-Betrachtung

 

1.3 CO2-Bilanz 

Basierend auf den Ergebnissen der Stoffstromanalyse wurde für jedes Gewerbegebiet eine CO2-Bilanz 
erstellt. Diese konzentriert sich auf die Gesamt-Energieverbräuche und derzeitig eingesetzte Energieträger 
in den jeweiligen Gebieten. 

Die CO2-Bilanz ist ein Kriterium zur Bewertung der derzeitigen Performance hinsichtlich des Ziels „Zero-
Emission“. Ausgehend von der aktuellen CO2-Bilanz wird unter Berücksichtigung der in Kapitel 1.5 
dargestellten Handlungsschwerpunkte und Projekte eine zukünftige CO2-Bilanz (Soll-Szenario) 
vorgenommen. Diese kann als Meilenstein auf dem Weg in Richtung „Zero-Emission-Park“ angesehen 
werden. 

1.3.1 Angewandte Methodik und Vorgehensweise  

Die CO2-Emissionen in den drei Gewerbegebieten wurden jeweils für den Stromverbrauch und den 
Brennstoffbedarf ermittelt. Für die Berechnung wurden folgende Emissionsfaktoren herangezogen: 

Á Strom Bottrop  0,6240 t pro MWh (UBA, 2007) 

Á Strom Kaiserslautern 0,4480 t pro MWh (TWK, 2007) 

Á Strom Bremen  0,8560 t pro MWh (Bremer Energie-Konsens GmbH, 2006) 

Á Fernwärme  0,0900 t pro MWh (Bremer Energie-Konsens GmbH, 2006) 

Á Heizöl   0,2664 t pro MWh (UBA, 2005) 

Á Erdgas   0,2016 t pro MWh (UBA, 2005) 
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Á Gas / Heizöl gemischt 0,2200 t pro MWh (Annahme IfaS) 

Da im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald der Brennstoffbedarf nur als Gesamtsumme 
hochgerechnet werden konnte (vgl. Kapitel 1.2.2.1) und nicht zwischen Gas- und Heizölverbrauch 
unterschieden werden konnte, musste hinsichtlich des Emissionsfaktors eine Entscheidung getroffen 
werden. Hier wurde ein mittlerer Emissionsfaktor von 0,2200 t/MWh gewählt. Dies bedeutet, dass die 
tatsächlichen CO2-Emissionen, in Abhängigkeit vom Heizöl- und Gasbedarf, davon abweichen können. 

1.3.2 Ergebnis der drei Gewerbegebiete 

In der nachfolgenden Abbildung sind die Energieverbräuche und die daraus resultierenden CO2-Emissionen 
der drei Gewerbegebiete dargestellt: 

Tabelle 26: CO2-Bilanz der Gewerbegebiete 

Bottrop

MWh

CO2-

Emissionen in t

Strom 38.821 24.224

Gas/ Heizöl 82.494 18.149

Summe 121.315 42.373

Kaiserslautern

MWh

CO2-

Emissionen in t

Strom 20.315 9.101

Gas 7.314 1.475

Heizöl 4.647 1.238

Summe 32.276 11.813

Bremen

MWh

CO2-

Emissionen in t

Strom 

(ohne Uni) 31.792 27.214

Fernwärme 107.740 9.697

Summe 139.532 36.911

Strom 
(ohne 

Uni)
74%

Fern-
wärme

26%

Strom 
57%

Gas/ 
Heizöl 

43%

Strom
77%

Gas
13%

Heizöl
10%

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

In Summe emittiert das Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald in Bottrop die meisten CO2-Emissionen 
gefolgt vom Technologiepark Bremen und dem Industriegebiet Nord in Kaiserslautern. Die großen 
Unterschiede sind vor allem in der unterschiedlichen Struktur der Gewerbegebiete (Größe, Alter, 
Branchenzusammensetzung, Beschäftigtenzahlen) und der unterschiedlichen Datenqualität bezüglich der 
Energieverbräuche begründet. 

Außerdem ist anzumerken, dass beim Technologiepark nicht der gesamte Stromverbrauch in die Bilanz mit 
einfloss. Da die Universität 2007 zu einem Ökostromanbieter gewechselt ist, wurde der Stromverbrauch der 
Hochschule (39.684 MWh/a) bei der CO2-Bilanz nicht berücksichtigt. 
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Würde man den Stromverbrauch der Hochschule in die Bilanz mit einbeziehen (Gesamtverbrauch 
Technologiepark: 71.476 MWh/a), lägen die CO2-Emissionen im Strombereich bei insgesamt 61.184 t/a. 
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1.4  Umfeld-Analyse 

Mit der Umfeld-Analyse werden die vorangegangenen Stoffstromanalysen inhaltlich ergänzt und räumlich 
erweitert. Insbesondere sollen in diesem Rahmen die wesentlichen Akteure, Programme, Projekte und 
Potenziale, welche sich innerhalb sowie im Umfeld der Gewerbegebiete befinden, identifiziert und im 
Potenzialbereich soweit wie möglich quantifiziert werden. 

Basierend auf Ergebnissen der Umfeldanalyse können unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus der 
Grobanalyse und der Stoffstromanalyse für die jeweiligen Gewerbegebiete Handlungsschwerpunkte 
identifiziert werden. Diese werden in Kapitel 1.5 näher dargestellt. 

1.4.1 Angewandte Methodik und Vorgehensweise 

Die Umfeldanalyse besteht inhaltlich aus drei Bausteinen: 

Abbildung 11: Bausteine Umfeldanalyse 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Relevante Stoff- und Energieströme im Umfeld der Gewerbegebiete 

Im Rahmen der Umfeld-Analyse wurde zunächst eine Luftbildauswertung vorgenommen. Insbesondere 
wurden die umliegenden Nutzungen kartiert und anschließend hinsichtlich ihrer Bedeutung für das 
Gewerbegebiet bewertet. 

Aktivitäten im Bereich Klimaschutz 

Parallel zur Luftbildauswertung erfolgte eine Recherche zu den wichtigsten Aktivitäten im Bereich 
Klimaschutz. Der Schwerpunkt lag insbesondere bei: 

Á Projekten und Programmen, aus denen sich Zielvorgaben oder / und gegebenenfalls 
Synergieeffekte für das Stoffstrommanagement in den „Zero-Emission-Parks“ ableiten lassen, 

Á wichtigen Akteuren und Netzwerken, die bei der Umsetzung von Maßnahmen als Berater und 
Kooperationspartner unterstützen können, 

Á Förderprogrammen und Weiterbildungsangeboten (z.B. Veranstaltungen, Seminare, 
Auszeichnungen) für Unternehmen, wobei der Fokus auf den kommunalen und 
Landesförderprogrammen lag. 
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Potenzialanalysen 

Den dritten Baustein der Umfeldanalysen bilden die Potenzialanalysen zur Effizienzsteigerung, zur 
Windenergie, zur Solarenergie sowie zur Trinkwassereinsparung: 

Möglichkeiten zur Steigerung der Energieeffizienz finden sich in fast allen Branchen des Gewerbes und 
der Industrie. Viele Untersuchungen belegen, dass in fast allen Betrieben Energie- und Kosteneinsparungen 
erzielt werden können (EA.NRW, 2007). Dabei ist zwischen Effizienzsteigerung durch Optimierung der 
Gebäudehülle und durch den Einsatz effizienter Technologien zu unterscheiden. 

Aufgrund der Vielzahl an technischen Möglichkeiten und zur Vermeidung von Mehrfachbeschreibungen 
wurden in den drei Gewerbegebieten jeweils nur die wichtigsten Technologien beschrieben. Konkret wurden 
in den jeweiligen Gewerbegebieten folgende Schwerpunkte identifiziert und analysiert: 

Á Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald, Bottrop 

o Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen 

o Abwärmenutzung aus Abwasser 

o Effiziente Drucklufterzeugung 

Á Industriegebiet Nord, Kaiserslautern 

o Kraft-Wärme-Kopplung 

o Effiziente Kälteerzeugung 

o Effiziente Heizungs- / Umwälzpumpen 

Á Technologiepark Bremen 

o Effiziente Klimatisierung / Lüftung 

o Effiziente Beleuchtung 

o Effiziente IT / EDV 

Sofern möglich, wurde insbesondere auf die in den Gewerbegebieten ansässigen Schwerpunktbranchen 
Bezug genommen. 

Im Rahmen der Windenergiepotenzialanalyse wurden ausgewiesene Windenergiestandorte im Umfeld 
der Gewerbegebiete identifiziert und hinsichtlich ihres Potenzials und ihrer möglichen Integration in das 
Gewerbegebietkonzept untersucht. Ziel war es, Windenergieflächen zu identifizieren, die in Kooperation mit 
den Unternehmen in den jeweiligen Gewerbegebieten entwickelt werden können. Ein solcher  
„Unternehmer-Windpark“ bietet insbesondere Vorteile: 

Á Die Unternehmen können sich finanziell an den Windenergieanlagen beteiligen und profitieren von 
den erwirtschafteten Gewinnen 

Á Der produzierte Windstrom könnte, anlog wie der Bezug von Ökostrom, bei der CO2-Bilanz der 
Unternehmen und des Gebietes mit berücksichtigt werden. 

Á Die Entwicklung eines Unternehmer-Windparks trägt bei entsprechender Vermarktung zur 
Imageverbesserung sowohl der beteiligten Betriebe als auch des gesamten Gewerbegebiets bei. 

Die Ermittlung des Windenergiepotenzials basiert im Wesentlichen auf vier Schritten: 

a) Darlegung der politischen Rahmenbedingungen 

b) Darlegung der rechtlichen Rahmenbedingungen (Regionalplanung, Bauleitplanung) 

c) Beschreibung verfügbarer Standorte im Umfeld des Gewerbegebiets 

d) Ggf. Quantifizierung des Potenzials und Bewertung einer möglichen Umsetzung. 

In der vorliegenden Solarpotenzialanalyse wurden, auf Basis der von den Städten zur Verfügung gestellten 
Luftbildern alle Dachflächen kartiert und hinsichtlich ihrer Photovoltaikeignung bewertet. 

Wird die Solarenergie zur Stromerzeugung eingesetzt, so besteht die Möglichkeit diesen selbst zu nutzen 
oder aber ins öffentliche Stromnetz einzuspeisen. Die Netzbetreiber sind verpflichtet den produzierten Strom 
abzunehmen und zu vergüten (EEG). Photovoltaikanlagen sind nicht nur klimaschonend, sondern stellen für 
die Betreiber eine attraktive Geldanlage dar. 
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Einsparpotenzial Trinkwasser: Wasser gehört neben Energie zu den bedeutendsten Stoffströmen in den 
Gewerbegebieten. Es wird für vielfältige Zwecke im betrieblichen Prozess sowie für Reinigungszwecke, für 
Mitarbeiterbedürfnisse (Kochen, Waschen, WC-Spülung) und Bewässerungszwecke benötigt. 

Da Wasser ein knappes und schützenswertes Gut ist, sollte der Trinkwasserverbrauch möglichst reduziert 
werden und bzw. durch Regenwasser ersetzt werden. Dies betrifft in erster Linie die Bereiche Sanitärwasser 
(WC-Spülung), Reinigungs- und Waschwasser, Kühlwasser sowie Wasser für Bewässerungszwecke. 

Im Bereich Trinkwassereinsparung wurden daher konkret folgende Potenziale geprüft: 

a) Gesamtregenwasserpotenzial und Nutzungsmöglichkeiten im Gewerbegebiet 

b) Trinkwassereinsparung durch Regenwassernutzung im Sanitärbereich 

c) Trinkwassereinsparung durch Vakuumsanitärtechnik 

d) Trinkwassereinsparung durch Grauwassernutzung 

Eine Erläuterung zu den genannten Wasserspartechniken sowie zu den getroffenen Annahmen und 
Berechnungsgrundlagen befindet sich im Anhang 10. 

1.4.2 Ergebnisse Bottrop 

1.4.2.1 Relevante Stoff- und Energieströme im Umfeld des Gewerbegebiets 

Abbildung 12: Luftbildauswertung Bottrop 
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Quelle: Eigene Darstellung IfaS, basierend auf einem Luftbild von Google Maps 

In Bottrop wird deutlich, dass es sich um einen sehr dicht besiedelten Raum handelt, der nur über wenige 
Freiflächen verfügt. Das Stadtgebiet Bottrop befindet sich nördlich des Gewerbegebiets. Südlich schließt 
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sich ein weiteres Gewerbegebiet, das aber bereits auf Essener Stadtgebiet liegt. Westlich des 
Gewerbegebiets befindet sich die Kokerei Prosper, die zweitgrößte Kokerei Deutschlands. 

Für die Koksherstellung wird sehr viel Energie benötigt, gleichzeitig fallen jedoch auch große Mengen Abgas 
und Abwärme an. Das Gas (Kokereigas) wird gereinigt und in das öffentliche Gasnetz eingespeist. Über 
dieses Gasnetz werden sowohl die Unternehmen des Gewerbegebiets Knippenburg & Kruppwald als auch 
weitere Kunden versorgt. Die Abwärme wird betriebsintern zur Beheizung der Bürogebäude genutzt. 

Direkt unterhalb der Kokerei befindet sich die Kläranlage der Emschergenossenschaft. Die Kläranlage ist für 
1,34 Millionen Einwohnerwerte ausgelegt. Das Einzugsgebiet der Kläranlage umfasst ca. 648.000 
Einwohner sowie zahlreiche industrielle Einleiter. Der Klärschlamm wird in einem Faulturm gelagert und das 
dabei entstehende Klärgas zur Strom und Wärmeproduktion genutzt (BHKW). In einem zweiten Schritt wird 
der Klärschlamm entwässert, mit Kohle angereichert und als Brennstoff genutzt (EGLV, 2009b). 

Eine besondere Rolle spielt auch das Thema Wasserstoff, sowohl in der Kläranlage selbst als auch im 
Umfeld: 

Á Die Kläranlage produziert Wasserstoff aus Klärgas 

Á Unmittelbar neben der Kläranlage verläuft die so genannten Wasserstoffpipeline, die sich von Marl 
nach Köln 230 km quer durch das Ruhrgebiet zieht. Ein Zweig der Wasserstoffpipeline verläuft sogar 
unmittelbar durch das Gewerbegebiet (rot eingezeichnet). 

Á Die Kokerei Prosper bereitete bis vor ca. 10 Jahren Wasserstoff auf. Derzeit ist die 
Wasserstoffaufbereitungsanlage jedoch außer Betrieb 

Vor diesem Hintergrund ist geplant das Gebiet um die Kokerei Prosper und die Emscherkläranlage als 
„Wasserstoffpark“ zu entwickeln und dort Unternehmen anzusiedeln, die Wasserstoff als Betriebs- oder 
Produktionsfaktor nutzen. Zwei Modellprojekte wurden bereits umgesetzt bzw. befinden sich in Umsetzung 
EA.NRW, 2009h): 

Á Im Juni 2009 nahm die erste Wasserstofftankstelle Bottrops ihren Betrieb auf. Kunde ist die Vestische 
Straßenbahnen GmbH, die ihre Brennstoffzellenbusse für den Stadtverkehr dort auftankt (Stadt Bottrop, 
2009e), 

Á Die Schule Welheimer Mark soll über eine 900 m lange Pipeline mit Wasserstoff von der Bottroper 
Kläranlage versorgt werden. In einem BHKW soll der Wasserstoff in Strom und Wärme umgewandelt 
werden (Stadt Bottrop, 2009f). 

1.4.2.2 Aktivitäten  im Bereich Klimaschutz 

Projekte und Programme 

Im Jahr 2008 hat das Land Nordrhein-Westfalen seine Energie und Klimaschutzstrategie verabschiedet. Ziel 
der Landeregierung ist es, die energiebedingten CO2-Emissionenn in NRW bis zum Jahr 2020 um 81 
Millionen Tonnen gegenüber 2005 zu senken. Der Endenergieverbrauch in den Bereichen Industrie, Handel, 
Gewerbe und Dienstleistungen, sowie Kommunen und Privathaushalten soll um 20 % gesenkt werden. (EA. 
NRW, 2009i). 

Im Rahmen seiner Clusterpolitik fördert das Land daher die Kooperation von Unternehmen, 
Forschungseinrichtungen und Öffentlicher Hand entlang von Wertschöpfungsketten in insgesamt 16 
Branchen- und Technologiefeldern. Drei dieser Cluster beschäftigen sich mit den Themen Umwelt und 
Energie: 

¶ Cluster Energiewirtschaft: Das Cluster besteht aus acht Netzwerken, namentlich dem Netzwerk 
Wind, Brennstoffzelle und Wasserstoff, Photovoltaik, solares und energieeffizientes Bauen, 
Geothermie, Biomasse, Kraftwerkstechnik sowie Kraftstoffe und Antriebe der Zukunft. Aufgabe des 
Clustermanagement ist die Vernetzung wichtiger Akteure. 
http://www.exzellenz.nrw.de/energiewirtschaft/noth/clusterinfo/cluster-portraits/energiewirtschaft/ 

¶ Cluster Energieforschung: Zentrale Themen des Clusters sind die Themen zentrale und dezentrale 
Energieerzeugung sowie biologische Produktion von Energieträgern. Im Rahmen dieses Clusters 
sollen insbesondere Akteure aus dem Bereich der Energieforschung vernetzt werden. 
http://www.exzellenz.nrw.de/energieforschung/noth/clusterinfo/cluster-portraits/energieforschung/ 

¶ Cluster Umwelttechnologie: Dieses Cluster beschäftigt sich insbesondere mit folgenden 
Umwelttechnologien: Wasser und Abwassertechnologien, zukunftsorientierte Entsorgungstechniken, 
Luftreinhaltetechnologien, Bodensanierungstechniken, Mess- und Regeltechniken, 
branchenbezogene Ressourceneffizienztechnologien und -dienstleistungen, umweltfreundliche 
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Produkte. Neben dem Akteursmanagement unterstützt das Clustermanagement auch den 
Wettbewerb Ressource.NRW. 
(http://www.exzellenz.nrw.de/umwelttechnologien/noth/clusterinfo/cluster-
portraits/umwelttechnologien/) 

Vom Grundsatz her handelt es sich bei der Clusterstrategie um einen Top-down-Ansatz, indem das Land 
versucht Schwerpunkte zu setzen sowie Projekte zu initiieren und zu unterstützen. Die Stadt Bottrop 
profitiert insbesondere von der Förderung der Brennstoffzellentechnik. Insgesamt unterstützte das Land 
NRW die Brennstoffzellenentwicklung bisher mit über 90 Mio. EUR.  

Auf regionaler Ebene ist vor allem das „Konzept Ruhr“ von strategischer Bedeutung. Das Konzept von der 
Metropole Ruhr, einem Zusammenschluss von 41 Städten/ Gemeinden und 3 Kreisen, erstellt und formuliert 
Thesen für eine nachhaltige Regional- und Stadtentwicklung. Im Rahmen dieses Konzeptes wurde bereits 
der „Zero Emission Park“ als Modellprojekt der Stadt Bottrop mit aufgenommen. Die Stadt plant vor diesem 
Hintergrund 1,1 Millionen € in das Gebiet zu investieren. Davon entfallen 220.000 € auf die Einrichtung eines 
Gebietsmanagements (Personalkosten) (wmr, 2009). 

Auf städtischer Ebene läuft derzeit das Projekt „Zukunftsstandort Bottrop“. Gemeinsam mit der Prognos AG 
ermittelt die Stadt Zukunftspotenziale und entwickelt entsprechende Strategien. Neben dem Thema 
Energiewirtschaft werden auch die Aktionsfelder Bildung, Freizeitwirtschaft und Gesundheitswirtschaft 
untersucht (Stadt Bottrop, 2009a). 

Akteure und Netzwerke 

Der zentrale Akteur auf Landesebene ist die Energie.Agentur.NRW. Sie ist sowohl für das 
Clustermanagement zuständig als auch direkter Ansprechpartner für Unternehmen, Kommunen, 
Forschungseinrichtungen und Privatpersonen in allen Fragen zu den Themen Energie- und Energieeffizienz. 
Die Energieagentur fungiert als Initiator, Vermittler, Koordinator und Begleiter für zahlreiche Projekte und 
Programme. Unter anderem (EA.NRW, 2009a):  

Á initiiert und begleitet sie Modellprojekte,  

Á informiert sie über den Einsatz erneuerbarer Energien und Effizienztechniken sowie entsprechende 
Förderprogramme, 

Á bietet sie kleinen und mittelständischen Unternehmern eine Plattform für Emissionshandel an 

Á vermittelt sie zwischen Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Kommunen 

Á bietet sie Weiterbildungsprogramme zu verschiedenen Fachthemen an und 

Á motiviert sie und klärt auf durch intensive Öffentlichkeitsarbeit 

Das breite Leistungsspektrum der Energie.Agentur.NRW wird durch das speziell für Unternehmen 
zugeschnittene Beratungsangebot der Effizienz-Agentur NRW (EFA) ergänzt. Gegenstand der Beratung 
können die Bereiche 

o Produktion (PIUS-Check, Ökoeffizienz-Check Handwerk, Instandhaltungs-Check) 

o Produkt (JUMP Tool) und 

o Kostenrechnung (RKR und PIUS-Finanzierung) sein 

„Die Beratung erfolgt auf Basis eines Kooperationsvertrages zwischen EFA, Unternehmen und einem frei 
wählbaren Fachberater“ (EFA, 2009). 

Ein weiterer regional agierender Akteur ist das Netzwerk h2-netzwerk-ruhr. Das Netzwerk ist ein 
eingetragener Verein, der es sich zur Aufgabe gemacht hat die Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie in der Region zu fördern. Vereinsmitglieder sind unter anderem die Städte 
Bottrop, Marl, Gladbeck und Herten sowie die Emscher Lippe Energie GmbH und die 
Emschergenossenschaft (H2-Netzwerk Ruhr, 2009).  

Förderprogramme und Weiterbildungsangebote 

Aus Unternehmersicht sind hinsichtlich eines Stoffstrommanagements in erster Linie folgende Angebote 
bedeutend: 

Á PIUS-Check: Dieser Check wird von der Effizienz-Agentur NRW angeboten und ist insbesondere für 
produzierende Unternehmen geeignet: Er umfasst ein initiales Beratungsgespräch, eine 
Bestandsaufnahme der relevanten Stoffströme und des Stands der Technik und er zeigt auf, welche 
Verbesserungen in der Produktion im Sinne der Ressourceneffizienz möglich sind. Darüber hinaus 
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berät die EFA die Unternehmen auch hinsichtlich der bestehenden Förderprogramme zur 
Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen. 

Á Ökoeffizienz-Check Handwerk: Diese Check ist ähnlich wie der PIUS-Check aufgebaut, richtet sich 
aber an Handwerksbetriebe mit weniger als 250 Mitarbeitern. Ergebnis des Checks ist ebenfalls ein 
Maßnahmenplan mit konkreten Vorschlägen zur Verbesserung der Prozesse und Abläufe im 
Handwerksbetrieb. Ansprechpartner ist wiederum die EFA. 

Á PIUS-Finanzierung: Hat ein Unternehmen bereits konkrete Maßnahmen zur Effizienzsteigerung 
geplant und sucht lediglich Unterstützung bei der Umsetzung, so kann es das Beratungstool „PIUS-
Finanzierung“ in Anspruch nehmen. Die EFA begleitet die Unternehmen bei der Antragstellung, gibt 
Tipps zu Projektskizzen und zeigt auf, welche Förderprogramme die Unternehmenspläne am besten 
unterstützen. 

Á progres.nrw: Im Rahmen von progres.nrw fördert die Landesregierung Nordrhein-Westfalen gezielt 
die Nutzung regenerativer Energien und eine rationelle Energieverwendung. Förderfähig sind unter 
anderem die Einführung marktfähiger Produkte zur effizienten Umwandlung und sparsamen 
Verwendung von Energie sowie Vorhaben zur Entwicklung neuer Energietechniken und zur 
Demonstration neuentwickelter Energietechniken.  

Á JIM.NRW. Das Joint Implementation Modellprojekt NRW (JIM.NRW) richtet sich an Betreiber von 
Heiz- oder Dampfkesselanlagen unter 20 MW, die durch gezielte Maßnahmen CO2-Reduktionen 
erzielen können. Im Rahmen von JIM.NRW werden viele kleinere Effizienzmaßnahmen in einem 
Pool gebündelt, in handelbare Emissionsrechte umgewandelt und am Markt verkauft. Die Erlöse aus 
dem Emissinshandel werden anteilig an die Projektteilnehmer ausgeschüttet. Projektträger ist die 
Energie.Agentur.NRW. 

Eine umfassende Auflistung der wichtigsten Projekten und Programmen befindet sich im Anhang 7. 

1.4.2.3 Potenzialanalyse Effizienzsteigerung 

Aufgrund des Alters des Gewerbegebiets Knippenburg & Kruppwald (ca. 40 Jahre) ist anzunehmen, dass 
die Gebäudesubstanz und die eingesetzte Energietechnik oftmals nicht dem heutigen Stand der Technik 
entspricht und entsprechend ein hohes Einsparpotenzial gegeben ist. 

Effizienzsteigerung durch Optimierung der Gebäudehülle 

Grundsätzlich lassen sich sowohl bei Büro- und Verwaltungsgebäude als auch bei Lager- und 
Produktionshallen Effizienzpotenziale erschließen, wobei Ansprüche an die Raumtemperatur und damit auch 
die energetischen Anforderungen teilweise sehr unterschiedlich sind. Unabhängig vom Gebäudetyp kann 
der Heizenergiebedarf durch folgende Maßnahmen gesenkt werden: 

Á Dämmung von Außenwänden 

Á Dämmung der obersten Geschossdecke und / oder Dächern 

Á Dämmung von Kellerdecken 

Á Austausch von Fenstern 

Á Montage von Außenrolläden mit elektronischer Steuerung 

Á Einbau wärmegedämmter Außentüren 

Á Beseitigung von Wärmebrücken (z.B. Balkonen) 

Hallen und Lagerstätten wie sie z.B. beim metallverarbeitenden Gewerbe und in der Chemieindustrie 
vorzufinden sind, besitzen gegenüber Bürogebäuden einen geringeren energetischen Standard, da sie 
vorrangig auf Zweckmäßigkeit ausgerichtet sind.  

Zudem kann oftmals ein Teil des Heizwärmebedarfs durch die Abwärme der Produktionsanlagen gedeckt 
werden. Aufwendige Wärmedämmaßnahmen sind aufgrund der Größe der Gebäude oft sehr kostenintensiv 
und nicht wirtschaftlich darstellbar. Hier können jedoch insbesondere durch die Optimierung der Toranlagen 
relativ kostengünstig Einsparpotenziale erzielt werden. So können z.B. durch den Einsatz von 
Schnelllauftoren oder Torluftschleieranlagen Wärmeverluste reduziert werden. 

Auch in den Kfz-Betrieben, die meist aus einer Halle mit einer Raumhöhe von über 5 m und einem kleinen 
Bürotrakt bestehen, entstehen hohe Wärmeverluste durch die Gebäudehülle. Im Gegensatz zum 
produzierenden Gewerbe, kann der Wärmebedarf jedoch nicht durch die Abwärme von Produktionsanlagen 
kompensiert werden. Unter der Leitung der Energieagentur.NRW wurden im Rahmen eines Modellprojektes 
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mit dem Titel „Niedrigenergie-Kfz-Werkstatt“ zehn Werkstätten, die kurz vor größeren investiven 
Entscheidungen standen, unter energietechnischen Gesichtspunkten auf mögliche Einsparpotentiale 
analysiert. Die Untersuchungen ergaben, dass sich bereits durch einfache Maßnahmen, ohne finanzielle 
Aufwendungen wie z.B. das Schließen von Roll- bzw. Garagentoren Heizenergie eingespart werden kann. 
Mit etwas mehr Aufwand können die Heizungsanlagen optimiert werden, um bedarfsgerecht in Abhängigkeit 
der Außentemperatur sowie der Raumnutzung Wärme bereitstellen zu können. Die vergleichsweise teuerste 
Maßnahme war der bauliche Wärmeschutz. Er lohnt sich nur bei anstehenden Sanierungen oder aber bei 
Neubauten, wo er auch über das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinaus Berücksichtigung finden sollte. 

Effizienzsteigerung durch den Einsatz effizienter Technologien 

Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen 

Im verarbeitenden Gewerbe werden je nach Betrieb große Produktionsanlagen und Maschinen eingesetzt, 
die oft auch ein hohes Maß an Abwärme produzieren. Durch die Nutzung dieser Wärme zu Heizzwecken, 
zur Brauchwassererwärmung und / oder zu Kühlungszwecken kann der Gesamtnutzungsgrad auf 80 - 90 % 
gesteigert und der Primärenergiebedarf um ca. 40 % reduziert werden. Während beim metallverarbeitenden 
Gewerbe und der Chemieindustrie die Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen und KWK-Anlagen meist 
möglich ist, spielt die bei den Kfz-Betrieben keine Rolle. 

Neben der Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen gibt es auch die Möglichkeit Abwärme aus einer Kraft- 
Wärme-Kopplungsanlage (KWK), aus Lüftungsanlagen oder aus dem Abwasser zu nutzen. 

Abwärmenutzung aus Abwasser 

Eine weitere innovative Möglichkeit zur effizienten Wärmeerzeugung stellt die Wärmerückgewinnung aus 
Abwasser dar. Im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald wird das Abwasser im Mischsystem abgeleitet. 
Aufgrund des hohen Alters der Kanalisation bietet sich bei Sanierungsarbeiten der Einbau eines 
Wärmetauschers im Schmutzwasserkanal an. Mit Hilfe einer Wärmepumpe kann die im Abwasser 
enthaltene Wärme auf ein höheres Temperaturniveau gebracht und für die Unternehmen nutzbar gemacht 
werden. 

Die Ausgangslage hierzu ist günstig: 

Á Die hohen Wasserverbräuche der Unternehmen gewährleisten ein kontinuierliches 
Abwasseraufkommen und ein hohes Wärmepotenzial 

Á Die Straßen „An der Knippenburg“ und „Brukterstraße“ verlaufen relativ geradlinig und sind 
ausreichend lang für den Einbau eines Wärmetauschers 

Á Entlang der Straßen befinden sich mehrere potenzielle Wärmeabnehmer 

Wie die Abwärmenutzung aus Abwasser konkret aussehen könnte, wird in der Projektskizze: 
Abwasserwärmenutzung Knippenburg & Kruppwald dargestellt. 

Effiziente Drucklufterzeugung 

Druckluft wird in allen drei Schwerpunktbranchen benötigt. Beim metallverarbeitenden Gewerbe liegt der 
Anteil der Druckluft am Gesamtstromverbrauch bei bis zu ca. 10 %, und auch in der chemischen Industrie 
wird Druckluft im Produktionsprozess benötigt. In den Kfz-Werkstätten wird Druckluft für den Betrieb von 
Schraubwerkzeugen, Reifenfüllgeräten, Sprühpistolen oder Hebebühnen eingesetzt. 

Entsprechend besteht hinsichtlich der Druckluft im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald ein hoher 
Handlungsbedarf. Maßnahmen zur Senkung des Druckluftbedarfs und damit der dafür benötigten Energie 
sind insbesondere folgende (Dena, 2009): 

Á Die Erzeugung von Druckluft ist sehr energieintensiv und teuer, daher sollte nur dort mit Druckluft 
gearbeitet werden, wo es unbedingt nötig ist. So ist der Einsatz von Drucklufttechnologien zur 
Reinigung beispielsweise sehr ineffizient, zumal Verunreinigungen häufig auf andere Art und Weise 
ebenso gut und deutlich preisgünstiger entfernt werden können. 

Á Die hohen Leckageraten zwischen 30 und 50 % führen zu hohen Energieverlusten und sind 
aufgrund der stark angestiegenen Energiepreisen auch auf der Kostenseite deutlich zu spüren. 
Daher sollten Druckluftanlagen regelmäßig gewartet und die Leckagen beseitigt werden. 

Á Da für unterschiedliche Anwendungen unterschiedlich hohe Druckluftniveaus erforderlich sind, 
sollten das Niveau für den jeweiligen Abwendungsbereich optimiert werden. Durch die Senkung des 
Druckluftniveaus für einzelne Anlagen können Energie- und Kosteneinsparungen erzielt werden. 
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Á Nur etwa 10 % der im Kompressor eingesetzten elektrischen Energie steht am Druckluftwerkzeug 
zur Verfügung, die restliche Energie geht als Abwärme verloren, entsprechend erhöht sich die 
Energieeffizienz durch die Nutzung der Abwärme deutlich. 

Á Weitere Effizienzsteigerungspotenziale können durch den Austausch veralteter Anlagen realisiert 
werden. Je nach Ausgangssituation können so bis zu 15 % der Energie eingespart werden. 

Weitere Maßnahmen zur Effizienzsteigerung 

Á Kraft-Wärme Kopplung: Insbesondere beim verarbeitendes Gewerbe (z.B. Metallindustrie und 
Chemieindustrie) können KWK Anlagen eingesetzt werden (siehe Kapitel 1.4.3.3). Neben 
einzelbetrieblichen Lösungen (vgl. Projektskizze: Einzelbetriebliche Wärmeversorgung im IG Nord, 
Kaiserslautern) sind auch überbetriebliche Lösungen denkbar (vgl. Projektskizze: Zentrale 
Wärmeversorgung im IG Nord, Kaiserslautern) 

Á Effiziente Kälteerzeugung: Ebenso wie in Kaiserslautern (siehe Kapitel 1.4.3.3) ist auch in Bottrop 
der Einsatz effizienter Kältetechnik möglich und sinnvoll. 

Á Effiziente Klimatisierung / Lüftung: Sowohl in Bürogebäuden als auch in Produktionshallen werden je 
nach Branche Lüftungsanlagen benötigt, z.B. zur Kühlung der Räume, zur Frischluftversorgung und / 
oder zur Absaugung gefährlicher Dämpfe. Entsprechende Einsparpotenziale sind daher in Bottrop 
gegeben (vgl. Kapitel 1.4.4.3). 

Á Effiziente Beleuchtung: Eine effiziente Beleuchtung ist ebenso in Bürogebäuden als auch in großen 
Produktionshallen von Bedeutung, da mit der Beleuchtung oft hohe Kosten verbunden sind. Ein 
metallverarbeitendes Unternehmen gab bei der Unternehmensbefragung an, dass die Beleuchtung 
45 % des Stromverbrauchs ausmache. Die Einsparpotenziale, die durch eine effiziente Beleuchtung 
erzielt werden können, werden anhand von drei Beispielen in der Projektskizze: 
„Beleuchtungscontracting Knippenburg & Kruppwald“ dargestellt. 

Á Effiziente Heizung- / Umwälzpumpen: Durch den Einsatz von EC-Hocheffizienzpumpen können im 
vergleich zu älteren Modellen bis zu 80 % Energie eingespart werden. Bei großen Betrieben, mit 
mehreren Pumpen sind daher hohe Kostenersparnisse möglich (siehe Kapitel 1.4.3.3). 

Á Effiziente IT / EDV: Auch wenn der Stromverbrauch für die EDV-Geräte eine sehr untergeordnete 
Rolle spielt, sind Einsparungen in diesem Bereich dennoch möglich (vgl. Kapitel Bremen). 

1.4.2.4 Potenzialanalyse Windenergie 

Zum Jahresende 2008 waren in Nordrhein-Westfalen 2.676 Windkraftanlagen mit einer installierten 
Gesamtleistung von knapp 2.677 MW installiert. Damit ist NRW im Bundesländervergleich an 5. Stelle. 
Verglichen mit dem Netto-Jahresstrombedarf des Landes Nordrhein-Westfalen leistet die Windenergie einen 
Beitrag von etwa 3 %  (in Deutschland lag der Anteil der Windenergie im gleichen Zeitraum bei 7 % (BWE, 
2009). 

Doch nicht nur aus ökologischer Sicht spielt die Windenergie eine Rolle in Nordrhein-Westfalen, sondern 
auch aus ökonomischer Sicht. Nordrhein-Westfalen ist das Zulieferland Nr. 1 für die Windindustrie. 
Insbesondere Bochum, Aachen und Duisburg gelten wichtige Forschungs- und Produktionsstandorte. Die 
Stärkung dieser Branche und der Ausbau von Windenergieanlagen ist somit erklärtes Ziel der 
Landesregierung (Lorenz Kommunikation, 2009). 

 

Rechtliche Rahmenbedingungen 
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Abbildung 13: Landkarte Nordrhein-Westfalen 

 

Quelle: http://www.dhimt.eu/de/kontakt/ruhrgebiet.php?Lang=DE&ID=6,0, 2009; bearbeitet: IfaS 2009 

 

Die planerische Steuerung von Windenergieanlagen erfolgt in Nordrhein-Westfalen auf der Ebene der 
Regionalplanung sowie ergänzend durch die kommunale Flächennutzungsplanung. Im sogenannten 
Windkrafterlass des Umweltministeriums und des Wirtschaftsministeriums wurden die Grundsätze für die 
Planung und Genehmigung von raumbedeutsamen Windenergieanlagen (z.B. Gesamthöhe von mehr als 50 
Metern) in NRW festgeschrieben (MBV / MUNLV 7 MWME, 2005). Ziel ist es, die Verbreitung von 
Windkraftanlagen räumlich zu steuern. So können Bereiche, die für die Nutzung mit Windenergieanlagen 
geeignet sind, auf der Ebene der Regionalplanung als „Vorranggebiete mit der Wirkung eines 
Eignungsgebietes“ ausgewiesen werden. Außerhalb der Vorranggebiete ist der Bau von 
Windenergieanlagen unzulässig. Als geeignete Bereiche werden insbesondere Freiraum- und Agrarbereiche 
sowie Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche genannt, in Einzelfällen können auch Anlagen auf 
Abfalldeponien und Halden zugelassen werden.     

Im Flächennutzungsplan können die Vorranggebiete der Regionalplanung als „Konzentrationszonen für 
Windkraftanlagen“ dargestellt werden. Mit der Ausweisung von Konzentrationszonen ist die Errichtung von 
Windenergieanlagen an anderer Stelle im Planungsraum automatisch ausgeschlossen. 

Die übergeordnete regionale Planungsbehörde der Stadt Bottrop ist die Bezirksregierung Münster. Der 
Gebietsentwicklungsplan (Regionalplan) ist in zwei Abschnitte geteilt – den Teilabschnitt „Münsterland“ und 
den Teilabschnitt „Emscher-Lippe“. Die Stadt Bottrop gehört zum letztgenannten Teilabschnitt. Hinsichtlich 
der Windenergie verzichtet die Bezirksregierung Münster im Teilabschnitt Emscher-Lippe auf die Darstellung 
von Windenergieeignungsbereichen und beschränkt sich lediglich auf die Kennzeichnung von 
Ausschlussbereichen und textliche Beschreibung von Zielen und Grundsätzen. Die konkrete Festlegung von 
Konzentrationszonen überlässt die Bezirksregierung somit den Kommunen (Bezirksregierung Münster, 
2009). 

Außerdem gehört Bottrop zur Planungsgemeinschaft „Städteregion Ruhr“, ein interkommunales 
Kooperationsprojekt, dem neben Bottrop noch zehn weitere Städte angehören (Städteregion Ruhr, 2008). 
Ein Teil dieser Städte  (Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen) 
gründete im Jahr 2005 einen Planungsverband mit dem Ziel, einen regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) 
zu erstellen. Dieser Plan enthält sowohl raumordnerische als auch bauleitplanerische Festlegungen. Ein 
separater Regionalplan wird somit überflüssig. Bezüglich der Windenergienutzung hat der Planungsverband 
eine Studie in Auftrag gegeben, in der geeignete Windenergiestandorte untersucht wurden (ecoda, 2008). 
Die Ergebnisse dieser Studie flossen in den RFNP mit ein. Mit der voraussichtlichen Genehmigung im 
November 2009 wird der Entwurf rechtskräftig und kann somit als sichere Datengrundlage angesehen 
werden. 

Die Stadt Bottrop hat sich bisher nicht an der regionalen Flächennutzungsplanung beteiligt und erstellt ihre 
Bauleitpläne noch eigenständig. 

Ausgewiesene Windenergiestandorte im Umfeld des Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 
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Die Analyse zum Windenergiepotenzial für das Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald erfolgte unter 
Berücksichtigung des Standorts an den südlichen Grenzen des Bottroper Stadtgebietes. Dies erfordert die 
Erweiterung der zu betrachtenden Systemgrenze über das Stadtgebiet hinaus und schließt mit Oberhausen 
und Essen zwei weitere Stadtgebiete ein. 

Á Bottrop: Im Flächennutzungsplan der Stadt Bottrop sind zwei „Konzentrationszonen für 

Windenergieanlagen“ dargestellt, die sich zur Windenergienutzung eignen. Gemäß Erläuterungsbericht 

befinden sich diese im ca. 14 bis 15 km vom Gewerbegebiet entfernten Stadtbezirk Bottrop-Kirchhellen 

(Stadt Bottrop, 2009g). Dort sind bereits sechs Windkraftanlagen mit einer summierten Gesamtleistung 

von 3,58 MW installiert (Stadt Bottrop, 2004). 

Á Essen: Im Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) wird eine Konzentrationszone für die Stadt Essen 

ausgewiesen. Die Fläche liegt westlich des Autobahnkreuzes A 42 / B 224 und ist ca. 1 km vom 

Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald entfernt. Die Fläche wird derzeit von der RAG
15

 als 

Lagerfläche genutzt. Windenergieanlagen wurden dort bisher nicht errichtet. 

Á Oberhausen: Für die Stadt Oberhausen weist der RFNP keine Konzentrationszonen aus. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung des vorliegenden FNP sowie des Entwurfs 
des RFNP nur die Konzentrationszone am Autobahnkreuz A42/B224 für eine Integration in das 
Gewerbegebiets-Konzept in Betracht kommt. Wie eine solche Integration aussehen könnte, wird in der 
Projektskizze „Unternehmer-Windpark Knippenburg & Kruppwald“ dargestellt. Die derzeitige Nutzung als 
Lagerfläche stellt aus Sicht des IfaS keinen Konflikt dar.  

1.4.2.5 Potenzialanalyse Solarenergie 

In Bottrop wurden insgesamt 278 Dachflächen identifiziert, die für eine photovoltaische Nutzung geeignet 
erscheinen: 

Tabelle 27: Ergebnis Solarenergiepotenzial im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 

Anzahl

Nettodachfläche 

in m² kWp MWh/a

CO2-Einsparung 

in t/a

Flachdach 147 29.321 3.665 3.042 1.898

Schrägdach 121 45.336 4.430 3.677 2.294

Tonnendach 10 2.792 197 164 102

Summe 278 77.449 8.292 6.882 4.295  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Basierend auf einer Solarstrahlung von 830 kWh/kWp ergibt sich für das Gewerbegebiet eine jährliche 
Stromproduktion von 6.882 MWh. (Eine ausführliche Beschreibung zu Vorgehensweise und den getroffenen 
Annahmen befindet sich im Anhang 8). Verglichen mit dem Strombedarf des Gewerbegebiets (38.821 
MWh/a) könnte die Solarenergienutzung zukünftig etwa 18 % des Strombedarfs decken (bilanziell). Der 
relativ hohe Deckungsgrad  ist nicht nur auf die große Anzahl von Dächern zurückzuführen, sondern auch 
auf den verhältnismäßig geringen Stromverbrauch des Gewerbegebiets. 

Eine große Photovoltaikanlage mit einer installierten Leistung von 380 kWp wurde bereits 2006 auf dem 
Dach eines Unternehmens installiert. Die Anlage produziert jährlich etwa 315 MWh Strom. 

Die CO2-Einsparung beträgt bei vollständiger Nutzung des Solarenergiepotenzials und einem 
Emissionsfaktor von 0,624 kg/kWh (UBA, 2009b) 4.295 t pro Jahr. 

Das Photovoltaikpotenzial stellt jedoch nur einen theoretischen Wert dar. Das technisch machbare Potenzial 
muss immer für den Einzelfall geprüft werden, da weder die Statik der Dächer geprüft noch eine 
Differenzierung nach den verschiedenen Dacheindeckungsmaterialien vorgenommen werden konnte. 
Ebenso war eine Zuordnung der einzelnen Dachflächen zu den jeweiligen Unternehmen nicht möglich, da 
viele Unternehmen mehrere Gebäude besitzen oder ein Gebäude von mehreren Unternehmen genutzt wird. 

Insbesondere folgende Rahmenbedingungen können zu einer Minderung des Photovoltaikpotenzials führen: 
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Á Bei den Flachdächern könnte das tatsächliche Solarenergiepotenzial unter dem berechneten 
Potenzial liegen, da hier aus statischen Gründen gegebenenfalls mit weniger effizienten 
Dünnschichtmodulen oder Bahnen und Folien gearbeitet werden muss. Doch auch diese 
Alternativen können für Unternehmen ökonomisch interessant sein. Da Dünnschichtmodule und 
Bahnen gegenüber kristallinen Modulen deutlich günstiger sind, ist ein wirtschaftlicher Betrieb der 
Photovoltaikanlage möglich.  

Á Auch bei den Schrägdächern könnte das technische Potenzial unter dem theoretischen Potenzial 
liegen. Da im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald der Anteil von Schrägdächern mit einer 
Dachneigung unter 20° recht hoch ist und viele dieser Dächer lediglich eine einfach 
Bitumeneindeckung besitzen, könnten hier ebenfalls verstärkt Photovoltaikbahnen zu Einsatz 
kommen. 

Das wirtschaftliche Potenzial, das mit der Photovoltaiknutzung im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 
verbunden ist, wird in der Projektskizze „Photovoltaik- Park Knippenburg & Kruppwald“ dargestellt. Ebenso 
werden dort die Möglichkeiten zur Aktivierung des Solarenergiepotenzials näher erläutert. 

Ein Auszug aus der Solarkartierung befindet sich im Anhang 9. 

1.4.2.6 Einsparpotenzial Trinkwasser 

Gesamtregenwasserpotenzial und Nutzungsmöglichkeiten im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 

Zur Berechnung des Regenwasserpotenzials können drei Ebenen betrachtet werden: 

¶ Die Niederschlagsmenge die jährlich im Gebiet anfällt (Größe des Gebietes ca. 1.250.000 m²) 

¶ Die Niederschlagsmenge, die von den versiegelten Flächen abgeleitet wird (Stadt Bottrop, 2008) 

¶ Die Niederschlagsmenge, die von den Dachflächen abgeleitet wird (vgl. 1.4.2.5)
16

 

Ausgehend von einem jährlichen Niederschlag von 829 l/m² (UniSol GmbH, 2009) ergeben sich daraus 
folgende Niederschlagsmengen: 

Tabelle 28: Regenwasserpotenzial im Gewerbegebiet "Knippenburg & Kruppwald" 

Niederschlagsauffangfläche Niederschlagsmenge

Gewerbegebiet ca. 1.250.000 m² ca. 1.036.250 m³/a

Versiegelte Flächen 284.397 m² 235.765 m³/a

Dachflächen ca. 205.971 m² ca. 170.750 m³/a  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Für eine betriebliche Nutzung eignet sich jedoch ausschließlich das auf den Dachflächen auftreffende 
Niederschlagswasser, da die Verschmutzung (z.B. Ölrückstände) in der Regel gering ist. 

Hinsichtlich der Verwendung des Regenwassers bestehen im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 
folgende Möglichkeiten: 

Á Die Nutzung des Regenwassers im Sanitärbereich ist grundsätzlich für alle Betriebe im Gewerbegebiet 
Knippenburg & Kruppwald möglich. Je höher der Sanitärwasserbedarf (Betriebe mit hohen 
Mitarbeiterzahlen) ist, desto höher ist das Trinkwassereinsparpotenzial. Eine detaillierte Berechnung des 
Sanitärwasserbedarfs erfolgt im nächsten Unterkapitel. 

Á Die Nutzung des Regenwassers für Reinigungszwecke bietet sich insbesondere für die Kfz-Betriebe und 
die LKW-Waschstraße an, die das Wasser zur Fahrzeugwäsche nutzen. Auch das ansässige 
Chemieunternehmen gibt in seinem Umweltbericht einen hohen Reinigungswasserbedarf an. 

Á Darüber hinaus kann das Regenwasser bei geeigneten Dachflächen auch in der Wäscherei eingesetzt 
werden. Es ist jedoch anzunehmen, dass der Waschwasserbedarf nicht durch das 
Regenwasserpotenzial der eigenen Dachflächen gedeckt werden kann und entsprechend 
überbetriebliche Lösungen notwendig sind. 
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 Die Fläche umfasst nur die Dachflächen, die im Rahmen der Solarkartierung ermittelt wurden. Da natürlich 

auch die für Photovoltaik nicht geeigneten Dachflächen als Regenauffangfläche dienen können, ist das 
tatsächliche Potenzial weitaus höher. 
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Á Bei Bürogebäuden besteht die Möglichkeit Regenwasser zur Klimatisierung (wärmetauscherbasierte 
Kühlung) einzusetzen. Exakte Daten zum Klimatisierungsbedarf der Unternehmen liegen nicht vor. 

Á Für Bewässerungszwecke wird im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald vermutlich kaum Wasser 
eingesetzt, da es nur wenige Grünflächen gibt und repräsentative Eingangsbereiche mit intensiver 
Bepflanzung nicht vorhanden sind. Entsprechend ist der Einsatz von Regenwasser in diesem Bereich 
vernachlässigbar. 

Wird das Dachflächen-Regenwasser von den Unternehmen vollständig genutzt, können etwa 484.646 €/a 
eingespart werden (Summe aus Trinkwassereinsparung und Einsparung der Regenwassergebühr). Wird nur 
die Ersparnis aus der Trinkwassersubstitution betrachtet, liegt die Einsparung bei 276.615 €/a. Darüber 
hinaus können durch Versickerung der verbleibenden Niederschlagsmengen von den versiegelten Flächen 
(78.426 m²) weitere Einsparungen in Höhe von 65.665 €/a erzielt werden (verminderte 
Regenwassergebühr). 

Eine Tabelle mit der zugrunde liegenden Berechnung befindet sich im Anhang 10. 

Trinkwassereinsparung durch Regenwassernutzung im Sanitärbereich 

Basierend auf den vorliegenden Mitarbeiterzahlen wurde der Wasserbedarf der betrieblichen Sanitäranlagen 
sowohl auf Parkebene als auch auf der Ebene einzelner Unternehmen berechnet. Die nachfolgende Tabelle 
stellt die Ergebnisse in der Übersicht dar. Eine Übersicht über die Potenziale einzelner Unternehmen 
befindet sich im Anhang 11. 

Tabelle 29: Sanitärwasserbedarf 

Anzahl der 

Unternehmen

Anzahl der 

Mitarbeitern

Wasserbedarf 

der Sanitär-

anlagen m³/a

Wasser-

verbrauch m³/a

Anteil Sanitär 

am Wasser-

verbrauch in %

Ermittelte Daten 13 1.450 8.156 k. A. k. A.

Gesamt 232 2.500 14.063 k. A. k. A.

Anteil an Gesamt in % 6% 58% 58% k. A. k. A.  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Insgesamt haben 13 Unternehmen Angaben zum Wasserverbrauch gemacht. Diese Unternehmen 
beschäftigen gemeinsam etwa 1.450 Mitarbeiter und benötigen bei 25 Litern pro Person und Tag und 225 
Arbeitstagen im Jahr (vgl. Anhang 10) 8.156 m³/a Sanitärwasser. 

Ausgehend von geschätzten 2.500 Mitarbeitern ergibt sich für das gesamte Gewerbegebiet ein 
Wasserbedarf von 14.063 m³/a. Dies entspricht einem Anteil von 8,24 % gemessen am 
Gesamtniederschlagsaufkommen (170.750 m³). 

Bei den Unternehmen haben die Sanitäranlagen einen Anteil zwischen 10 – 43 % am betrieblichen 
Wasserverbrauch. Wesentliche Einflussfaktoren sind hier die Mitarbeiterzahlen und der branchenspezifische 
Wasserverbrauch der Unternehmen. 

Durch den Einsatz von Vakuum-Toiletten verringert sich der Wasserbedarf im Sanitärbereich deutlich. Wie 
die nachfolgende Tabelle zeigt, verbraucht die Vakuum-Toilette nur 1/5 des Wassers gegenüber einer 
normalen Wasser sparenden Toilette.  

Für die Berechnung des ökonomischen Einsparpotenzials wurden folgende Annahmen zugrunde gelegt (vgl. 
Anhang 14): 

Á Trinkwasserpreis: 1,62 €/m³ 

Á Regenwassergebühr: 1,01 €/(m²×a) versiegelter Fläche 

Á Abwasserpreis: 1,56 €/m³ 

Á Dachfläche 205.971 m² 



 

 63 

Tabelle 30: Finanzielle Einsparungen durch Regenwassernutzung im Sanitärbereich 

Trinkwasser-

substitut. in €

Regenwasser-

gebühr in €

Ermittelte Daten 13 8.156 12.291 k. A. k. A.

Gesamt 232 14.063 22.781 208.031 230.812

Anteil an Gesamt in % 6% 58% 54% k. A. k. A.

Finanzielle Einsparung durch

Trinkwasser-

substitution 

Sanitär in 

m³/a

Anzahl der 

Unternehmen

Gesamt-

ersparnis in €

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Insgesamt kann durch die Trinkwassersubstitution im Sanitärbereich und die Entkopplung aller Dachflächen 
von der Abwasserentsorgung ein maximales theoretisches Einsparpotenzial in Höhe von 230.812 €/a erzielt 
werden, wobei die Ersparnis durch die Entkopplung der Dachflächen deutlich größer ist als die Ersparnis 
durch einen geringeren Trinkwasserverbrauch. 

Trinkwassereinsparung durch Vakuumsanitärtechnik 

Alternativ zur Regenwassernutzung kann auch durch den Einsatz von Vakuumtoiletten Trinkwasser 
eingespart werden: 

Tabelle 31: Einsparpotenzial Vakuumsanitärtechnik 

wasserspa-

render Sanitär-

technik m³/a

Vakuumsanitär

technik in m³/a

Ermittelte Daten 13 8.156 1.631

Gesamt 232 14.063 2.813

Anteil an Gesamt in % 6% 58% 58%

Anzahl der 

Unternehmen

Wassereinsparung durch 

Vakuumsanitärtechnik in m³/a

Wasserverbrauch bei

6.525

58%

11.250

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Durch den flächendeckenden Einsatz von Vakuumsanitärtechnik können auf Parkebene bis zu 11.250 m³/a 
Trinkwasser eingespart werden. 

Die finanziellen Einsparungen von 35.775 €/a setzen sich aus dem verringerten Trinkwasserbedarf und der 
verringerten Abwassermenge zusammen: 

Tabelle 32: Finanzielle Einsparungen durch Vakuumsanitärtechnik 

Trinkwasser-

einsparung in €

verringerte 

Abwasser-

gebühr in €

Ermittelte Daten 13 6.525 10.571 10.179 20.750

Gesamt 232 11.250 18.225 17.550 35.775

Anteil an Gesamt in % 6% 58% 58% 58% 58%

Gesamt-

ersparnis in €

Finanzielle Einsparung durch

Anzahl der 

Unternehmen

Wasserein-

sparung durch 

Vakuumsanitär

technik m³/a

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Im Vergleich zur Regenwassernutzung werden durch die Vakuumsanitärtechnik weniger Kostenersparnisse 
erzielt. Außerdem ist zu prüfen, ob eine Nachrüstung möglich ist (Vakuum-Abflussleitungen) und welche 
Kosten damit verbunden sind. Gegenüber der Regenwassernutzung bietet die Vakuumsanitärtechnik jedoch 
den Vorteil, dass sie nicht an klimatische Voraussetzungen gebunden ist. 

 
Trinkwassereinsparung durch Grauwassernutzung 

Ausgehend von den vorliegenden Unternehmensdaten eignet sich die Grauwassernutzung insbesondere für 
die sechs Unternehmen, deren Mitarbeiterzahl über 100 Personen liegt, da hier zum einen ein 
entsprechendes Potenzial anzunehmen ist (Duschwasser) und zum anderen ein hoher Wasserbedarf im 
Sanitärbereich besteht. Unternehmensspezifische Daten zum Grauwasseraufkommen (Potenzialseite) 
liegen nicht vor. Dieses Potenzial sowie die baulichen Rahmenbedingungen (z.B. Entfernung zwischen 



 

 64 

potenzieller Grauwasserrecyclinganlage - Duschen- Toiletten) müssen individuell für jedes Unternehmen 
geprüft werden. 

1.4.2.7 Bewertung der Umfeldanalyse Bottrop 

Nachfolgend sind die Stärken und Schwächen der Umfeldanalyse inklusive der Potenzialbetrachtung 
zusammengefasst: 
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Tabelle 33: Stärken und Schwächen der Umfeldanalyse 

+ unmittelbare Nachbarschaft zum geplanten 

Wasserstoffpark, sowie zur Wasserstoffpipeline, 

bietet Chance auf Vernetzung zwischen 

Wasserstoffproduzenten und Abnehmer 

(Industrie) 

- städtischer Ballungsraum, keine forst- oder 

landwirtschaftlichen Biomassepotenziale im 

näheren Umfeld verfügbar

+ Wasserstoffpark bietet Platz für alternative Ver- 

und Entsorgungsinfrastruktur des 

Gewerbegebiets (z.B. Freiflächen-PV, 

Rohstoffzentrum oder Wasseraufbereitung)

- derzeitige Nutzung des Windenergiestandorts 

als Lagerfläche, RAG hat kein Interesse dort 

Windenergieanlagen zu errichten

+ Windenergiestandort in unmittelbarer Nähe zum 

Gewerbegebiet bietet die Möglichkeit zum 

Ausbau und der Nutzung erneuerbarer Energien 

und eine Integration ins Gesamtkonzept

+ hohes Solarenergiepotenzial (8.292 kWp), bei 

Aktivierung des Potenzials CO2-Einsparungen 

von 4.295 t pro Jahr möglich (bisher lediglich 

eine PV-Anlage vorhanden)

+ hohes Regenwasserpotenzial (170.750  m³), 

Nutzung im Sanitärbereich kann zu 

Einsparungen von 14.063 m³ Wasser und bis zu 

230.812 € pro Jahr (Regenwasserversickerung 

teilweise vorhanden) führen

+ Energieagentur NRW als zentraler 

Ansprechpartner zu erneuerbaren Energien und 

Energieeffizienz in der Region ansässig, bietet 

vielfältiges Angebot für Unternehmen 

(Infomaterialien, Beratung, Begleitung von 

Modellprojekten, Koordination von 

Förderprogrammen etc.) 

- Stadt hat kein eigenes Klimaschutzprogramm, 

ist jedoch in regionale und Landesstrategien 

involviert, dies bedeutet einen hohen 

Abstimmungsbedarf und weniger Flexibilität bei 

der Entwicklung von Projekten

+ JIM.NRW (Emissionshandel für Unternehmen) 

bietet für kleine und mittelständische 

Unternehmen einen Anreiz zur CO2-Einsparung

+ das Programm progres.nrw bietet Unternehmen 

ein breites Förderspektrum für Maßnahmen im 

Bereich erneuerbare Energien und 

Energieeffizienz

+ Emschergenossenschaft als innovativer 

Betreiber der Kläranlage bietet sich als 

Kooperationspartner insbesondere im Bereich 

Wassermanagement und Wasserstoffnutzung 

an

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations-/ Management-Betrachtung

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 
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1.4.3 Ergebnisse Kaiserslautern 

1.4.3.1 Relevante Stoff- und Energieströme im Umfeld des Gewerbegebiets 

Abbildung 14 Luftbildauswertung Kaiserslautern 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS, basierend auf einem Luftbild von Google Maps 

Das IG Nord ist insbesondere durch seine isolierte Lage nördlich des Stadtgebiets von Kaiserslautern 
gekennzeichnet. Im näheren Umfeld befinden sich überwiegend landwirtschaftlich geprägte Flächen und 
nach Süden hin auch forstwirtschaftliche Flächen. 

Die Kläranlage befindet sich ca. 9 km (Autofahrt) östlich des Industriegebiets. 

Im Westen grenzt das IG Nord unmittelbar an die Verbandgemeinde Weilerbach, die auch als „Zero-
Emission-Village  Weilerbach (ZEV)“ bekannt ist (siehe nachfolgendes Kapitel). 

1.4.3.2 Aktivitäten im Bereich Klimaschutz 

Projekte und Programme 

Ein Klimaschutzprogramm im engeren Sinne gibt es auf Landesebene nicht. Die Leitlinien der rheinland-
pfälzischen Klimaschutzpolitik werden jedoch auf der Homepage des Ministeriums und in der 
Regierungserklärung vom 28. Juni 2007 von der Umweltministerin dargelegt. Demnach ist es unter anderem 
Ziel der Landesregierung „...bis 2020 den Anteil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch auf 30 Prozent 
auszubauen. Ihr Anteil im Wärmemarkt soll bezogen auf 2005 bis 2020 verdreifacht werden“. 

Darüber hinaus wurden im Rahmen der „Zukunftsinitiative Rheinland-Pfalz“ (ZIRP) Zukunftsstrategien und 
Konzepte für Rheinland-Pfalz erarbeitet. Die Ergebnisse für den Baustein Energie mündeten in dem 
Strategiepapier „Energie für Rheinland-Pfalz“ (ZIRP, 2009). 
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Die Stadt geht hinsichtlich der CO2-Minderungsziele einen Schritt weiter. Ihr Ziel ist es, die CO2-Emissionen 
bis 2030 um mindestens 40 % zu reduzieren (750.000 Tonnen pro Jahr) gegenüber dem Referenzjahr 1990. 
Darüber hinaus ist die Stadt Kaiserslautern Mitglied im Klima-Bündnis und hat sich als solches verpflichtet 
alle 5 Jahre die CO2-Emissionen um 10 % und die Pro-Kopf-Emission bis 2030 um 50 % zu reduzieren. 

Vor diesem Hintergrund startete die Stadt im Jahr 2008 das Projekt „Klimaschutzbasierte 
Wirtschaftsförderungsstrategie“. Die Maßnahmenpakete werden derzeit vom Institut für angewandtes 
Stoffstrommanagement (IfaS) erstellt.  

Das IG Nord kann darüber hinaus in vielerlei Hinsicht von positiven Erfahrungen in der Planung und 
Umsetzung des Zero Emission Ansatzes in unmittelbarer Nähe profitieren. Einerseits wurde mit dem Projekt 
"Zero Emission Village (ZEV) Weilerbach" (2001-2004) eine nachhaltige Umstrukturierung von Stoff- und 
Energieströmen in der unmittelbar angrenzenden Verbandsgemeinde Weilerbach eingeleitet - eine 
Entwicklung, die 
bis heute fortgeführt wird und bereits umfangreiche Erfolge im Bereich der Energieeinsparung durch 
Effizienzmaßnahmen sowie dem Ausbau erneuerbarer Energien aufweist. Andererseits ist auch der 
Landkreis Kaiserslautern durch seine Maßnahmen im Bereich "Zero Emission Region" (Pilotprojekt 2004-
2007, 
welches bis heute fortgeführt wird) Impulsgeber. Für das IG Nord sind hier u.a. Bestrebungen hinsichtlich der 
Mobilisierung und energetischen Nutzung von Biomassen von Interesse, wovon auch die unmittelbare 
Umgebung des Gewerbegebiets betroffen sein könnte.   

Akteure und Netzwerke 

Hinsichtlich der Themen Energieeffizienz und erneuerbare Energien fungiert das Effizienznetz Rheinland-
Pfalz (EffNet RLP) als zentrale Anlaufstelle für Unternehmen. Ziel des Netzwerks ist die Information und 
Vermittlung. Auf der Homepage werden unter anderem zahlreiche Projekte zu den Themen Energieeffizienz 
und erneuerbare Energien vorgestellt und wichtige Ansprechpartner genannt. Auch zu den 
Förderprogrammen werden wichtige Hinweise gegeben (EffNet, 2009). 

Weitere Unterstützung finden die Unternehmen bei der EffizienzOffensive Energie (EOR). Die rheinland-
pfälzische Energieagentur wurde 1997 gegründet und hat ihren Sitz seit 2003 in Kaiserslautern. Sie 
informiert über Effizienzmaßnahmen und erneuerbare Energien, sie vermittelt zwischen Unternehmen und 
Kooperationspartnern aus Wissenschaft und Politik und sie zeichnet Handwerksbetriebe, Industrie, 
Kommunen oder Privatpersonen für vorbildhafte Maßnahmen und Dienstleistungen aus (EOR, 2009). 

Der wichtigste Klimaschutz-Akteur auf regionaler Ebene ist die Planungsgemeinschaft Westpfalz. Sie 
entwickelte im Rahmen des „Bundeswettbewerbs zum Aufbau regionaler Netzwerke im Bereich der 
Bioenergie“ ein Regionalentwicklungskonzept, das die Einrichtung eines entsprechenden Netzwerks 
vorsieht. Das „Westpfälzer Akteursnetzwerk Bio-Energie“ besteht bereits in den Grundzügen und soll mit 
Hilfe entsprechender Fördermittel bis 2011 weiter auf- und ausgebaut werden. Das Netzwerkmanagement 
ist bei der Regionalen Planungsgemeinschaft angesiedelt (PGW / entra). 

Förderprogramme und Weiterbildungsangebote 

Hinsichtlich finanzieller Unterstützung ist für Unternehmen insbesondere die Investitions- und Strukturbank 
Rheinland-Pfalz GmbH (ISB) von Bedeutung. Sie fördert unter anderem (ISB, 2009): 

Á die Beratung hinsichtlich unternehmensspezifischer Energieeinsparungen sowie bei Forschungs- 
und Entwicklungsprojekten (Beratung für Innovation und Technologietransfer (BITT) ) 

Á den Kauf von Anlagen und Maschinen, (Mittelstandförderungsprogramm) und ermöglicht so den 
Kauf neuer effizienter Anlagen 

Nach dem Vorbild von Nordrhein-Westfalen wurde in Rheinland-Pfalz das Projekt "EffCheck - PIUS 
Analysen in Rheinland-Pfalz" eingeführt. Mit diesem Projekt unterstützen das Umwelt- und das 
Wirtschaftsministerium gemeinsam rheinland-pfälzische Unternehmen bei der Durchführung von Analysen 
zum produktionsintegrierten Umweltschutz (PIUS). Jährlich erhalten bis zu 30 Betriebe - insbesondere 
mittelständische Unternehmen - die Möglichkeit, durch einen sogenannten EffCheck ihre Produktion auf 
Kosteneinsparpotenziale hin überprüfen zu lassen (EffNet, 2009). 

Von den Beratungsangeboten der Stadt ist insbesondere das Programm „Ökoprofit“ hervorzuheben. Im 
Rahmen des Programms werden die Unternehmen von der Arqum GmbH hinsichtlich Energieeffizienz, 
Abfallvermeidung und Wassereinspartechnologien beraten. Die Stadt und der Landkreis beteiligen sich 
finanziell an den Beratungskosten. Im Jahr 2006 nahm bereits ein Unternehmen aus dem IG Nord an dem 
Beratungsprogramm teil (Stadt Kaiserslautern, 2009).  

Eine umfassende Auflistung der wichtigsten Projekten und Programmen im Bereich Klimaschutz befindet 
sich im Anhang 7. 
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1.4.3.3 Potenzialanalyse Effizienzsteigerung 

Verglichen zum Gewerbegebiet in Bottrop ist aufgrund seines jungen Alters im Gebäudebestand und im 
Bereich der Anlagen-, Maschinen- und Beleuchtungstechnik mit weniger Effizienzpotenzialen zu rechnen. 
Dennoch sind bisher ungenutzte Potenziale zur Effizienzsteigerung vorhanden und sollten erschlossen 
werden. 

Effizienzsteigerung durch Optimierung der Gebäudehülle 

In Kaiserslautern ist ebenso wie in Bottrop eine Mischung aus großen Produktionshallen und Lagern sowie 
kleinen und mittelgroßen Verwaltungsgebäuden anzutreffen. Allerdings ist, aufgrund des geringeren Alters 
der Gebäude, die Bausubstanz in Kaiserslautern deutlich besser. Von einem Unternehmen ist sogar 
bekannt, dass das Gebäude im Niedrigenergiestandard errichtet wurde. Effizienzpotenziale können hier also 
in erster Linie durch ein verbessertes Nutzerverhalten erzielt werden.  

Effizienzsteigerung durch Einsatz effizienter Technologien 

Kraft-Wärme-Kopplung 

Die Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ermöglicht eine gleichzeitige Generierung von Strom und Wärme. 
Voraussetzung für den wirtschaftlichen Betrieb einer KWK-Anlage ist ein über das Jahr verteilter, 
kontinuierlicher Wärme bzw. Kältebedarf. Beim Einsatz eines biogenen Energieträgers, wie z. B. Biogas 
oder Rapsöl ist die Energieversorgung sogar CO2-neutral. 

Die bei der KWK entstehende Wärme kann im Gewerbe als Prozesswärme, als Raumwärme und zur 
Warmwasserbereitung eingesetzt werden. Der produzierte Strom kann von den Unternehmern selbst 
genutzt oder ins öffentliche Elektrizitätsnetz eingespeist werden. Auch eine Kombination zwischen 
Selbstnutzung und Einspeisung des überschüssigen Stroms ist möglich. 

KWK-Anlagen gibt es in verschiedenen Leistungsgrößen von wenigen kW bis zum MW-Bereich. Somit ist 
der Einsatz von KWK-Anlagen sowohl in kleinen als auch in großen Betrieben möglich. Bei entsprechen 
günstigen räumlichen Voraussetzungen ist gegebenenfalls auch eine Kooperationen mit anderen 
Unternehmen möglich (vgl. Projektskizze: „Zentrale Wärmeversorgung im IG Nord, Kaiserslautern“). 

Kälteerzeugung 

Prozesskälte wird in allen drei Schwerpunktbranchen, sprich der kunststoffverarbeitenden Industrie, der 
Großbäckerei und der Wäscherei benötigt. In Großbäckereien werden durchschnittlich rund 30 % des 
Stroms für den Betrieb von Kälteanlagen, d.h. für die Kühlung der Lebensmittel benötigt (EA.NRW, 2009g). 
In der Kunststoffindustrie und in Großwäscherein müssen aufgrund der hohen Temperaturentwicklungen vor 
allem die Produktionsanlagen und die umgebenden Räumlichkeiten gekühlt werden. 

Welche Kühlungsmethode am sinnvollsten einzusetzen ist, hängt von den abzuführenden Wärmleistungen 
und von den benötigten Temperaturen des Kühlmittelvorlaufs und Rücklaufs ab. 

Als besonders effizient haben sich wärmebasierte Verfahren erwiesen, d.h. die Kombination von Ab- oder 
Adsorptionskältemaschine und überschüssiger Abwärme. Ebenso kann die Einbindung von 
Solarthermieanlagen eine wirtschaftliche Alternative sein. Durch den Einsatz einer wärmegetriebenen 
Anlagentechnik kann auf teure, strombetriebene Kompressionskälteanlagen verzichtet werden. Auch 
überbetriebliche Lösungen sind möglich (vgl. Projektskizze: „Zentrale Wärmeversorgung im IG Nord, 
Kaiserslautern“). 

Außerdem bieten Absorptionskältemaschinen gegenüber Kompressionskältemaschinen weitere Vorteile: 

Á Einsatz von umweltschonenden Kältemitteln 

Á keine drehenden oder bewegte Teile 

Á geringerer Wartungsaufwand 

Á hohe Lebensdauer 

Á geringe Schall- und Körperschallemissionen 

Á stufenlose Regelbarkeit bis auf ca. 10 % Last ohne wesentliche Verluste 

Á geringer elektrischer Eigenbedarf  

Darüber hinaus ist bei der Kälteerzeugung auf eine optimierte Regelungstechnik und ein angepasstes 
Nutzerverhalten zu achten. So sollten bei Kühlbedarf an Produktionsanlagen die geforderten 
Temperaturniveaus kritisch überprüft werden. Je nach Bedarf ist es besser, einen einzelnen Prozess vom 
allgemeinen Kältenetz abzukoppeln, als das ganze Netz auf besonders niedrigem Temperaturniveau zu 
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betreiben. Durch die Beseitigung von Wärmequellen aus den Kühlräumen und das Schließen von Fenstern 
lassen sich ohne zusätzliche Kosten weitere Energieeinspareffekte erreichen. 

Heizungs- / -Umwälzpumpen  

Heizungs- / Umwälzpumpen kommen in allen Gebäuden mit zentraler Wärmeerzeugung zum Einsatz. Sie 
pumpen die benötigte Wärmeenergie von der Heizzentrale zu den Heizungskörpern und Anlagen und 
sorgen so für die Verteilung der Wärmeenergie. 

Herkömmliche Pumpen in Heizungsanlagen setzen nur etwa 10–15 % der elektrischen Energie in 
Pumpleistung um. Seit kurzem gibt es optimierte Umwälzpumpen, die mit einer um ca. 70 % geringeren 
Leistungsaufnahme die gleiche hydraulische Förderleistung erbringen (Bremer Energie-Konsens 2009g). 

Je nach Ausgangssituation (Alter und Bauweise der Pumpen) können durch den Einsatz elektronisch 
gesteuerter, drehzahlgeregelter Hocheffizienzpumpe Effizienzsteigerungen von bis zu 80 % erreicht werden. 
Insbesondere bei Unternehmen, bei denen die Umwälzpumpen das ganze Jahr durchgehend laufen, können 
durch den Austausch veralteter Heizungspumpen enorme Kosten eingespart werden. Moderne 
Hocheffizienzpumpen sind in der Anschaffung etwa 15 % teurer als Elektronikpumpen und 2,5 Mal so teuer 
wie Standardpumpen. Aber selbst der Austausch noch intakter, ungeregelter Pumpen gegen solche der 
Energieeffizienzklasse A rentiert sich in der Regel, denn die Amortisationszeit beträgt nur wenige Jahre. 

Weitere Maßnahmen zur Effizienzsteigerung 

Á Effiziente Drucklufterzeugung: Das Thema Druckluft spielt sowohl für die kunststoffverarbeitende 
Industrie (Formen, Stanzen etc.) als auch für die Wäscherei (Zerstäuber und Reinigung) eine 
wichtige Rolle. In beiden Fällen kann die Bereitstellung von Druckluft mehr als 10 % der gesamten 
Stromkosten verursachen. Auch hier sind im IG Nord wenige Effizienzsteigerungspotenziale zu 
erwarten. Eine regelmäßige Wartung der Druckluftanlagen ist jedoch unerlässlich. 

Á Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen: Da bereits sehr viele Unternehmen die Abwärme aus 
Produktionsanlagen und Lüftungsanlagen nutzen (vgl. Kapitel Stoffstromanalyse) sind im IG Nord 
diesbezüglich nur geringe Effizienzsteigerungspotenziale zu erwarten. 

Á Abwärmenutzung aus Abwasser: Die Nutzung der im Abwasser enthaltenen Wärme ist im IG Nord 
grundsätzlich möglich, da auch hier ein entsprechendes Potenzial (hoher Wasserverbrauch), ein 
Bedarf sowie eine gradlinige Straßenführung gegeben ist. 

Á Effiziente Beleuchtung: Trotz eines hohen Beleuchtungsbedarfs in den Bürogebäuden und 
Produktionshallen sind hier ebenso wie bei der Abwärmenutzung nur wenige Potenziale zur 
Effizienzsteigerung anzunehmen. Die Vor-Ort-Termine bei zwei Unternehmen haben dies auch 
bestätigt. 

Á Effiziente Klimatisierung und Lüftung: Auf einzelbetrieblicher Ebene sind hier die 
Optimierungspotenziale weitgehend ausgeschöpft. Von einem Unternehmen ist sogar bekannt, dass 
es sich durch die Kombination einer Luftwärmepumpe mit einer Solarthermieanlage komplett autark 
versorgt. Effizienzsteigerungspotenziale lassen sich nur noch in Verbindung mit einem zentralen 
Kältenetz erzielen. 

Á Effiziente IT / EDV: Ebenso wie in Bottrop sind die Einsparpotenziale in diesem Bereich gemessen 
am Gesamtstrombedarf eher zu vernachlässigen. 

1.4.3.4 Potenzialanalyse Windenergie 

Politische Rahmenbedingungen 

Im Jahr 2008 erzeugten über 971 Anlagen ungefähr 6 % des rheinland-pfälzischen Stromverbrauchs. An der 
in Deutschland installierten Windenergieleistung hat Rheinland-Pfalz einen Anteil von 5 % (BWE, 2009) 

Ziel der Landesregierung ist es, bis 2020 den Anteil erneuerbarer Energien am Stromverbrauch auf 30 
Prozent auszubauen. Die Windenergie, d.h. insbesondere das Repowering (Ersatz alter Anlagen durch neue 
leistungsstärkere Anlagen) soll hierzu einen bedeutenden Beitrag leisten (MUFV, 2007). 

Darüber hinaus sind in Rheinland Pfalz ein namhafter Windanlagenhersteller sowie ein global agierender 
Windanlagenbetreiber ansässig, sodass auch ein wirtschaftliches Interesse hinter dem Ausbau der 
Windenergienutzung steht. 

Rechtliche Rahmenbedingungen 
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In Rheinland-Pfalz erfolgt die Steuerung der Windenergieanlagen (WEA) auf der Ebene der 
Regionalplanung. Diese hat die Möglichkeit Vorraggebiete (Windenergieanlage ausdrücklich erwünscht), 
Ausschlussgebiete (keine WEA zulässig) und ausschlussfreie Gebiete (WEA nach Abwägung auf 
kommunaler Ebene zulässig) auszuweisen. Die Regelungskompetenz beschränkt sich hierbei auf 
raumbedeutsame Windenergieanlagen. Als raumbedeutsam gelten zum einen Windfarmen und zum 
anderen Anlagen mit einer Nabenhöhe von mehr als 35 m. Die Feinsteuerung obliegt den Kommunen 
(Verbandsgemeinden) im Rahmen der Bauleitplanung (FM / MUFV / MWVLW, 2006). 

Die Stadt Kaiserslautern gehört zur Regionalen Planungsgemeinschaft Westpfalz. Diese hat im Jahr 2004 
den bis heute gültigen Regionalplan verabschiedet. 

Für die Flächennutzungsplanung sind die Stadt Kaiserslautern bzw. die umliegenden Verbandsgemeinden 
zuständig. 

Ausgewiesene Windenergiestandorte im Umfeld des Industriegebiets Nord 

 

Abbildung 15 Landkarte Landkreis Kaiserslautern 

 

Quelle: http://www.kaiserslautern-kreis.de/, 2009; bearbeitet: IfaS 2009 

Im Rahmen der vorliegenden Potenzialanalyse wurden das Stadtgebiet Kaiserslautern sowie die an das IG 
Nord angrenzenden Verbandsgemeinden Weilerbach und Otterbach näher untersucht. 

Á Die Stadt Kaiserslautern: Im Stadtgebiet Kaiserslautern sind keine Standorte für die 
Windenergienutzung ausgewiesen, d. h. Errichtung von WEA ist dort unzulässig.  

Á VG Weilerbach: In der VG Weilerbach ist ein Vorranggebiet in der Gemeinde Reichenbach-Steegen 
ausgewiesen sowie ein ausschlussfreies Gebiet in der Gemarkung Kollweiler. In Reichenbach-Steegen 
wurden bereits 4 Anlagen mit insgesamt 8 MW umgesetzt. In Kollweiler erstellt die Gemeinde derzeit 
einen Bebauungsplan für das betreffende Gebiet. Der Ort Kollweiler ist rund 11 km vom IG Nord 
entfernt. 

Á VG Otterbach: In der VG Otterbach hat die Regionalplanung ein ausschlussfreies Gebiet für die 
Windenergienutzung ausgewiesen. In der Gemeinde Olsbrücken wurden bisher vier Anlagen mit einer 
installierten Leistung von insgesamt 5,2 MW errichtet. 

Trotz der etwas größeren Entfernung könnte das auschlussfreie Gebiet in Kollweiler im Rahmen einer 
Kooperation mit den Unternehmen im IG Nord entwickelt werden. Da sich der Bebauungsplan noch in 
Aufstellung befindet und noch nicht feststeht, wie viele WEA dort zulässig sind, konnte eine Quantifizierung 
des potenziellen Windenergiestroms nicht vorgenommen werden. 

1.4.3.5 Potenzialanalyse Solarenergie 

In Kaiserslautern wurden insgesamt 44 Dachflächen identifiziert, die für eine photovoltaische Nutzung 
geeignet erscheinen

17
: 

                                                   

17
 Bei der Kartierung der Dachflächen wurden auch zwei Unternehmen berücksichtigt, die im Jahr 2008 ihren 

Betrieb noch nicht aufgenommen hatten (kein Stromverbrauch), aber deren Gebäude bereits standen 
(Nutzung des Dachflächenpotenzials) 

Die Grafik zeigt die 
Lage des IG Nord im 
Stadtgebiet 

Kaiserslautern 
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Tabelle 34: Ergebnis Solarkartierung im Industriegebiet Nord 

Anzahl

Nettodachfläche 

in m² kWp MWh/a

CO2-Einsparung 

in t/a

Flachdach 36 22.680 2.722 2.450 1.098

Schrägdach 7 3.400 231 208 93

Tonnendach 1 184 15 14 6

Summe 44 26.264 2.968 2.671 1.197  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Für die Berechnung der Stromproduktion wurde eine durchschnittliche Solarstrahlung von 900 kWh/kWp 
zugrunde gelegt. Daraus ergibt sich eine jährliche Stromproduktion von 2.968 MWh. Eine ausführliche 
Beschreibung zu Vorgehensweise und den getroffenen Annahmen befindet sich im Anhang 8. 

Obwohl der jährliche Strombedarf  in Kaiserslautern (ca. 20.315 MWh) fast genauso hoch ist wie in Bottrop 
(ca. 22.000 MWh), können durch die Solarenergienutzung im Industriegebiet Nord nur etwa 13 % des 
Strombedarfs gedeckt werden (bilanziell), da dort sehr viel weniger Gebäude (Dachflächen) zur Verfügung 
stehen.  

Eine Anlage wurde bereits im Jahr 2006 im Gewerbegebiet errichtet (177 kWp), sodass ein Teil des 
Potenzials bereits genutzt wird. Eine weitere Anlage (57 kWp) wurde im Jahr 2009 installiert und zwei weitere 
Anlagen befinden sich in Planung. 

Die vollständige Nutzung des Potenzials führt bei einem Emissionsfaktor von 0,448 kg/kWh (TWK, 2007) zu 
einer CO2-Einsparung von 1.197 t pro Jahr. 

Im Gegensatz zum Gewerbegebiet „Knippenburg & Kruppwald“ war im IG Nord eine Zuordnung der 
einzelnen Dachflächen zu den jeweiligen Unternehmen möglich. Eine Einzelfallprüfung ist dennoch 
notwendig, da zur Statik der Dächer und zu der Dacheindeckung keine detaillierten Informationen vorliegen. 

Eine Minderung des theoretischen Potenzials könnte wiederum durch die große Anzahl der Flachdächer 
gegeben sein, bei denen eventuell mit Dünnschichtmodulen oder Folien gearbeitet werden muss.   

Die Anzahl der Schrägdächer ist relativ gering. Außerdem handelt es sich überwiegend um kleinere 
Dachflächen mit einer Dachneigung von mindestens 20°, sodass der Einsatz kristalliner Module 
(Aufdachmontage) ohne Aufständerung möglich ist. 

In einer vertiefenden Projektskizze (siehe Kapitel 1.5.3.2) werden wiederum das wirtschaftliche Potenzial, 
das mit der Photovoltaiknutzung im IG Nord verbunden ist, sowie die Möglichkeiten zur Aktivierung des 
Solarenergiepotenzials näher erläutert. 

Ein Auszug aus der Solarkartierung befindet sich im Anhang 9. 

1.4.3.6 Einsparpotenzial Trinkwasser 

Gesamtregenwasserpotenzial und Nutzungsmöglichkeiten im IG Nord 

Ausgehend von einem jährlichen Niederschlag von 616 l/m² (Mühr, 2009) konnten für die jeweiligen 
Betrachtungsebenen folgende Niederschlagsmengen ermittelt werden

18
: 

Tabelle 35: Regenwasserpotenzial im Industriegebiet Nord in Kaiserslautern 

Niederschlagsauffangfläche Niederschlagsmenge

Gewerbegebiet ca. 1.000.000 m² ca. 616.000 m³/a

Versiegelte Flächen nicht bekannt nicht bekannt

Dachflächen ca. 79.265 m² ca. 48.827 m³/a  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

                                                   

18
 Das Dachflächenpotenzial bezieht sich nur auf Flächen, die im Rahmen der Solarkartierung ermittelt 

wurden. Da natürlich auch die für Photovoltaik nicht geeigneten Dachflächen als Regenauffangfläche dienen 
können, ist das tatsächliche Potenzial weitaus höher 
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Verglichen mit dem Gesamtwasserbezug des Industriegebiets Nord aus dem Jahr 2008 (70.405 m³) 
entspricht dies einem Deckungsgrad von 69 %. 

Hinsichtlich der Verwendung des Dachflächen-Regenwassers bestehen im Industriegebiet Nord folgende 
Möglichkeiten: 

Á Die Nutzung des Regenwassers im Sanitärbereich rechnet sich insbesondere für Unternehmen mit 
hohen Mitarbeiterzahlen und einem entsprechend hohen Sanitärwasserbedarf. 

Á Ebenso wie die Bottroper Großwäscherei könnte auch die Kaiserslauterer Wäscherei bei geeigneten 
Dachflächen (Größe und Beschaffenheit) das Regenwasser im Waschprozess einsetzen. Der 
Waschwasserbedarf kann jedoch nicht durch das Regenwasserpotenzial der eigenen Dachflächen 
gedeckt werden, sodass hier überbetriebliche Lösungen notwendig sind. 

Á Darüber hinaus besteht auch bei einem Speditionsbetrieb ein erhöhter Reinigungswasserbedarf 
(Fahrzeugwäsche) sowie beim verarbeitenden Gewerbe. 

Á Exakte Daten zum Kühlwasserbedarf der Unternehmen liegen nicht vor, aber insbesondere für 
Bürogebäude mit Klimatisierungsbedarf lohnt sich eine wärmetauscherbasierte Regenwasserkühlung. 

Á Die Bewässerung des Außenbereichs spielt in Kaiserslautern durchaus eine Rolle, da ein relativ hoher 
Grünflächenanteil gegeben ist und  der Bebauungsplan umfangreiche Vorgaben zur Bepflanzung 
enthält. Zwei Unternehmen gaben bei der Befragung an, dass sie bereits Regenwasser zur 
Bewässerung nutzen, wobei ein Unternehmen erläuterte, dass ein hoher Anteil des Wasserverbrauchs 
auf Neupflanzungen zurückzuführen ist (vgl. Kapitel 1.2.3.2). 

Wird das gesamte Regenwasserpotenzial realisiert, sind Kosteneinsparungen in Höhe von etwa 108.967 €/a 
möglich (Summe aus Trinkwassereinsparung und Einsparung der Regenwassergebühr). 

 Eine Tabelle mit der zugrunde liegenden Berechnung befindet sich im Anhang 10. 

Trinkwassereinsparung durch Regenwassernutzung im Sanitärbereich 

Die nachfolgende Tabelle zeigt den Sanitärwasserbedarf (Toilettenspülung) der Unternehmen sowie des 
gesamten Gewerbegebiets. Dieser wurde dem Gesamtwasserverbrauch gegenübergestellt. Die Berechnung 
erfolgte anhand der Mitarbeiterzahlen sowie auf Basis empirischer Verbrauchswerte (Liter pro Tag und 
Mitarbeiter) und einem durchschnittlichen Jahresarbeitstagewert (vgl. Anhang 10) 

Tabelle 36: Sanitärwasserbedarf 

Anzahl der 

Unternehmen

Anzahl der 

Mitarbeitern

Wasserbedarf 

der Sanitär-

anlagen m³/a

Wasser-

verbrauch m³/a

Anteil Sanitär 

am Wasser-

verbrauch in %

Ermittelte Daten 13 1.030 5.794 38.027 15

Gesamt 19 1.100 6.188 70.405 9

Anteil an Gesamt in % 68% 94% 94% 54%  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Im IG Nord lagen von 13 Unternehmen Daten zu den Mitarbeiterzahlen und zum Wasserverbrauch vor. Der 
errechnete Sanitärwasserbedarf liegt für diese Unternehmen bei 5.794 m³/a. 

Insgesamt beschäftigen die Unternehmen im IG Nord zusammen ca. 1.500 Mitarbeiter. Für die Berechnung 
des Sanitärwasserbedarfs mussten die Mitarbeiterzahlen jedoch heruntergesetzt werden, da bei Betrieben 
mit Filialen, Speditionsbetrieben und Dienstleistungsbetrieben, die ihre Dienstleistungen außer Haus 
erbringen, nicht alle Mitarbeiter vor Ort Wasser verbrauchen. 

Ausgehend von geschätzten 1.100 Mitarbeitern vor Ort ergibt sich ein Wasserbedarf von 6.188 m³/a. Dies 
entspricht einem Anteil von 12,78 % gemessen am Niederschlagsaufkommen (48.827 m³/a). Je nach 
Branche liegt der Anteil des Sanitärwasserbedarfs am Gesamtwasserbedarf des Unternehmens zwischen 
3,5 % und 73,5 % (vgl. Anhang 10). 

Tabelle 37 belegt, dass der Sanitärwasserbedarf durch das vorhandene Regenwasserpotenzial von den 
betrieblichen Dachflächen gedeckt werden kann. 
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Tabelle 37: Anteil des Sanitärbedarfs am betrieblichen Regenwasserpotenzial 

Anzahl der 

Mitarbeitern

Wasserbedarf 

der Sanitär-

anlagen m³/a

Regenwasser 

von Dach-

flächen in m³/a

Ermittelte Daten 1.030 5.794 30.172

Gesamt 1.100 6.188 48.827

Anteil an Gesamt in % 94% 94% 62%

Anteil Sanitär am Regen-

wasserpotenzial in %

19

13

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Der Sanitärwasserbedarf kann sowohl auf einzelbetrieblicher Ebene (19 % des Niederschlagswassers 
werden benötigt) als auch für den gesamten Park (13 % des Niederschlagswasser werden benötigt) durch 
das anfallende Niederschlagswasser gedeckt werden. 

Für die Berechnung des ökonomischen Einsparpotenzials wurden folgende Annahmen zugrunde gelegt (vgl. 
Anhang 14). 

Á Trinkwasserpreis: 1,42 €/m³ 

Á Regenwassergebühr: 0,50 € €/(m²×a) versiegelter Fläche 

Á Abwasserpreis: 1,70 €/m³ 

Á Dachfläche: 79.265 m² 

Tabelle 38: Ökonomische Betrachtung der Regenwassernutzung 

Trinkwasser-

substitut. in €

Regenwasser-

gebühr in €

Ermittelte Daten 13 5.794 8.227 24.490 32.717

Gesamt 19 6.188 8.786 39.633 48.419

Anteil an Gesamt in % 68% 94% 94% 62% 68%

Anzahl der 

Unternehmen

Trinkwasser-

substitution 

Sanitär in m³/a

Finanzielle Einsparung durch

Gesamt-

ersparnis in €

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Nutzung des Regenwassers als Sanitärwasser ergibt für das gesamte Gebiet ein Einsparpotenzial in 
Höhe von 48.419 €/a. Wiederum hat die Ersparnis der Niederschlagswassergebühr den größten Anteil an 
der Gesamtersparnis, trotz der relativ niedrigen Regenwassergebühr von 0,50 €/(m²×a) versiegelter Fläche 
(in Bottrop sind es 1,01 €/( m²×a)). 

Ein Teil der Regenwassergebühr wird bereits eingespart, da einige Unternehmen ihre Dachflächen begrünt 
oder Versickerungsflächen auf ihrem Grundstück eingerichtet haben. 

Trinkwassereinsparung durch Vakuumsanitärtechnik 

Das Trinkwassereinsparpotenzial durch Vakuumsanitärtechnik stellt sich wie folgt dar: 

Tabelle 39: Einsparpotenzial Vakuumsanitärtechnik 

wasserspa-

render Sanitär-

technik m³/a

Vakuumsanitär

technik in m³/a

Ermittelte Daten 13 5.794 1.159

Gesamt 19 6.188 1.238

Anteil an Gesamt in % 68% 94% 94%

Anzahl der 

Unternehmen

Wassereinsparung durch 

Vakuumsanitärtechnik in m³/a

94%

Wasserverbrauch bei

4.635

4.950

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Beim Einsatz von Vakuumtoiletten bräuchte das IG Nord nur 1.238 m³/a Wasser für die Toilettenspülung, 
dies entspricht einem Anteil von nur 1,76 % am Gesamtwasserbedarf (70.405 m³/a). 

Auch ökonomisch lassen sich durch die Vakuumsanitärtechnik Einsparungen erzielen: 



 

 74 

Tabelle 40: Finanzielle Einsparungen durch Vakuumsanitärtechnik 

Trinkwasser-

einsparung in €

verringerte 

Abwasser-

gebühr in €

Ermittelte Daten 13 4.635 6.582 7.880 14.461

Gesamt 19 4.950 7.029 8.415 15.444

Anteil an Gesamt in % 68% 94% 94% 94% 94%

Gesamt-

ersparnis in €

Anzahl der 

Unternehmen

Wasserein-

sparung durch 

Vakuumsanitär

technik m³/a

Finanzielle Einsparung durch

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Berechnung zeigt, dass durch die verringerten Abwassergebühren die größten Einsparungen zu 
verbuchen sind. 

Trinkwassereinsparung durch Grauwassernutzung 

Im IG Nord gibt es drei Unternehmen, deren Mitarbeiterzahl über 100 Personen beträgt und deren  
Wasserbedarf im Sanitärbereich entsprechend hoch ist. Der Einsatz einer Grauwasserrecyclinganlage ist 
hier potenziell möglich. 
Unternehmensspezifische Daten zum Grauwasseraufkommen (Potenzialseite) liegen jedoch nicht vor. 
Dieses Potenzial sowie die baulichen Rahmenbedingungen (z.B. Entfernung zwischen potenzieller 
Grauwasserrecyclinganlage - Duschen- Toiletten) müssen individuell für jedes Unternehmen geprüft werden. 
 

1.4.3.7 Bewertung der Umfeldanalyse Kaiserslautern 

Nachfolgend sind die Stärken und Schwächen der Umfeldanalyse inklusive der Potenzialbetrachtung 
zusammengefasst: 
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Tabelle 41: Stärken und Schwächen der Umfeldanalyse Kaiserslautern 

+ landwirtschaftliche Biomassepotenziale im 

nahen Umfeld vorhanden, ggf. auch 

forstwirtschaftliche Potenziale

- Schwierigkeit der Vernetzung von Akteuren (u.a. 

Landwirte)

+ hohes Solarenergiepotenzial (2.968 kWp), bei 

Aktivierung des Potenzials CO2-Einsparungen 

von 1.197 t pro Jahr möglich (PV-Anlagen 

vorhanden, weitere Planungen laufen)

+ hohes Regenwasserpotenzial (48.827 m³), 

Nutzung im Sanitärbereich führt zu 

Einsparungen von 6.188 m³ Wasser und bis zu 

48.419 € pro Jahr (Regenwasserversickerung 

teilweise vorhanden)

+ Innovative Lösungen für das IG Nord können in 

die Klimaschutzstrategie der Stadt 

Kaiserslautern eingebunden werden, umgekehrt 

kann die Klimaschutzinitiative Impulse für das IG 

Nord geben, ein Monitoring der Erfolge im 

Rahmen der Klimaschutzinitiative ist teilweise 

möglich

- räumliche Lage des IG Nord zwischen Landkreis 

und Stadt Kaiserslautern erfordert transparente 

Kommunikation und Abstimmung hinsichtlich 

Klimaschutzmaßnahmen im Gewerbegebiet und 

dessen Umfeld

+ Bei der Einführung eines optimierten SSM 

können in der Region etablierte Initiativen (z.B. 

Ökoprofit) unterstützen

- Förderprogramme für Demonstrationsanlagen 

und Modellprojekten wenig publiziert

+ Auch die Aktivitäten des Landkreises im Bereich 

des Klimaschutzes und hier insb. der Zero-

Emission-Kommune Weilerbach, können sich 

positiv auf die weitere Entwicklung des IG Nord 

auswirken, u.a. wenn sich die Überlegung einer 

"Biogasanlage" in räumlicher Nähe, welche zu 

einem früheren Zeitpunkt bereits diskutiert 

wurde, weiter konkretisiert.

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations-/ Management-Betrachtung

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 
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1.4.4 Ergebnisse Bremen 

1.4.4.1 Relevante Stoff- und Energieströme im Umfeld des Gewerbegebiets 

Abbildung 16: Luftbildauswertung Bremen 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS, basierend auf einem Luftbild von Google Maps 

Der Technologiepark liegt nördlich der Innenstadt am Rande des Stadtgebiets. Im Norden des 
Technologieparks befindet sich das Naturschutzgebiet „Westliches Hollerland“ und im Nordwesten grenzt 
der Park an die Naturschutzgebiete „Kuhgrabensee“ und „Am Stadtwaldsee“. Sowohl die Naturschutzgebiete 
als auch die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen gehören zum EU-Vogelschutzgebiet Blockland 
(Bremen, 2009a). 

Aus dem bearbeiteten Luftbild geht auch das Fernwärmeversorgungsgebiet des Müllheizkraftwerks hervor. 
Neben dem Technologiepark Bremen wird auch das Wohngebiet Weidendamm III mit Fernwärme versorgt. 
Die Entfernung vom Zentrum des Technologieparks zum Müllheizkraftwerk beträgt mit dem Auto ca. 4 km. 

1.4.4.2 Aktivitäten im Bereich Klimaschutz 

Projekte und Programme 

Bereits 1989 legte der Bremer Energiebeirat, ein vom Senat eingesetztes Expertengremium, 
energiepolitische Empfehlungen vor, die sich konsequent am Ziel der CO2-Minderung orientierten. Mit dem 
Bremischen Energiegesetz von November 1991 wurde die Förderung der sparsamen und 
umweltverträglichen Energieversorgung gesetzlich festgeschrieben (Bremen, 2009b).  

„Ein weiterer Meilenstein war die erste Fortschreibung des Landesenergieprogramms von 1996. Darin hatte 
der Senat das Ziel klar und konkret definiert: Bis 2005 sollte durch Maßnahmen in Bremen und Bremerhaven 
eine Minderung der jährlichen CO2-Emissionen um 700.000 Tonnen erreicht werden“.  Tatsächlich wurden 
durch die Klimaschutzmaßnahmen in Bremen bis 2005 gegenüber dem Basisjahr 1993 etwa 500.000 bis 
600.000 Tonnen CO2-Emissionen eingespart (Bremen, 2009b). 



 

 77 

Das „Aktionsprogramm Klimaschutz 2010“ nennt als neues Ziel die Senkung der CO2-Emissionen von 2005 
bis 2010 um 6 % (370.000 t/a). 

Die 4. Fortschreibung des Klimaschutzprogramms (Aktionsprogramm Klimaschutz 2020) soll 2009 
veröffentlicht und ins Landesentwicklungsprogramm integriert werden. 

Akteure und Netzwerke 

Zentraler Ansprechpartner und Koordinierungsstelle in Sachen erneuerbare Energien und Energieeffizienz 
ist die Bremer Energie-Konsens GmbH, die gemeinnützige Energieagentur des Landes Bremen. Die 
Konsens initiiert und fördert Projekte zur Energieeffizienz und zur Nutzung regenerativer Energien, 
organisiert Informationskampagnen, knüpft Netzwerke und vermittelt Wissen an Fachleute und Verbraucher.  

Eines der wichtigsten Netzwerke ist die „Partnerschaft Umwelt Unternehmen (PUU)“. Die Bremer 
Umweltpartnerschaft ist ein Netzwerk zwischen Wirtschaftsunternehmen des Landes Bremen und 
öffentlicher Verwaltung mit dem Ziel die freiwillige Selbstverpflichtung zu mehr Umwelt- und Klimaschutz in 
den Unternehmen zu fördern. So verpflichten sich die Mitgliedsunternehmen zur Einführung eines 
Umweltmanagementsystems und erhalten im Gegenzug Informationen zu Fachthemen, Beratungsangebote, 
dürfen an Veranstaltungen teilnehmen und profitieren von der Öffentlichkeitsarbeit und den 
Marketingmaßnahmen des Netzwerks. 

Förderprogramme und Weiterbildungsangebote 

Das Land Bremen besitzt eine breit aufgestellte Beratungs- und Förderkulisse betreffend den betrieblichen 
Umweltschutzes. Die Programme umfassen die Bereiche Forschung, Entwicklung, Beratung, Umsetzung 
und Markterschließung (Bremen, 2009c). 

¶ Ebenso wie in Kaiserslautern und in Bremen fördert das Land auch Beratungen zum 
produktintegrierten Umweltschutz (PIUS). 

¶ Des weiteren werden Investitionen in umweltgerechte Produktionsstrukturen gefördert, die den 
betriebseigenen Produktionsprozess umweltfreundlicher machen, indem schadstoffbelastete Abfälle, 
Abwässer und/oder sonstige Emissionen entweder ganz vermieden, erheblich vermindert oder 
wiederverwertet werden. Die Fördermittel dürfen für betriebseigene Produktionsanlage sowie für den 
Umbau oder die Erweiterung bestehender Anlagen verwendet werden. 

¶ Das Programm zur Förderung anwendungsnaher Umwelttechniken (PFAU) unterstützt 
Verbundprojekte zwischen Wirtschaft und Wissenschaft, die Umsetzung von Pilotprojekte sowie die 
Markterschließung. In allen drei Förderschwerpunkten stehen der produktionsintegrierte 
Umweltschutz, aber auch auf den sparsamen Einsatz von Materialien und Energie, auf die 
Vermeidung bzw. Verminderung von Emissionen, Abfall, Abwasser und auf die Wiederverwertung 
der eingesetzten Materialien im Vordergrund. 

¶ Mit dem Programm zur Förderung der sparsamen und rationellen Energienutzung und -umwandlung 
in Industrie und Gewerbe werden Unternehmen bei der Ermittlung und Nutzung von 
Energieeinsparpotenzialen unterstützt. Ziel der Förderung ist es, den Einsatz von Primärenergie und 
damit dauerhaft die Betriebskosten sowie den Ausstoß von CO2-Emissionen zu verringern. Die 
Förderung umfasst zwei Bausteine - zum einen den Bereich „Heizung“, indem der Einbau effizienter 
Heizungsanlagen gefördert wird und zum anderen den Bereich „Einzelmaßnahmen“, indem 
kostenintensive Vorhaben zur Energieeinsparung in den Produktionsabläufen gefördert werden. 

Eine umfassende Auflistung der wichtigsten Projekten und Programmen im Bereich Klimaschutz befindet 
sich im Anhang 7. 

1.4.4.3 Potenzialanalyse Effizienzsteigerung 

Die Universität stellt im Technologiepark den größten Energieverbraucher dar. Der Gesamtstromverbrauch 
des Technologieparks Bremen beläuft sich auf ca. 71.476 MWh im Jahr (siehe Kapitel 1.2.4.1), wovon die 
Universität rund 39.684 MWh benötigt (Universität Bremen, 2010). Dies ist auf die Größe des Campus und 
die Vielzahl der zur Universität gehörenden Gebäude zurückzuführen. Aufgrund der zentralen Rolle der 
Universität im Technologiepark werden besonders die energetischen Einsparpotenziale dieser Einrichtung 
berücksichtigt.  

Effizienzsteigerung durch Optimierung der Gebäudehülle 

Die meisten Gebäude der Universität dienen als Verwaltungs- und Bürogebäude. Den deutlich 
überwiegenden Anteil macht dabei mit rund drei Vierteln des Energieverbrauchs die Raumwärme aus, von 
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der bisher ein Großteil durch Wände, Fenster, Dach, Türen oder den Fußboden entweicht und als Verlust 
nicht mehr genutzt werden kann. 

Um die Wärmekosten durch den Bezug von Fernwärme zu reduzieren und Umweltressourcen zu schonen, 
sollten umgehend die Gebäude auf Einspar- und Effizienzpotenziale hin untersucht werden. Erste Ansätze 
hierzu hat es bereits gegeben. So wurden im Rahmen eines studentischen Seminars von einigen Gebäuden 
Thermografieaufnahmen gemacht und ausgewertet. Darüber hinaus befindet sich im Technologiepark ein 
Ingenieurbüro im Bereich technische Gebäudeausrüstung tätig ist und dass bereits mehrere energetisch 
vorbildhafte Gebäude vor Ort umgesetzt hat (vgl. Kapitel 1.2.4.2). Die Neubauten der Firma ECOTEC GmbH 
demonstrieren Vielzahl an Möglichkeiten zur Optimierung des Energieverbrauchs in Bürogebäuden. 
Maßnahmen zur Reduktion der Wärmeverluste über die Gebäudehülle sind insbesondere: 

Á Dämmung von Außenwänden 

Á Dämmung der obersten Geschossdecken und / oder Dächern 

Á Dämmung von Kellerdecken 

Á Austausch von Fenstern 

Á Montage von Außenrolläden mit elektronischer Steuerung 

Á Einbau wärmegedämmter Außentüren 

Á Beseitigung von Wärmebrücken (z.B. Balkonen) 

Effizienzsteigerung durch Einsatz effizienter Technologien 

Effiziente Klimatisierung / Lüftung 

Lüftungs- und Klimatisierungsanlagen kommen überall dort zum Einsatz, wo die freie Lüftung (durch 
geöffnete Fenster o.ä.) nicht ausreicht. Neben der reinen Frischluftversorgung können Funktionen wie 
Heizen, Kühlen, Be- und Entfeuchten gewünscht oder erforderlich sein (Bremer Energie-Konsens GmbH, 
2006). 

Bei älteren Be- und Entlüftungssystemen wird die Zu- und Abluft oft über separate, räumlich getrennte 
Anlagen zu- bzw. abgeführt. Bei diesen Anlagen ist die Nachrüstung einer Wärmerückgewinnungsanlage 
(Kreuzwärmetauscher) in der Regel möglich. Die hier einzusetzenden Anlagentechnologien, wie etwa eine 
Wärmerückgewinnungsanlage, kann die energetische Effizienz je nach Anlagenart um etwa 40 – 80 % 
steigern. Die Installation einer kontrollierten Lüftungsanlage oder die Nachrüstung eines Wärmetauschers 
bietet sich daher an. 

Auch die Optimierung der Steuerungstechnik kann einen großen Beitrag zur Energieeinsparung leisten. An 
der TU Wien konnten beispielsweise durch die optimale Neueinstellung der Klimaanlage insgesamt knapp 
40.000 € in drei Jahren eingespart werden. 

Effiziente Beleuchtung 

Der Stromverbrauch der Universität Bremen nimmt aufgrund der Vielzahl an Verwaltungs- und 
Bürogebäuden einen hohen Stellenwert ein. Insgesamt benötigt die Universität ca. 40.000 MWh Strom im 
Jahr. Ausgehend von einem Anteil von 35 % für die Beleuchtung (Prognos, 2007), werden jährlich 14.255 
MWh nur für die Lichterzeugung verbraucht.  

Durch den Einsatz moderner Spiegelrasterleuchten können gegenüber T8 Lampen bis zu 30 % Energie 
eingespart werden. Weitere 50 % könnten durch den Einbau elektronischer Vorschaltgeräte und 
tageslichtabhängiger Dimmer eingespart werden (Bremer Energie-Konsens GmbH, 2006). Insgesamt 
könnten an der Universität somit bis zu 14.255 MWh pro Jahr eingespart werden (vgl. Projektskizze: 
„Beleuchtungscontracting Universität Bremen“). 

Zwar werden die Beleuchtungsanlagen der Universität in mehr oder weniger regelmäßigen Zeiträumen 
gewartet und defekte Anlagen ausgetauscht (UFT, 2009d), doch der Einbau elektronischer Vorschaltgeräte 
und tageslichtabhängiger Dimmer gehört sicherlich nicht zum Standard. 

Zur weiteren Reduktion des Stromverbrauchs sollten Räume und Bereiche, welche meist nur für kurze Dauer 
benutzt werden, über eine automatische Lichtschaltung verfügen und an Bewegungsmelder gekoppelt 
werden. 

Effiziente IT / EDV 

In nahezu jedem Büro stehen heutzutage meist mehrere elektrische Geräte, darunter Computer, Scanner, 
Kopierer, Telefone usw. Aufgrund der steigenden Zahl und die erhöhten Anforderungen an die Nutzung, hat 
sich der Energieverbrauch von EDV-Geräten in den vergangenen Jahren drastisch erhöht. Trotz effektiverer 
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Geräte wird für die EDV teilweise mehr Strom als für die Beleuchtung benötigt. Hinzu kommt die Erhöhung 
des Stromverbrauchs durch höhere Kühlungsleistungen, denn EDV-Geräte geben Wärme ab und das macht 
sich insbesondere bei größeren Netzwerken bemerkbar. Zur Reduktion des Strombedarfs sollten daher 
folgende Regelungen beachtet werden (Bremer Energie-Konsens, 2006): 

Á Ausschalten der Geräte bei Nichtgebrauch, Vermeidung von  Standby-Betrieb 

Á Ausschalten des Montitors bei Pausen (kein Bildschirmschoner) 

Á Kauf energieeffizienter Geräte (z.B. TFT Monitore) 

In den Serverräumen des Rechenzentrums sollten darüber hinaus folgende Regelungen beachtet werden: 

Á Abschaltung von Servern und Clients außerhalb der Betriebszeit 

Á Optimierung der Dimensionierung und der Betriebsweise der Kühlung (Temperaturen von bis zu 
24°C zulassen, effiziente Kälteerzeugungstechnik einsetzen) 

Á Wahl einer energieeffizienten Technologie für Server und weitere Komponenten (strömungsgünstige 
Bauweise der Serverschränke, Einsatz weniger Netzteile, Vermeidung von Sonneneinstrahlung, 
Kühlung der Serverschränke anstelle des ganzen Raumes) 

Weitere Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz: 

Á Effiziente Heizungs- / -Umwälzpumpen: Der Austausch alter Heizungspumpen gegen neue 
Hocheffizienzpumpen kann an der Universität Bremen einen deutlichen Beitrag zur Senkung des 
Strombedarfs und der damit verbundenen CO2-Emissionen leisten. 

Á Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen: Insbesondere in der Serverabwärme des 
Rechenzentrums fällt sehr viel Abwärme an, die genutzt werden könnte. 

Á Effiziente Kälteerzeugung: Die Universität verfügt über eine zentrale Kälteerzeugung. Wenn es sich 
um eine Adsorptionskältemaschine handelt, könnte sie mit einer Solarthermieanlage kombiniert und 
so der Fernwärmebedarf deutlich reduziert werden. 

Á Effiziente Drucklufterzeugung / Kraft-Wärmekopplung: Die Themen Druckluft und 
Kraftwärmekopplung spielen in der Universität keine Rolle, zum einen wegen des nicht vorhandenen 
oder sehr geringen Bedarfs (Druckluft) und zum anderen wegen der bestehenden 
Fernwärmeversorgung. 

1.4.4.4 Potenzialanalyse Windenergie 

Politische Rahmenbedingungen 

Das Thema Windenergie spielt für Bremen eine wichtige Rolle. Zwar hat die Windenergie mit nur 56 Anlagen 
und einer installierten Leistung von insgesamt 88 MW (2008) nur einen Anteil von  3 % am Stromverbrauch 
des Landes (BWE, 2009), aber Bremen hat eine führende Position als Forschungs- und 
Entwicklungsstandort.  

Im Verein „Windenergie-Agentur Bremerhaven/Bremen e.V.“ (WAB) haben sich über 140 Firmen der 
Windenergiebranche sowie Forschungseinrichtungen zusammengeschlossen.  Ziel der WAB ist es die 
Windenergie On- und Offshore zu fördern. Durch die Vernetzung ihrer Mitglieder fördert sie den Austausch 
über Unternehmensgrenzen hinweg und unterstützt die Initiierung von Projekten und Forschungsvorhaben 
(WAB, 2009).  

Rechtliche Rahmenbedingungen 

Die Steuerung der Windenergiestandorte erfolgt in Bremen ausschließlich über den Flächennutzungsplan, 
da aufgrund der Stadtstaatstruktur keine übergeordnete Planung erforderlich ist. Die Umsetzung erfolgt 
direkt über ein Planfeststellungsverfahren. Bebauungspläne werden für die Windenergieflächen nicht erstellt.  

In  den Jahren 2001 und 2007 wurden im Flächennutzungsplan mehrere Flächen für „Vorhaben zur 
Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie“ ausgewiesen. Im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung der 76. Flächennutzungsplanänderung wurde dann ein erneuter Nachweis von 
Alternativstandorten gefordert. Die Prüfung, nun unter geänderten Kriterien, führte zum Ergebnis, dass 
neben den bestehenden Standorten lediglich ein weiterer Standort am Bremer Kreuz für die Errichtung einer 
einzelnen Windkraftanlage geeignet ist (Bremen, 2006). Am 23. Januar 2007 wurde die Änderung des 76. 
Flächennutzungsplanes genehmigt und der zusätzliche Standort am Bremer Kreuz als Windenergiefläche 
ausgewiesen. 

Ausgewiesene Windenergiestandorte im Umfeld des Technologiepark Bremen 
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Im Umfeld des Technologieparks sind insgesamt vier Windenergieflächen ausgewiesen: 

Á Blockland / A27: Die Fläche liegt nördlich des Kuhgrabsees und parallel zur Autobahn. Bereits 1997 
wurden dort drei kleinere Anlagen mit je 600 kW installierter Leistung errichtet. Ein Repowering der 
Anlagen ist bereits in Planung. 

Á Blocklanddeponie: Die Fläche ist in drei Teilflächen unterteilt. Die beiden Flächen auf der Deponie 
können auf absehbare Zeit nicht realisiert werden, da gerade vor kurzem beschlossen wurde die 
Deponie weiter zu nutzen und daher die Perspektive einer endgültigen Abdeckung und Nutzung als 
Windkraftstandort in weite Ferne gerückt ist. Zum anderen verhindern auch vorhandene Nutzungen 
(Wochenendhausgebiet) die Realisierung eines Teils der Flächen. Lediglich die westlich der 
Deponie gelegene Fläche kann in absehbarer Zeit realisiert werden. Insgesamt können auf den drei 
Flächen vier Anlagen mit einer installierten Leistung von je 2,05 MW errichtet werden (Deutsche 
WindGuard, 2009). Für diese Fläche gibt es bereits einen Investor. 

Im Rahmen der Alternativprüfung wurden zwei weitere Flächen im Umfeld des Technologiepark Bremen 
untersucht (Fläche 15 und Fläche 16), die jedoch zum einen aus naturschutzrechtlichen Gründen und zum 
anderen aufgrund von Abstandregelungen gegen eine Windenergienutzung sprechen. 

Zusammenfassend ist demnach festzustellen, dass im unmittelbaren Umfeld des Technologieparks keinerlei 
Flächen für die Entwicklung eines „Unternehmer-Windparks“ zur Verfügung stehen. 

Die Universität plant jedoch gemeinsam mit der Deutschen Windguard eine Forschungsanlage mit 6 MW 
installierter Leistung auf dem Gelände des Stahlwerks zu errichten, das sich in ca. 13,5 km Entfernung 
(Autofahrt) befindet. Die Grundstücksicherung ist jedoch noch nicht erfolgt. Außerdem könnten 
schallemissionsrechtliche Probleme auftreten, da im FNP für dieses Gebiet noch flächenbezogene 
Schallpegel festgelegt sind. Sollten die Restriktionen behoben werden und die geplante Windenergieanlage 
errichtet werden, könnte diese in das Zero Emission Konzept eingebunden werden. 

Darüber hinaus ist an der A 27 nördlich des Bremerhavener Stadtteils Schiffdorf die Errichtung eines 
Bürgerwindparks geplant (ca. 5 MW), sodass auch hier die Möglichkeit einer Beteiligung seitens der 
Universität oder der im Technologiepark ansässigen Unternehmen bestünde. 

1.4.4.5 Potenzialanalyse Solarenergie 

In Bremen wurden insgesamt 498 Dachflächen identifiziert, die für eine photovoltaische Nutzung geeignet 
erscheinen. Entsprechend ist hier das absolute Potenzial gegenüber Bottrop und Kaiserslautern am größten. 

Tabelle 42: Ergebnis Solarkartierung im Technologiepark Bremen 

Anzahl

Nettodachfläche 

in m² kWp MWh/a

CO2-Einsparung 

in  t/a

Flachdach 401 45.835 5.729 4.875 4.173

Schrägdach 87 16.363 1.735 1.476 1.264

Tonnendach 10 1.498 124 106 90

Summe 498 63.696 7.588 6.457 5.528  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die Berechnung basiert auf einer durchschnittlichen Solarstrahlung von 851 kWh/ kWp. Eine ausführliche 
Beschreibung zu Vorgehensweise und den getroffenen Annahmen befindet sich im Anhang 8. 

Trotz des hohen Solarenergiepotenzials (7.588 MWh/a) kann die Solarenergie zukünftig maximal 9 % des 
Strombedarfs abdecken, da der jährliche Strombedarf mit 71.509 MWh/a sehr hoch ist. Immerhin könnten 
durch die Solarenergienutzung jährlich 5.528 t CO2 eingespart werden. 

Im Rahmen der Solarkartierung sowie im Zuge weiterer Recherchen konnten drei Photovoltaikanlagen und 
drei Solarthermieanlagen identifiziert werden. Eine weitere Solarstromanlage wurde im Rahmen der 
Unternehmensbefragung bekannt gegeben. Sie dient der Versorgung eines Elektrofahrzeugs. Insgesamt 
haben die vier Photovoltaikanlagen eine installierte Leistung von ca. 37 kWp. Über die Größe und thermische 
Leistung der Solarthermieanlagen liegen keine Informationen vor. 

Auch im Technologiepark Bremen dominieren die Flachdächer. Im Gegensatz zu Bottrop oder 
Kaiserslautern handelt es sich hierbei aber nicht um große Hallendächer, sondern fast ausschließlich um 
Flachdächer großer Bürogebäude. Dies bedeutet, die Dächer haben relativ geringe Spannweiten und 
vermutlich eine höhere Tragfähigkeit als Hallendächer. Die Aufständerung von leistungsstarken, kristallinen 
Modulen wird daher meist möglich sein.  
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Auch bei den Schrägdächern werden vermutlich verstärkt kristalline Module oder bei entsprechende 
Südabweichung Dünnschichtmodule zum Einsatz kommen. Da die Dachneigung meist größer 20° ist, ist 
eine Aufständerung in der Regel nicht notwendig. 

Das tatsächliche Photovoltaikpotenzial einzelner Gebäude muss wiederum nur im Einzelfall geprüft werden, 
da zur Statik und Dacheindeckung keine detaillierten Informationen vorlagen. Ebenso war eine Zuordnung 
der einzelnen Dachflächen zu den jeweiligen Unternehmen nicht möglich, da viele Unternehmen mehrere 
Gebäude besitzen oder ein Gebäude von mehreren Unternehmen genutzt wird. 

In der Projektskizze (vgl. Kapitel 1.5.4.2) werden die ökonomischen Auswirkungen einer 
technologieparkweiten Photovoltaiknutzung beschrieben und Möglichkeiten zur Aktivierung des 
Solarenergiepotenzials erläutert. 

Ein Auszug aus der Solarkartierung befindet sich im Anhang 9. 

1.4.4.6 Einsparpotenzial Trinkwasser 

Gesamtregenwasserpotenzial und Nutzungsmöglichkeiten im Technologiepark Bremen 

In Bremen beträgt der jährliche Niederschlag durchschnittlich 672 l/m² (WDR, 2003). Daraus ergeben sich 
für folgende Niederschlagsmengen

19
: 

Tabelle 43: Regenwasserpotenzial im Technologiepark Bremen 

Niederschlagsauffangfläche Niederschlagsmenge

Gewerbegebiet ca. 1.700.000 m² 1.142.400 m³/a

Versiegelte Flächen nicht bekannt nicht bekannt

Dachflächen ca. 233.377 m² 156.829 m³/a  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Das Dachflächenpotenzial entspricht ca. 46 % des Gesamtwasserbedarfs (340.028 m
3
) des 

Technologieparks. 

 

Hinsichtlich der Verwendung des Regenwassers bestehen im Technologiepark Bremen folgende 
Möglichkeiten: 

Á Die Nutzung des Regenwassers im Sanitärbereich bietet insbesondere für die Universität ein großes 
Potenzial, da sie die höchsten Mitarbeiterzahlen bzw. Studierendenzahlen hat.  

Á Auch für die Gebäudereinigung benötigt die Universität mutmaßlich sehr viel Trinkwasser. Bei über 100 
Gebäuden und einem wöchentlichen Reinigungsrhythmus bestehen hier große Einsparpotenziale. Aber 
auch für kleinere Betriebe ist die Regenwassernutzung meist wirtschaftlich darstellbar. 

Á Laut Angaben des UFT besitzt die Universität einen Kühlwasserbedarf von etwa 60.000 m³/a (UFT, 
2009d). Das Kühlwasser wird zur Klimatisierung der Gebäude benötigt. Durch die Regenwassernutzung 
könnten allein in diesem Bereich über 118.800 €/a (Ersparnis aus Trinkwassersubstitution) eingespart 
werden.  

Á Auch für Bewässerungszwecke wird im Technologiepark Wasser eingesetzt, die Mengen sind jedoch 
nicht bekannt. Der Einsatz von Regenwasser im Außenbereich ist in der Regel sehr einfach zu 
realisieren, da innerhalb des Gebäudes keine Leitungen verlegt werden müssen. 

Wird das gesamte Regenwasser zur Trinkwassersubstitution eingesetzt, können jährlich etwa 487.888 € 
eingespart werden

20
 (Summe Trinkwasserersparnis und Ersparnis Regenwassergebühr). 

Eine Tabelle mit der zugrunde liegenden Berechnung befindet sich im Anhang 10. 

                                                   

19
 Das Dachflächenpotenzial bezieht sich nur auf Flächen, die im Rahmen der Solarkartierung ermittelt 

wurden. Da natürlich auch die für Photovoltaik nicht geeigneten Dachflächen als Regenauffangfläche dienen 
können, ist das tatsächliche Potenzial weitaus höher 

Regenwassergebühr wird erst 2011 in Bremen eingeführt, ohne die Regenwassergebühr liegt die Ersparnis 
bei 310.521 € 
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Trinkwassereinsparung durch Regenwassernutzung im Sanitärbereich 

Im Technologiepark Bremen stellt sich der Sanitärwasserbedarf wie folgt dar: 

Tabelle 44: Sanitärwasserbedarf 

Anzahl der 

Unternehmen

Anzahl der 

Mitarbeitern

Wasserbedarf 

der Sanitär-

anlagen m³/a

Wasser-

verbrauch 

m³/a

Anteil Sanitär 

am Wasser-

verbrauch in %

Ermittelte Daten 5 9.141 51.418 240.112 21%

Gesamt 289 12.200 68.625 340.028 20%

Anteil an Gesamt in % 2% 75% 75% 71%  

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Ebenso wie in Kaiserslautern wurden hier die Mitarbeiterzahlen angepasst, da neben den Mitarbeitern auch 
die Studierenden an der Universität zum Wasserverbrauch des Technologieparks beitragen. 

Basierend auf einem Durchschnittswert von 25 Litern pro Person und Tag verbrauchen die Universität und 
vier weitere Unternehmen gemeinsam rund 240.274 m³ Wasser im Jahr, wovon wiederum 9.141 m³/a im 
Sanitärbereich benötigt werden. 

Insgesamt verbrauchen die 12.200 Mitarbeiter und Studierenden etwa 68.625 m³/a Wasser im 
Sanitärbereich. Gemessen am Gesamtwasserverbrauch des Technologieparks, werden rund 20 % für den 
Sanitärbereich benötigt. 

In Bremen wurden für die Berechnung des ökonomischen Einsparpotenzials folgende Annahmen zugrunde 
gelegt (vgl. Anhang 14): 

Á Trinkwasserpreis: 1,98 €/m³ 

Á Regenwassergebühr: 0,76 €/(m²×a) versiegelter Fläche (wird erst 2011 eingeführt) 

Á Abwasserpreis 2,87 €/ m³ 

Á Dachfläche: 233.377 m² 

Tabelle 45: Finanzielle Einsparungen durch Regenwassernutzung im Sanitärbereich 

Trinkwasser-

substitut. in €

Regenwasser-

gebühr in €

Ermittelte Daten 5 51.418 101.808 k.A k.A

Gesamt 289 68.625 135.878 177.367 313.244

Anteil an Gesamt in % 2% 75% 75% k.A

Anzahl der 

Unternehmen

Trinkwasser-

substitution 

Sanitär in m³/a

Finanzielle Einsparung durch

Gesamt-

ersparnis in €

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Die maximale Gesamtersparnis im Sanitärbereich beträgt im Technologiepark 313.244 €. Hierbei ist 
anzumerken, dass Bremen noch keine gesplittete Abwassergebühr besitzt. Diese wird jedoch 2011 
eingeführt. 

Trinkwassereinsparung durch Vakuumsanitärtechnik 

Beim Einsatz von Vakuumtoiletten werden nur 13.725 m³/a Wasser im Sanitärbereich benötigt, d.h 
gegenüber dem Sanitärwasserbedarf bei normalen, Wasser sparenden Toiletten werden 54.900 m³ Wasser 
im Jahr eingespart. 
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Tabelle 46: Einsparpotenzial Vakuumsanitärtechnik 

wasserspa-

render Sanitär-

technik m³/a

Vakuumsanitär

technik in m³/a

Ermittelte Daten 5 51.418 10.284

Gesamt 289 68.625 13.725

Anteil an Gesamt in % 2% 75% 75%

Anzahl der 

Unternehmen

Wassereinsparung durch 

Vakuumsanitärtechnik in m³/a

75%

Wasserverbrauch bei

41.135

54.900

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Gemessen am Gesamtwasserbedarf (340.028 m
3
) des Technologieparks, werden bei dem Einsatz von 

Vakuumsanitärtechnik etwa 16,15 % für die Toilettenspülung benötigt. 

Die finanzielle Einsparung beläuft sich, unter der Berücksichtigung der verringerten Trinkwasserbedarfs und 
des geringeren Abwasseraufkommens, auf insgesamt 266.265 €/a. 

Tabelle 47: Finanzielle Einsparungen durch Vakuumsanitärtechnik 

Trinkwasser-

einsparung in 

€

verringerte 

Abwasser-

gebühr in €

Ermittelte Daten 5 41.135 81.446 118.056 199.502

Gesamt 289 54.900 108.702 157.563 266.265

Anteil an Gesamt in % 2% 75% 75% 75% 75%

Gesamt-

ersparnis in €

Anzahl der 

Unternehmen

Wasserein-

sparung durch 

Vakuumsanitär

technik m³/a

Finanzielle Einsparung durch

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Trinkwassereinsparung durch Grauwassernutzung 

In Bremen bieten insbesondere das Universitäts-Schwimmbad sowie die Sporthalle ein hohes 
Grauwasserpotenzial, da hier ein hohes Duschwasseraufkommen gegeben ist. Konkrete Daten zum 
Grauwasseraufkommen (Potenzialseite) liegen nicht vor. Dieses Potenzial sowie die baulichen 
Rahmenbedingungen (z.B. Entfernung zwischen potenzieller Grauwasserrecyclinganlage - Duschen- 
Toiletten) müssen vor Ort geprüft werden. 

1.4.4.7 Bewertung der Umfeldanalyse Bremen 

Nachfolgend sind die Stärken und Schwächen der Umfeldanalyse inklusive der Potenzialbetrachtung 
zusammengefasst: 



 

 84 

Tabelle 48: Stärken und Schwächen der Umfeldanalyse Bremen 

+ landwirtschaftliche Biomassepotenziale im nahen 

Umfeld vorhanden, zusätlich könnten Potenziale 

aus Landschaftspflege und Naturschutz 

mobilisiert werden

- Vernetzung lokaler und regionaler Akteure bedarf 

komplexer Kommunikation und Sensibilisierung

+ umliegende Landwirtschaft kann und sollte u.a. 

beim Bezug regionaler Produkte für Uni-Mensa 

eingebunden werden, außerdem Kreislaufführung 

von Stoffen (Rückführung von Nährstoffen aus 

Abwasser in LW denkbar)

- Energetischer Einsatz von Biomassepotenzialen 

im Gewerbegebiet aufgrund des 

Fernwärmeanschlusses nur bedingt sinnvoll, 

individuell zu überprüfen

+ hohes Solarenergiepotenzial (7.588 kWp), bei 

Aktivierung des Potenzials CO2-Einsaprungen 

von 5.528 t pro Jahr möglich (PV-Anlagen 

vorhanden)

+ hohes Regenwasserpotenzial (156.829 m³), 

Nutzung im Sanitärbereich führt zu Einsparungen 

von 68.625 m³ Wasser und bis zu 313.244 € pro 

Jahr

+ durch die Stadtstaatstruktur gibt es auf politischer 

und administrativer Ebene kurze Wege, was eine 

gute Ausgangslage für die Initierung und 

Realisierung  von Projekten darstellt

+ Bremer Energiekonsens bietet vielfältiges 

Angebot für Unternehmen (auch 

Förderprogramme)

+ Unternehmen des Technologieparks haben die 

Möglichkeit dem Netzwerk "Umwelt 

Unternehmen" beizutreten

+ Innovative Lösungen könne in 

Klimaschutzprogramm des Landes Bremen  

eingebunden werden, dieses eröffnet die 

Möglichkeit eines Monitorings

Stoffstrom-Betrachtung

Organisations/ Management-Betrachtung

Stärken/ Chancen Schwächen/ Herausforderungen

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

 

1.5 Handlungsschwerpunkte und Projektskizzen 

Basierend auf den vorangegangenen Untersuchungsergebnissen werden in diesem Kapitel konkrete 
Handlungsschwerpunkte und Maßnahmenvorschläge zu einem optimierten Energie- und 
Stoffstrommanagement in den jeweiligen Gewerbegebieten formuliert. Diese orientieren sich an dem Ziel 
„Zero-Emission“. Individuelle Projekte sollen ergänzend hierzu konkrete Ideen liefern, die in den jeweiligen 
Gewerbegebieten unter Einbindung der Unternehmen sowie sonstiger Schlüsselakteure eine Umsetzung 
des Stoffstrommanagements einleiten. Eine Bewertung der Handlungsschwerpunkte und Projektskizzen im 
Hinblick auf ihre Auswirkungen – insbesondere auch eine Reduzierung der CO2-Bilanz – soll 
veranschaulichen wie sich die Stoff- und Energieströme in den jeweiligen Gebieten in Zukunft gestalten 
sollten (Soll-Szenario und Vision). 

Die einzelnen Projekte werden in Form kurzer Projektskizzen entwickelt, welche die wesentliche Idee, die 
Ausgangsbedingungen, das technische Konzept sowie entsprechende Ergebnisse bzw. Synergieeffekte für 
den Gesamtpark darstellen. Die identifizierten Handlungsschwerpunkte und –empfehlungen sowie die 
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Einzelprojekte werden entsprechend vorangegangener Gliederungspunkte (u.a. gemäß 
Schwerpunktstoffströme) thematisch gegliedert. Sie stellen exemplarisch eine Art Maßnahmenpaket für die 
jeweiligen Gewerbegebiete dar, wobei einzelne Maßnahmen unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Voraussetzungen auch auf andere Gewerbegebiete übertragen werden können. Die Projektskizzen können 
als Grundlage für eine sofortige Aufnahme von Einzelmaßnahmen und deren Weiterverfolgung (etwa im 
Rahmen von Machbarkeitsstudien) dienen. Zielgruppen sind hierbei die in den Gewerbegebieten ansässigen 
Unternehmen wie auch zentrale Akteure, welche mit der Ver- bzw. Entsorgung der Gebiete oder deren 
administrativen Organisation betraut sind. 

1.5.1 Angewandte Methodik und Vorgehensweise 

Die Handlungsschwerpunkte wurden in fünf Themenbereiche gegliedert: 

Á Energieeffizienz 

Á Einsatz erneuerbarer Energien 

Á Nachhaltiges Wassermanagement 

Á Organisation und Management 

Die Empfehlungen orientieren sich an den zuvor identifizierten Schwerpunktstoffströmen und integrieren 
sowohl parkweite Empfehlungen als auch branchenspezifische Vorschläge (hier soweit möglich unter 
Berücksichtigung einzelner Unternehmen). 

Schließlich werden einzelne Handlungsschwerpunkte im Rahmen von Projektskizzen aufgegriffen und 
konkretisiert. 

1.5.2 Ergebnisse Bottrop 

1.5.2.1 Handlungsschwerpunkte 

Für das Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald lassen sich folgende Handlungsschwerpunkte ableiten: 
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Wer / 

Was

Wie

Wann

Wer / 

Was

Wie

Wann

Wer / 

Was

Wie

Wann

Wer / 

Was

Wie

Wann

Durch die Optimierung des Druckluftsystems kann im verarbeitenden Gewerbe (z.B. Metallindustrie 

und Chemieindustrie) und in den Handwerksbetrieben (z.B. Kfz-Werkstätten) Energie eingespart 

werden.

Die Einsparpotenziale im Bereich Druckluft können im Rahmen eines Instandhaltungschecks 

(verarbeitendes Gewerbe) oder eines Ökoeffizienzcheck Handwerk ermittelt werden. 

Ansprechpartner ist in beiden Fällen wiederum die Effizienz Agentur NRW. Alternativ kann auch das 

Beratungs- und Qualifizierungsprogramm Ökoprofit in Anspruch genommen werden. Sollte der 

Wettbewerb "Druckluft Energy Award" im Jahr 2010 fortgeführt werden können sich die 

Unternehmen, die entsprechende Einsparpotenziale realisiert haben daran beteiligen.

Die Realisierung der Einsparpotenziale ist meist kostengünstig und damit auch kurzfristig zu 

realisieren.

Im Rahmen des Programms progrs.nrw bietet die Energie.Agentur.NRW eine kostenlose 

Initialberatung in der Bau-, Sanierungs- und Effizienzmaßnahmen identifiziert werden.

Da die energetische Gebäudemodernisierung oft mit hohen Kosten verbunden ist, kann eine 

flächendeckende Umsetzung im Gewerbegebiet nur langfristig realisiert werden.

I. Handlungsschwerpunkt: Energieeffizienz

Ziel: Reduktion des Energiebedarfs (Strom und Wärme) sowie Kostenersparnisse

Abwärmenutzung aus Abwasser

(vgl. Projektskizze: Abwasserwärmenutzung Knippenburg & Kruppwald, Bottrop

Im verarbeitenden Gewerbe (z.B. Metallindustrie und Chemieindustrie) kann die Abwärme aus 

Produktionsanlagen zur Heizungsunterstützung oder zur Brauchwassererwärmung genutzt werden.

Zur Ermittlung der Effizienzpotenziale durch Nutzung von Abwärme bietet sich für das verarbeitende 

Gewerbe die Durchführung eines PIUS Check an. Kleine Handwerksbetriebe (z.B. Kfz-Werkstätten) 

können den Ökoeffizienzcheck Handwerk in Anspruch nehmen (5-tägige Beratung). Die Förderung 

beträgt beim PIUS-Check 50% und beim Ökoeffizienzcheck Handwerk 70%. Ansprechpartner ist in 

beiden Fällen die Effizienz Agentur NRW. Alternativ kann auch das Beratungs- und 

Qualifizierungsprogramm Ökoprofit in Anspruch genommen werden.

Die Abwärmepotenziale innerhalb eines Betriebes können relativ kurzfristig erschlossen werden.

2. Einsatz effizienter Technologien

Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen

1. Energetische Gebäudemodernisierung

Die energetische Gebäudemodernisierung bietet sich für alle Branchen an. Sowohl in Büro- und 

Verwaltungsgebäuden als auch in Produktions- und Lagerhallen können durch entsprechende 

Wärmedämmmaßnahmen Energieeinsparungen erzielt werden.

Im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald kann gemeinsam mit der Stadt und der 

Emschergenossenschaft ein innovatives Demonstrationsprojekt zur Wärmerückgewinnung aus 

Abwasser  realisiert werden. Als potenzielle Wärmeabnehmer sollten Betriebe mit einem 

kontinuierlichen Wärme- oder / und Kältebedarf angesprochen werden.

Im Rahmen des Programms progres.nrw kann ein solches Vorhaben gefördert werden. Auch ein 

Contracting durch die Emschergenossenschaft ist denkbar.

Druckluftanlagen

Da im Vorfeld eine umfassende Bestandaufnahme durchgeführt werden muss (Begutachtung des 

Kanals, Ermittlung potenzieller Wärmeabnehmer) und die Umsetzung in Kooperation mit mehreren 

Akteuren erfolgen muss, ist die Realisierung dieses Potenzials erst mittelfristig möglich.
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•

•

•

•

•

•

Der Einsatz einer KWK-Anlage in Form eines BHKW stellt insbesondere für Betriebe mit einem 

kontinierlichen Wärme- und / oder Kältebedarf eine wirtschaftliche Alternative zur getrennten Strom- 

und Wärmeversorgung dar. Effizienzsteigerungen um bis zu 45% sind möglich. Langfristig ist auch der 

Einsatz von Wasserstoff als Energieträger und der Einsatz von Brennstoffzellen denkbar 

(Wasserstoffpark). Eine Förderung über das Programm progres. nrw ist gegebenenfalls möglich.

I. Handlungsschwerpunkt: Energieeffizienz

Ziel: Reduktion des Energiebedarfs (Strom und Wärme) sowie Kostenersparnisse

2. Einsatz effizienter Technologien

Weitere Maßnahmen zur Effizienzsteigerung

Im Rahmen des PIUS-Check oder eines Ökoprofits können Effizienzpotenziale im Bereich der 

Beleuchtung aufgedeckt werden. Durch den Austausch veralteter Leuchtmittel und den Einsatz 

stromsparender Lampen kann der Energieverbrauch in diesem Bereich um 30 bis 80% reduziert 

werden. Für Betriebe mit einem hohen Leutchtmittelanteil können die Investitionskosten im Rahmen 

eines Contractings abgefangen werden (vgl. Projektskizze: Beleuchtungscontracting Knippenburg & 

Kruppwald, Bottrop).

In allen Branchen ist der Austausch veralteter Pumpen durch EC-Hocheffizienzpumpen möglich. Durch 

einen wesentlich höheren Wirkungsgrad der modernen Pumpen und eine Optimierung und Regelung 

des Pumpenbetriebs lassen sich Effizienzsteigerungsraten von bis zu 80% erschließen. Finanzielle 

Zuschüsse gibt es von der ELE oder von der KfW-Bank.

3. Sonstige Maßnahmen

Die Ermittlung und Erschließung von Effizienzpotenzialen im Bereich Klimatisierung und Lüftung kann 

im Rahmen des Programms Produktorientierter Umweltschutz (PIUS) oder des JUMP-Tools erfolgen 

und anteilig gefördert werden.

Begleitend zu allen Maßnahmen ist eine Sensibilisierung hinsichtlich des Umgangs mit Ressourcen und 

Energie durch ständige aktive Information und Motivation der Mitarbeiter sinnvoll. Hierbei ist auf 

einfache Maßnahmen wie das Ausschalten von elektronischen Geräten während Pausen und nach 

Dienstende oder die Beschaffung von energieeffizienten Geräten hinzuweisen.

Die Einführung eines Spitzenlastmanagements bietet insbesondere für das verarbeitende Gewerbe 

(viele Maschinen und Anlagen) eine gute Möglichkeit Stromkosten einzusparen, da Leistungsspitzen 

reduziert und zeitlich entzerrt werden können. 
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2. Windenergie

(vgl. Projektskizze: Unternehmer-Windpark Knippenburg & Kruppwald, Bottrop)

II. Handlungsschwerpunkt: Einsatz erneuerbarer Energien

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

3. Weitere Maßnahmen

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Biomasse: Insbesondere in kleineren Betrieben bietet sich die Installation einer Hackschnitzel oder 

einer Pelletheizung an. Durch den Einsatz von Hackschnitzeln oder Pellets können der fossile 

Energieverbrauch verringert und die CO2-Emissionen gesenkt werden. Es ist anzunehmen, dass 

aufgrund des Alters des Gewerbegebiets der Sanierungsbedarf bei den Heizanlagen relativ hoch ist, 

daher sollte bei der Erneuerung der Heizungsanlage diese Option geprüft werden. Zuschüsse gibt es 

bei der Bafa und im Rahmen des Programms progres.nrw (Energie.Agentur.NRW).

Ökostrom: Die Stromeinkaufsgemeinschaft sollte mit dem Energieversorger bzgl. des Bezugs von 

Ökostrom verhandeln, um weitere CO2-Emissionen zu vermeiden. Hierdurch kann auch eine gezielte 

Imagepflege für das Gewerbegebiet sowie einzelne Betriebe erzielt werden.

Durch die Errichtung eines Unternehmer-Windparks westlich des Autobahnkreuzes A 42 / B 224 

können bis zu 7.800 MWh Strom erzeugt werden und 4.867 t CO2 pro Jahr eingespart werden.

Zur Realisierung des Potenzial müssen Gespräche mit Windanlagenbetreibern sowie mit den 

Eigentümern der Fläche aufgenommen werden. Ebenso muss das Interesse bei den Unternehmern 

abgefragt werden.

Solarthermie: Durch den Einsatz von Solarthermieanlagen kann der Bedarf an fossilen Brennstoffen 

reduziert werden. Die Installation von Solarthermieanlagen bietet sich insbesondere zur 

Brauchwassererwärmung bzw. zur Heizungsunterstützung (kleine Bürogebäude) oder zur 

Kälteerzeugung an (in Kombination mit einer Adsorptionskältemaschine). Zuschüsse gibt es bei der 

Bafa und im Rahmen des Programms progres.nrw (Energie.Agentur.NRW).

Die Unternehmer können ihre Dächer zur Erzeugung von Solarstrom nutzen. Werden 80% des 

theoretisch ermittelten Photovoltaikpotenzials genutzt, können 5.506 MWh Strom und 3.436 t CO2 

eingespart werden.Das konkrete Solarenergiepotenzial muss für jedes Unternehmen individuell geprüft werden. Bei 

positiver Eignung können im Rahmen einer Einkaufgemeinschaft die Photovoltaikmodule günstig 

erworben werden. Günstige Kredite gibt es bei der KfW-Bank.

Ziel: Einsparung fossiler Energie und CO2-Emissionen durch den Einsatz 

erneuerbarer Energien

1. Photovoltaik

(vgl. Projektskizze: Photovoltaik-Park Knippenburg & Krupwwald, Bottrop)
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Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

5. Ergänzende Wassersparmaßnahmen

Die genannten Techniken im Sanitärbereich sind mit einander kombinierbar. 

Die baulichen Voraussetzung vor Ort können im Rahmen eines Ökoprofits geprüft werden.

III. Handlungsschwerpunkt: Nachhaltiges Wassermanagement

Ziel: Schonung der Trinkwasserressourcen und Kostenersparnisse für die 

Unternehmen

Bei Bürogebäuden kann das Regenwasser zur Klimatisierung (wärmetauscherbasierte Kühlung) 

eingesetzt werden. 

Das Regenwasser kann branchenunabhängig von allen Betrieben zur Bewässerung von Grünanlagen 

genutzt werden.

2. Regenwassernutzung im Sanitärbereich

Insgesamt stehen mehr als 170.750 m³/a Regenwasser für die betriebliche Nutzung zur Verfügung. Bei 

vollständiger Nutzung des Potenzials könnten bis zu 484.646 €/a eingespart werden.

Ebenso kann das Regenwasser zu Reinigungszwecken, z. B. zur Fahrzeugwäsche (Kfz-Betriebe) 

und zur Gebäudereinigung, eingesetzt werden.

Die baulichen Voraussetzung vor Ort und das Einsparpotenzial könnten im Rahmen eines Ökoprofits 

geprüft werden.

3. Einsatz von Vakuumsanitärtechnik

4. Grauwassernutzung

Durch den Einsatz von Vakuumsanitärtechnik können 11.250 m³ Trinkwasser eingespart werden. 

Die Kostenersparnis liegt bei 35.775 €/a. Auch hier bietet sich der Einsatz entsprechender Technik 

insbesondere bei Unternehmen mit großer Mitarbeiterzahl an.

Die baulichen Voraussetzung vor Ort sind in jedem Unternehmen individuell zu prüfen.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Grauwassernutzung lohnt sich insbesondere für Betriebe mit hohem Duschwasseraufkommen und 

hohem Sanitärwasserbedarf. Gegebenenfalls lohnt sich auch die Kombination mit einer 

Wärmerückgewinnungsanlage.

Durch die Verwendung von Regenwasser im Sanitärbereich können jährlich ca. 14.063 m³ 

Trinkwasser eingespart werden. Die Ersparnis durch geringeren Trinkwasserverbrauch sowie durch 

die verminderte Niederschlagswassergebühr beträgt 230.812 €/a. Der Einsatz entsprechender 

Technik bietet sich insbesondere bei Unternehmen mit großer Mitarbeiterzahl an.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

1. Regenwassernutzung auf Parkebene

Ergänzend empfiehlt sich insbesondere in Betrieben mit hohem Prozesswasserbedarf eine 

detaillierte Betrachtung zur Kreislaufführung bzw. Kaskadennutzung von Wasser. 
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•

• Vermittlung zwischen den Unternehmern sowie zwischen Unternehmern und Politik (Stadt/ Land)

•

•

•

• Aufbau einer Gewerbedatenbank (siehe Daten und Wissensmanagement)

• Organisation und Durchführung von Info-Veranstaltungen (Projekttreffen, Weiterbildungangebote etc.)

•

•

•

•

•

•

•

•

•

Entwicklung und Pflege einer parkeigenen Homepage, ggf. mit einem internen Bereich für parkweite 

SSM-Projekte (Match-Making für zwischenbetriebliches SSM, Einkaufsgemeinschaften etc.)

Veröffentlichung nachhaltiger Projekte im Gewerbegebiet auf dieser Homepage als Referenz- und 

Imageprojekte

Zur Gewährleistung optimierter SSM-Projekte bedarf es der Umsetzung innovativer Geschäfts- und 

Finanzierungsmodelle. U.a. können diese nachfolgende Aspekte behandeln:

Die Interessensgemeinschaft nimmt bei der Aktivierung der vorhandenen Potenziale eine Schlüsselrolle ein. Im 

Sinne eines aktiven Stoffstrommanagements muss sie nicht nur als Vorbild dienen, sondern auch als Motivator 

und Koordinator fungieren. Da die Interessensgemeinschaft die damit verbundenen Aufgaben nicht alleine 

wahrnehmen kann, wird analog zu den Plänen der Stadt (Konzept Ruhr) die Einrichtung eines 

Gewerbeparkmanagements empfohlen. Aus Sicht des Stoffstrommanagements sollte das Gebietsmanagement 

insbesondere folgende Aufgaben übernehmen:

IV. Organisation und Management

Ziel: Optimierung des einzel- und zwischenbetrieblichen Stoffstrommanagements mit 

entsprechender Kostenersparnis und Vermeidung von Emissionen

Die bestehende Stromeinkaufsgemeinschaft sollte weiter ausgebaut werden, d.h. es sollten neue 

Betriebe aus dem Gebiet hinzugewonnen werden. Dies könnte zu weiteren Preissenkungen führen und 

das Gemeinschaftsgefühl innerhalb des Gewerbegebiets stärken.

In Anlehung an die Stromeinkaufsgemeinschaft sollte auch eine Photovoltaikeinkaufsgemeinschaft 

gegründet werden.

1. Netzwerkstärkung und -ausbau

Fortbildungsveranstaltungen und Beratungsangebote sollten themenspezifisch oder / und 

branchenspezigisch (z.B. von der Energie.Agentur.NRW) im Gewerbegebiet angeboten werden, um ein 

möglichst große Unternehmerzahl anzusprechen.

Vereinzelt müssen für eine möglichst umfassende Abbildung aktueller Energiebedarfe auch 

unternehmensspezifische Daten ermittelt werden, dies gilt insbesondere für den Heizölverbrauch.

In Zusammenarbeit mit den Versorgern (ELE, RWW) sollte geprüft werden wie die defizitäre Datenlage 

beim Strom, Gas- und Wasserverbrauch langfristig verbessert werden kann. In diesem 

Zusammenhang sollte auch der im Gebiet eingespeiste Strom aus erneuerbaren Energien 

berücksichtigt werden.

Das Gewerbekataster sollte in Zusammenarbeit mit der Stadt aktualisiert werden. Dies gilt 

insbesondere für die Überprüfung der ansässigen Unternehmen deren Tätigkeitsbereich sowie wenn 

möglich der Mitarbeiterzahlen. In diesem Zusammenhang sollte auch ein Emailverteiler mit allen 

ansässigen Gewerbebetriebe eingerichtet werden.

Daten zu den erneuerbaren Energien vor Ort können gegebenenfalls mit Unterstützung des Bundesamt 

für Ausfuhrkontrolle (Bafa) und der unteren Wasserbehörde (Wärmepumpen) ermittelt werden.

4. Qualifizierung und Sensibilisierung

Verweise auf Förderprogramme, Studien und externe Demonstrationsprojekte auf der Homepage

Die Verbesserung der Datenlage bzgl. der örtlichen Stoff- und Energieströme ist insbesondere für die 

Identifikation weiterer Maßnahmen als auch vor dem Hintergrund eines zukünftigen Monitorings von zentraler 

Bedeutung. U.a. sind diesbezüglich nachfolgende kurzfristige Maßnahmen zu empfehlen:

Im Rahmen des Projektes JIM.NRW haben auch kleine Betriebe die Möglichkeit sich am 

Emissionshandel zu beteiligen.

Der Austausch alter Leuchtmittel sowie die Anschaffung neuer Energieanlagen (z.B. BHKW) können 

durch ein Contracting finanziert werden. Es bietet den Vorteil, dass die hohen Investitionskosten sowie 

in der Regel auch die Wartung der Anlagen vom Contractor übernommen werden. Der 

Contractingnehmer (Unternehmer) zahlt lediglich eine monatliche Contractingrate an den Contractor 

(vgl. Projektskizze: Beleuchtungscontracting Knippenburg & Kruppwald, Bottrop).

2. Innovative Geschäfts- und Finanzierungsmodelle

3. Daten- und Wissensmanagement

Initiierung und Koordinierung von SSM-Projekten
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1.5.2.2 Projektskizzen 

Für das Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald wurden folgende Projektskizzen formuliert 

Á Beleuchtungscontracting Knippenburg & Kruppwald 

Á Photovoltaik-Park Knippenburg & Kruppwald 

Á Unternehmer-Windpark Knippenburg & Kruppwald 

Á Abwasserwärmenutzung Knippenburg & Kruppwald 

 

BELEUCHTUNGSCONTRACTING KNIPPENBURG & KRUPPWALD, BOTTROP 

Ziel dieses Vorhabens ist die Reduzierung des Strombedarfs und der damit verbundenen CO2-Emissionen 
und Kosten durch die Erneuerung der Beleuchtung in Unternehmen des Gewerbeparks Bottrop mit Hilfe 
eines Beleuchtungscontracting-Modells. 

Kurzbeschreibung 

Das Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald in Bottrop hatte im Jahr 2008 einen Strombedarf von ca. 
38.821 MWh. Im Bereich Gewerbe, Handel, Dienstleistung beträgt der Verbrauchsanteil für Beleuchtung ca. 
10 % und im Bereich Industrie ca. 8,8 %, (Prognos, 2007), d.h. im Mittel ca. 9 %, was ca. 3.494 MWh pro 
Jahr entspricht. 

Auf Basis der Ergebnisse der betrieblichen Stromverbrauchserfassung, wurden nachfolgend verfügbare 
Daten von Betrieben mit hohem Stromverbrauch betrachtet, da sich das „Contracting“ als 
Finanzierungsmodell i.d.R. erst ab einer bestimmten Größenordnung des Verbrauchers rentiert, z.B. 
Industriebetriebe und Lagerhallen. Demzufolge wurden folgende Unternehmen untersucht: 

Á Unternehmen 1 weist einen Gesamtstromverbrauch in Höhe von ca. 4.200 MWh auf. Etwa 10 % 
entfallen in dieser Branche auf die Beleuchtung und entsprechen demzufolge 420 MWh/a (DENA, 2006). 

Á Der Anteil des Strombedarfs für die Beleuchtung beträgt im Unternehmen 2 nach eigener Angabe sogar 
45 %. Bei einem Stromverbrauch von 3.293 MWh/a entspricht dies etwa 1.482 MWh/a.  

Á Unternehmen 3 verbraucht im Jahr 4.691 MWh und der Anteil der Beleuchtung im Betrieb beträgt nach 
eigenen Angaben etwa 10 %, also ca. 469 MWh/a (Ergebnis der Unternehmerbefragung).  

Á Im Unternehmen 4 liegt der jährliche Gesamtstrombedarf bei 130 MWh. In dieser Branche liegt der 
Strombedarf für die Beleuchtung bei 39 % (Prognos, 2007), was ca. 51 MWh/a entspricht. 

Anhand der oben genannten Durchschnittswerte ermittelt, verbrauchen die vier betrachteten Unternehmen 
jährlich zusammen etwa 2.422 MWh für die Beleuchtung ihrer Liegenschaften. 

Um diese Stromverbräuche zu reduzieren, können vorhandene alte Leuchtmittel – z.B. herkömmliche,  
überdimensionierte Leuchtstofflampen – durch neue energieeffizientere Leuchtmittel – z.B. optimal 
dimensionierte, moderne Leuchtstofflampen mit elektronischem Vorschaltgerät, Zeitschaltuhr und 
Bewegungsmelder sowie tageslichtbedingter Steuerung – ausgetauscht werden. Durch ein derart 
optimiertes Beleuchtungssystem lassen sich der Strombedarf und -kosten erheblich senken, gleichzeitig 
werden CO2-Emissionen reduziert. Das Senkungspotenzial variiert hierbei – abhängig von der 
Ausgangssituation und den eingesetzten Technologien – zwischen 20 und 75 % (DENA, 2006). Außerdem 
verbessern die neuen energieeffizienteren Leuchtmittel auch die Beleuchtungsqualität. Zusätzlich zu der 
verbesserten Energieeffizienz wirkt sich die lange Lebensdauer neuer Leuchtmittel positiv auf 
Kostenersparnisse (reduzierte Wartung und Entsorgung) und die Ökobilanz aus (vgl. Hoferichter, 2009).  

Da der Austausch veralteter durch moderne Leuchtmittel mit – im Verhältnis zur Stromersparnis – geringen 
Investitionskosten verbunden ist, gibt es neben der Finanzierung (nach Bretzke, 2006 i.d.R. mit 
Amortisationszeiten zwischen 5 und 10 Jahren), auch die Möglichkeit eines Beleuchtungs-Contractings. 

Contracting ist ein „Win-Win“-Modell, bei dem beide Vertragspartner profitieren: der Energiedienstleister, der 
sogenannte Contractor, übernimmt die Finanzierung der gesamten Maßnahmen, die Planung und 
Durchführung sowie die Wartung der Beleuchtungsanlagen, die Unternehmen, in der Rolle des Contracting-
Nehmers, zahlen über einen bestimmten Zeitraum (z.B. 10 Jahre) fixe Contracting-Raten an den Contractor. 
Nach dieser Zeit gibt es die Möglichkeit, dass die Beleuchtungsanlage ins Eigentum der Unternehmen 
übergeht. 
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CO2-Einsparung bei den ausgewählten Unternehmen 

Wie vorangehend dargestellt, variieren die Strom- und damit auch CO2-Einsparungen je nach Alter bzw. 

Effizienz der ausgetauschten Leuchtmittel: 

Á Bei 20 % Einsparung: Stromreduzierung um 484 MWh, CO2-Emissionssenkung um 302 t CO2/Jahr  

Á Bei 45 % Einsparung: Stromreduzierung um 1.090 MWh, CO2-Emissionssenkung um 680 t CO2/Jahr 

Á Bei 75 % Einsparung: Stromreduzierung um 1.817 MWh, CO2-Emissionssenkung um 1.133 t CO2/Jahr 

Wirtschaftlichkeit und Regionale Wertschöpfung 

Je nach eingesetzter Beleuchtungstechnologie kann eine jährliche Kostenersparnis zwischen 20 und 75 % 
erreicht werden. Bei den ausgewählten Unternehmen des Gewerbegebiets Bottrop entspricht dies bei einem 
Strompreis von 0,10 €/kWh folgender jährlicher Einsparungen: 

Á Unternehmen 1: Einsparungspotenzial zwischen 16.800 € bis 63.000 € pro Jahr 

Á Unternehmen 2: Einsparungspotenzial zwischen 59.272 € bis 222.270 € pro Jahr 

Á Unternehmen 3: Einsparungspotenzial zwischen 18.764 € bis 70.365 € pro Jahr 

Á Unternehmen 4: Einsparungspotenzial zwischen 2.028 € bis 7.605 € pro Jahr 

Diesen Kostenersparnissen müssen Investitionskosten gegenübergestellt werden, welche refinanziert wer 
Diesen Kostenersparnissen müssen Investitionskosten gegenübergestellt werden, welche refinanziert 
werden müssen. Nach der Amortisationszeit stellen die Kostenersparnisse eine zusätzliche Kaufkraft für die 
Unternehmen dar.  

Die Kosten für die komplette Erneuerung der Beleuchtungsanlagen inklusive Installation und Wartung 
übernimmt beim Contracting-Modell der Energiedienstleister. Im Gegenzug dazu bezahlen die Unternehmen 
(Contracting-Nehmer) eine vertraglich geregelte Contracting-Rate für die erzielten Kosteneinsparungen.  

Chancen und Synergien 

+    Kein finanzielles Risiko für die Unternehmen, da allein der Energiedienstleister die Investitions-, Instal- 

      lations- und Wartungskosten sowie -aufgaben übernimmt. 

+    Steigerung des Images der Unternehmen durch die Nutzung umweltfreundlicher Technologien. 

+    Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung bei den Mitarbeitern und Gästen des Gewerbegebietes 

+    Beitrag zum Umweltschutz und zur Reduzierung klimarelevanter Gase. 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

Á Analyse der genauen Stromverbräuche durch Beleuchtung und Zustand/Alter vorhandener 
Beleuchtungstechnologien in den einzelnen Unternehmen. 

Á Aufstellung von Kosten und CO2-Emissionen auf Basis der ermittelten Stromverbräuche und 
Beleuchtungsausstattung. 

Á Angebotseinholung von potenziellen Contracting-Dienstleistern. 

Á Vertragsverhandlungen zwischen den Unternehmen und Contractor. 

Á Vertragsabschluss (Regelung der Contractor-Rate, Laufzeit etc.). 
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PHOTOVOLTAIK-PARK KNIPPENBURG & KRUPPWALD, BOTTROP 

Zielsetzung des Vorhabens sind die Planung, Umsetzung und Betrieb verschiedener Photovoltaik-Anlagen 
gemäß den Potenzialen, die durch die Solarkartierung erhoben wurden. 

Kurzbeschreibung und Potenzialdarstellung 

Der Gewerbepark Knippenburg & Kruppwald in Bottrop verfügt über größtenteils nicht genutzte Dachflächen, 
welche im Zuge einer Photovoltaik-Initiative mit Modulen zur Gewinnung von CO2-neutralem Solarstrom 
bestückt werden können. Das theoretisch ermittelte installierbare Potenzial auf den Dächern im 
Gewerbegebiet beläuft sich auf insgesamt 8.292 kWp und teilt sich nach der Dachart wie im Folgenden 
dargestellt auf: 

Tabelle 49: Solarenergiepotenzial im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald 

Anzahl

Nettodachfläche 

in m² kWp MWh/a

CO2-Einsparung 

in t/a

Flachdach 147 29.321 3.665 3.042 1.898

Schrägdach 121 45.336 4.430 3.677 2.294

Tonnendach 10 2.792 197 164 102

Summe 278 77.449 8.292 6.882 4.295  

Quelle: Berechnung IfaS 

Zur Ermittlung der Wirtschaftlichkeit und des CO2-Einspar-Potenzials wurde ein für Bottrop resultierender 
Einstrahlungswert von 830 kWh/(kWp*a) herangezogen (EU, 2009) Demzufolge ist unter Ausnutzung des 
gesamten, hier theoretisch ermittelten Dachflächenpotenzials zur Installation von PV-Anlagen eine jährliche 
Stromgenerierung aus Solarstrahlung in Höhe von ca. 6.882 MWh möglich. Bezogen auf den jährlichen 
Strombedarf im Gewerbegebiet in Höhe von ca. 38.821 MWh könnten demzufolge bis zu 18 % CO2-neutral 
durch Solarstrom gedeckt werden.  

Da im Rahmen des Projekts keine Überprüfung technisch-statischer Details möglich war, ist zu 
berücksichtigen, dass ggf. nur eine Teilnutzung des Dachflächenpotenzials realisiert werden kann. Im 
Folgenden ist deshalb zusätzlich das energetische Potenzial bei einer teilweisen Realisierung des 
ermittelten Dachflächenpotenzials dargestellt. 

Á Strombedarfsdeckung bei 40 % Dachflächennutzung: ca. 2.753 MWh/a = ca. 7 % des 
Gesamtstrombedarfs 

Á Strombedarfsdeckung bei 60 % Dachflächennutzung: ca. 4.129 MWh/a = ca. 11 % des 
Gesamtstrombedarfs 

Á Strombedarfsdeckung bei 80 % Dachflächennutzung: ca. 5.506 MWh/a = ca. 14 % des 
Gesamtstrombedarfs 

Eine solare Einkaufsgemeinschaft mit dem Ziel der gemeinsamen Beschaffung von Photovoltaik-Anlagen 
könnte innerhalb der bereits bestehenden Interessengemeinschaft „Knippenburg & Kruppwald“ etabliert 
werden, um von besseren Konditionen – Nutzung von Preisnachlässen aufgrund von größeren 
Bestellmengen – zu profitieren. 

CO2-Einsparung 

Unter Berücksichtigung einer entsprechend unterschiedlichen Dachflächennutzung ergeben sich 

nachfolgende CO2-Einsparpotenziale: 

 

Á Bei 40 % Dachflächennutzung: ca. 1.718t CO2/Jahr 

Á Bei 60 % Dachflächennutzung: ca. 2.577 t CO2/Jahr 

Á Bei 80% Dachflächennutzung: ca. 3.436 t CO2/Jahr 

Á Bei 100 % Dachflächennutzung: ca. 4.295 t CO2/Jahr 

Wirtschaftlichkeit und regionale Wertschöpfung 

Da die Einspeisung von Solarstrom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz vergütet wird und die KfW-
Bank günstige Kreditkonditionen bietet, ist die Installation von Photovoltaikanlagen auch bei geringem 
Eigenkapital ein wirtschaftlich interessantes Geschäft. 
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Im der folgenden Tabelle sind beispielhaft die Investitionskosten und die Eigenkapitalrendite einer 
durchschnittlichen Anlage in Bottrop dargestellt. Da im Falle von Sammelbestellungen größere 
Preisnachlässe erzielt werden können, wurden hinsichtlich der Investitionskosten drei Szenarien gebildet 

Tabelle 50: Eigenkapitalrendite einer durchschnittlichen Anlage im Gewerbegebiet Knippenburg & 
Kruppwald 

Spez. Kosten 2.800 €/kWp 3.000 €/kWp 3.200 €/kWp

Gesamtinvest 156.800 € 168.000 € 179.200 €

Eigenkapital 43.455 € 53.263 € 63.081 €

Eigenkapitalrendite 6,64% 4,78% 3,50%

Bottrop, 56 kWp

 

Quelle: Berechnung IfaS 

Darüber hinaus profitiert das örtliche Handwerk von den Baumaßnahmen und Wartungsarbeiten. 

Eine Erläuterung zu den der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zugrunde liegenden Annahmen befindet sich im 
Anhang 12. 

Mögliche Risiken, Hemmnisse und Synergien 

+    Investitionsinteresse einzelner Unternehmen 

+    Nutzung von Preisnachlässen durch gemeinsame Beschaffung der Photovoltaikanlagen 

-     Relativ hohes Investitionsvolumen für Bereiche außerhalb des üblichen Kerngeschäfts 

-     Ggf. Minderung des Potenzials durch statisch bedingte Restriktionen 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

1.    Ermittlung des Investitionsinteresses der einzelnen Unternehmen. 

2.    Untersuchung aller lokaler Voraussetzungen für die Installation von Photovoltaik-Anlagen (genaue 

Dachflächengröße, Statik, Verschattung etc.), z.B. im Rahmen einer Machbarkeitsstudie. 

3.    Ausnutzung der bestehenden Kooperationsstrukturen, um einen gemeinschaftlichen Einkauf von  

       Photovoltaik-Anlagen voranzutreiben (Einkaufsgemeinschaft). 

4.    Kontaktaufnahme mit Planungs-, Bau- und Betreiberinstitution, um detaillierte Photovoltaik-Anlagen zu  

       planen und in der Folge umzusetzen. 

5.    Einholung und Prüfung von konkreten Angeboten und Beauftragung der Umsetzung. 
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UNTERNEHMER-WINDPARK KNIPPENBURG & KRUPPWALD, BOTTROP 

Zielsetzung ist die gemeinsame Errichtung und der Betrieb eines Windparks in unmittelbarer Nähe des 
Gewerbegebiets Knippenburg & Kruppwald. 

Kurzbeschreibung 

In der Aufstellung des Regionalen Flächennutzungsplanes der „Städteregion Ruhr“ wurden 
Konzentrationszonen für Windenergieanlagen (WEA) ermittelt. Nach der Prüfung gelten nun zwei Flächen 
als geeignet, wobei die Fläche E-2 im Stadtgebiet Essen westlich des Autobahnkreuzes A42/B224 nur ca. 1 
– 2 km vom Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald entfernt liegt. Bei dieser Fläche handelt es sich um 
Brach- und Kohlelagerstätten der RAG Aktiengesellschaft am Rhein-Herne-Kanal. Die Nutzung dieser 
Lagerstätten steht in keinem Konflikt zur Errichtung von WEA.  

Auf der 7,26 ha großen Fläche E-2 gibt es die Möglichkeit insgesamt drei WEA mit je einem 
Rotordurchmesser von etwa 60 m zu installieren. Eine für diese Voraussetzungen geeignete WEA ist z. B. 
die Nordex N60. Die Nabenhöhe dieser WEA liegt bei 69 m und die Installierte Leistung beträgt 1,3 MW. Die 
installierte Gesamtleistung eines Windparks unter diesen Voraussetzungen würde 3,9 MW betragen. Der 
Energieertrag dieses Windparks würde sich bei 2.000 Volllaststunden auf 7.800 MWh/a bemessen. Der 
Strombedarf des Gewerbegebiets in Höhe von 38.821 MWh könnte damit zu rund 20 % aus Windenergie 
gedeckt werden. 

Die Realisierung dieses Windparks bietet den Unternehmen im Gewerbegebiet die Möglichkeit einer 
gemeinsamen Errichtung und des Betriebs. Hierdurch könnten Investitionshemmnisse einzelner 
Unternehmen in Projekte außerhalb des Kerngeschäfts aufgrund einer Risikoteilung gemindert werden. 
Gleichzeitig würden durch die Produktion, Nutzung und den Absatz von umweltfreundlichem Windstrom 
zusätzliche Einnahmen sowie bei entsprechender Vermarktung zu einer Steigerung des Images führen. Zur 
Verwirklichung eines solchen Vorhabens bietet sich die Gründung einer Betreibergesellschaft an. 

CO2-Einsparung 

Der Betrieb eines Windparks mit drei WEA dieser Leistungsgröße würde die CO2-Emissionen um ca. 
4867 t/Jahr reduzieren. Bezogen auf die energetische Amortisation stellt die Windkraft die günstigste Art 
regenerativer Energieerzeugung dar. Bereits innerhalb weniger bis zwölf Monate hat sich eine WEA die 
Strommenge, die zu ihrer Herstellung benötigt wurde, wieder generiert. 

Wirtschaftlichkeit und regionale Wertschöpfung 

Zur wirtschaftlichen Abschätzung der Errichtung und des Betriebes eines Windparks mit drei WEA à 1,3 MW 
installierter Leistung werden als Investitionskosten 900 €/kW angesetzt. Zusätzlich fallen 
Investitionsnebenkosten für die Planung, Netzanbindung, das Fundament etc. in Höhe von 26 % an. 
Insgesamt würden demnach 4.387.500 € für die Inbetriebnahme des Windparks entstehen. Als 
Betriebskosten fallen jährlich 4,8 % der Gesamtkosten an, wobei sich die Höhe der Betriebskosten über den 
Zeitverlauf bis auf 6,6 % erhöht. Als Vergütung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz fließen dem 
Betreiber für jede eingespeiste kWh 9,2 Cent zu.  

Im Rahmen eines 10 jährigen KfW-Kredits (KfW, 2009) (2 tilgungsfreie Jahre, Zinssatz 3,69 %) würden 
hierbei als Eigenkapital 28% nötig. Basierend auf diesen Annahmen beträgt die durchschnittliche jährliche 
Eigenkapitalrentabilität nach Steuern 7,41 %.  

Die Energieerzeugung aus Wind generiert eine regionale Wertschöpfung in Bottrop und weiteren Mehrwert 
über die Grenzen Bottrops hinaus. Dies spiegelt sich in der Beschäftigung bei der Planung, Errichtung und 
der Wartung sowie in zusätzlichen Einnahmen von Gewerbesteuern wieder.  

Mögliche Risiken, Hemmnisse und Synergien 

+     Beitrag zum Klimaschutz 

+     Imagesteigerung für das Gewerbegebiet 

+     Zusätzliche Einnahmen 

-      Abhängigkeit zwischen den Unternehmern 

-      Investitionen außerhalb des Kerngeschäfts 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

1.    Ermittlung des Investitionsinteresses der einzelnen Unternehmen 

2.    Planung und Gründung einer Betreibergesellschaft 

3.    Kontaktaufnahme mit Windparkplanern 

4.    Einholung und Prüfung von konkreten Angeboten und Beauftragung der Errichtung des Windparks 
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WÄRMERÜCKGEWINNUNG AUS ABWASSER 

Das Ziel ist die effiziente Nutzung von Umweltwärme niederer Temperatur mittels Wärmepumpen in mono-, 
bi- oder multivalenten Systemen. Neben oberflächennaher Geothermie und Wärme aus Gewässern bildet 
Abwasser eine weitere Wärmequelle, die hierzu erschlossen werden kann. 

Kurzbeschreibung und Anforderungen 

Im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald wird das Abwasser im Mischsystem abgeleitet. Aufgrund des 
hohen Alters der Kanalisation (Entstehung des Gewerbegebiets in den 1960 und 70er Jahren) steigt die 
Wahrscheinlichkeit von Sanierungsmaßnahmen im Kanalsystem. Im Zuge solcher Sanierungsmaßnahmen 
besteht die Möglichkeit der Einbringung von Wärmetauschern in das Kanalsystem oder in andere Bauwerke 
(Sammler etc.). Mit Hilfe einer Wärmepumpe kann die im Abwasser enthaltene Wärme auf ein höheres 
Temperaturniveau gebracht und nutzbar gemacht werden. 

Anforderungen an den Kanal (EnergieSchweiz) 

Á Entscheidend ist u.a. die Wassermenge, denn aus technischen und wirtschaftlichen Gründen ist eine 
Menge von 15 Litern die Sekunde gefordert. Bei der Temperatur sind die Voraussetzungen günstig, 
wenn sie auch im Winter meistens über 10°C liegt.  

Á Erforderlich ist ein Kanaldurchmesser von 80cm, möglichst mit Ei- oder Haubenprofil oder rechteckige 
Kanäle. Außerdem reduziert ein guter Zugang,  welcher für die spätere Installation und die Wartung 
wichtig ist, die Kosten.  

Á Einen entscheidenden Kostenpunkt kann auch die Verbindung zum Objekt darstellen. Kann für die 
Leitungsführung eine bestehende Verbindung – beispielsweise ein Seitenkanal – genutzt werden, oder 
kann die Leitung in unbebautem Terrain gelegt werden, lassen sich die Investitionen gering halten.  

Anforderungen an die Bauten (EnergieSchweiz) 

Á Abwasserenergieanlagen kommen sowohl für bestehende Gebäude als auch für Neubauten in Frage, 
wobei die Integration der Wärmepumpe und der Leitungsbau bei Neubauten kostengünstiger und 
einfacher ist.  

Á Es wird eine hohe Heizleistung für den Einbau vorausgesetzt, damit die Anlage wirtschaftlich ist. Bei 
Neubauten wird die Integration ab 150 kW und bei bestehenden Gebäuden erst ab einem Heizbedarf 
von 200 kW interessant.  

Á Die Nähe zu einem Kanal ist wichtig, denn je größer die Distanz, umso teurer wird der Bau. Das 
Nahwärmenetz lässt sich wirtschaftlicher betreiben, wenn die Bebauungsdichte hoch ist.  

Á Die Systemtemperaturen sollten möglichst niedrig gehalten werden, damit die Wärmepumpe nicht zu viel 
Energie aufbringen muss.  

Á Ein ganzjähriger Wärmebedarf, der lange Betriebszeiten garantiert, ist ebenfalls vorteilhaft. 

 

Ist-Situation Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald: 

Grundsätzlich ist die Ausgangslage günstig: Die hohen Wasserverbräuche (u.a. Wäscherei) der 
Unternehmen gewährleisten ein kontinuierliches Abwasseraufkommen und ein hohes Wärmepotenzial. Die 
Straßen „An der Knippenburg“ und „Brukterstraße“ verlaufen relativ geradlinig und sind ausreichend lang für 
den Einbau eines Wärmetauschers. Aufgrund der Nähe zum Klärwerk Bottrop ist tendenziell von einen 
großen Kanalquerschnitt auszugehen. Entlang der Straßen befinden sich mehrere potenzielle 
Wärmeabnehmer. 

Umsetzungsvarianten 

Der Einsatz von Wärmepumpen kann in folgenden Varianten erfolgen (EnergieSchweiz): 

Monovalente Energieerzeugung: 

Hier erfolgt die Wärmeerzeugung ausschließlich über Wärmepumpen. Zur Leistungsregulierung kommen 
entweder Aggregate mit 2 bis 4 Kompressoren oder mehrere parallel geschaltete Wärmepumpen zum 
Einsatz. Der Nachteil liegt hier in den deutlich größeren Abwassermengen und den tiefen 
Jahresarbeitszahlen gegenüber anderen Systemen, insbesondere bei einem hohen benötigten 
Temperaturniveau.  

Bivalente Energieerzeugung: 
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Die Ergänzung durch einen Heizkessel aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und der Betriebssicherheit 
gewährleistet die Energieversorgung, auch wenn einmal keine Wärme aus der Kanalisation bereit stehen 
sollte. Im regulären Betrieb wird der Kessel allerdings nur bei Spitzenlastzeiten eingeschaltet, wodurch die 
Wärmepumpe nur auf den Grundlastbetrieb ausgelegt werden muss und so effizienter arbeiten kann. Im 
Vergleich zur monovalenten Erzeugung sind hier die Investitionskosten tiefer. 

Multivariate Energieerzeugung:  

Die Kombination aus Abwasserwärmepumpe und Block-Heiz-Kraftwerk gilt als die effizienteste Variante. 
Über den gesamten Prozess der Energiebereitstellung wird hier am wenigsten Primärenergie benötigt, 
allerdings fallen hier die höchsten Investitionskosten an. Die Vorteile liegen hier zum einen in der 
Notstrombereitstellung und zum anderen können weitere Wärmequellen ebenfalls genutzt werden, sofern 
welche zur Verfügung stehen.  

Varianten der Wärmeerzeugung 

Neben unterschiedlichen Varianten der Wärmeerzeugung existieren auch verschiedene Möglichkeiten zu 
Wärmedistribution.  

Erfolgt die Wärmenutzung nicht direkt für ein Einzelobjekt, kann die Verteilung über Nahwärmenetze 
erfolgen. Neben der klassischen Variante mit zentraler Wärmeerzeugung (“warmes Nahwärmenetz“) kann 
auch über ein so genanntes „kaltes Nahwärmenetz“ die Niedertemperaturwärme zu den Objekten verteilt 
und erst dort mittels Wärmepumpe nutzbar gemacht werden. 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

In weiteren Schritten sind die genauen Ausgangsvoraussetzungen zu prüfen und insbesondere die 
tatsächlichen Querschnitte der Kanäle, der Wärmebedarf und das benötigte Temperaturniveau der 
anliegenden Unternehmen. Hierbei sind auch geplante Maßnahmen im Rahmen des Emscher-Masterplans 
zu berücksichtigen 

Wesentliche Akteure sind hierbei die Stadt Bottrop sowie die Emschergenossenschaft als Betreiber der 
Abwasserentsorgung. 
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1.5.3 Ergebnisse Kaiserslautern 

1.5.3.1 Handlungsschwerpunkte 

Für das IG Nord lassen sich folgende Handlungsschwerpunkte ableiten: 

Wer / 

Was

Wie

Wann

Wer / 

Was

Wie

Wann

Wer / 

Was

Wie

Wann

Wer / 

Was

Wie

Wann

In allen Bereichen ist der Austausch veralteter Pumpen durch EC-Hocheffizienzpumpen möglich. 

Durch einen wesentlich höheren Wirkungsgrad der modernen Pumpen und eine Optimierung und 

Regelung des Pumpenbetriebs lassen sich Effizienzsteigerungsraten von bis zu 80% erschließen. 

Effiziente Kälteerzeugung

vgl. Projektskizze: Zentrale Wärmeversorgung im IG Nord, Kaiserslautern

vgl. Einzelbetriebliche Wärmeversorgung im IG Nord, Kaiserslautern

Wärmebasierte Kältemaschinen (in Kombination mit überschüssiger Abwärme oder 

Solarthermieanlagen) sind effizienter als stromgeführte Kompressionskältemschinen. Daher sollten 

alle Branchen, die über einen entsprechenden Kältebedarf verfügen (z.B. Großbäckerei, Wäscherei 

und Kunststoffindustrie), diese Option prüfen.

Die Realisierung ist sowohl auf einzelbetrieblicher Ebene als auch auf überbetrieblicher Ebene 

möglich. Gegebenenfalls ist eine Förderung durch die ISB möglich. Auch die Realisierung im 

Rahmen eines Contractings ist denkbar.

Da die Kältemaschinen im IG Nord noch relativ neu sind, ist die Erneuerung dieser Anlagen eher 

mittelfristig realisierbar.

Durch den Einsatz von KWK-Anlagen (z. B. ein BHKW) können Effizienzsteigerungen von bis zu 

45% erreicht werden. Die Installation einer KWK-Anlage eigenet sich insbesondere für Betriebe mit 

einem kontinuierlichen Wärme- und / oder Kältebedarf (z.B. Großbäckerei und Wäscherei).

Der Einbau einer KWK-Anlage ist sowohl auf einzelbetrieblicher Ebene als auch im Rahmen einer 

überbetrieblichen Lösung möglich. Die Einsatzmöglichkeiten einer KWK-Anlage können im Rahmen 

eines Effchecks oder eines Ökoprofits geprüft werden.

Da die Wärmeversorgungsanlagen im IG Nord noch relativ neu sind, ist der Einsatz von KWK 

Anlagen erst mittelfristig zu sehen.

2. Einsatz effizienter Technologien

I. Handlungsschwerpunkt: Energieeffizienz

Ziel: Reduktion des Energiebedarfs (Strom und Wärme) sowie Kostenersparnisse

1. Energetische Gebäudemodernisierung

Da der Wärmebedarf des IG Nord sehr gering ist und die vorhandene Bausubstanz als gut-sehr gut 

bezeichnet werden kann, ist das Einsparpotenzial durch energetische Gebäudemodernisierung 

verhältnismäßig gering. Bei der Erweiterung des Industriegebiets besteht jedoch die Möglichkeit 

Standards über das gesetzliche Maß hinaus festzulegen.

Im Rahmen von Städtebaulichen Vertägen und Kaufverträgen können bei der Erweiterung des IG 

Nord Vorgaben zum Baustandard gemacht werden.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig denkbar.

Effiziente Heizungs- / Umwälzpumen

Seit Anfang des Jahres gibt es finanzielle Zuschüsse von der KfW-Bank.

Die Umsetzung ist einfach und kurzfristig möglich. 

Kraft-Wärme-Kopplung

vgl. Projektskizze: Zentrale Wärmeversorgung im IG Nord, Kaiserslautern

vgl. Einzelbetriebliche Wärmeversorgung im IG Nord, Kaiserslautern
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•

•

•

•

•

•

•

•

I. Handlungsschwerpunkt: Energieeffizienz

Ziel: Reduktion des Energiebedarfs (Strom und Wärme) sowie Kostenersparnisse

2. Einsatz effizienter Technologien

Effiziente IT / EDV: Der Anteil der EDV-Geräte am Gesamtstromverbrauch ist marginal, daher sind 

Einsparpotenziale in diesem Bereich zu vernachlässigen.

Weitere Maßnahmen zur Effizienzsteigerung

Effiziente Klimatisierung / Lüftung: Auch in diesem Bereich sind bereits einige Effizienzpotenziale 

augeschöpft. Optimierungen sind höchstens vereinzelt möglich und individuell zu überprüfen.

Druckluft: Durch regelmäßige Wartung kann die Effizienz dauerhaft gesichert werden.

Abwärmenutzung aus Produktionsanlagen: Viele Unternehmen nutzen bereits die Abwärme aus der 

Produktion, eine Steigerung ist daher nur noch im Einzelfall möglich.

Weitere Effizienzsteigerungspotenziale sind aufgrund des jungen Alters des Gewerbegebiets nur eingeschränkt 

vorhanden:

Abwärmenutzung aus Abwasser: Die Möglichkeit zur Abwärmenutzung aus Abwasser ist grundsätzlich 

gegeben. Die Maßnahme ist jedoch aufgrund der relativ neuen Infrastruktur eher langfristig zu sehen.

Effiziente Beleuchtung: In zwei Vor-Ort Terminen konnte die Annahme bestätigt werden, dass die 

Unternehmen überwiegend über effiziente Beleuchtungssysteme verfügen. Maßnahmen sind somit nur 

bedingt denkbar und individuell zu überprüfen.

3. Sonstige Maßnahmen

Die Einführung eines Spitzenlastmanagements bietet insbesondere für das verarbeitende Gewerbe 

(viele Maschinen und Anlagen) eine gute Möglichkeit Stromkosten einzusparen, da Leistungsspitzen 

reduziert bzw. zeitlich entzerrt werden können.

Begleitend zu allen Maßnahmen ist eine Sensibilisierung hinsichtlich des Umgangs mit Ressourcen und 

Energie durch ständige aktive Information und Motivation der Mitarbeiter sinnvoll. Hierbei ist auf 

einfache Maßnahmen wie das Ausschalten von elektronischen Geräten während Pausen und nach 

Dienstende oder die Beschaffung von energieeffizienten Geräten hinzuweisen.
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Wer / 

Was

Wie

Wann

Wer / 
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Wie

Wann

•

•

•

Biomasse: Insbesondere in kleineren Betrieben bietet sich die Installation einer Hackschnitzel oder 

einer Pelletheizung an. Durch den Einsatz von Hackschnitzeln oder Pellets können der fossile 

Energieverbrauch verringert und die CO2-Emissionen gesenkt werden. Der Sanierungsbedarf im IG 

Nord ist jedoch relativ gering: Entsprechend ist die Erneuerung der Heizungsanlagen langfristig zu 

sehen.

Ökostrom: Die Betriebe haben die Möglichkeit zu einem Ökostromanbieter zu wechseln, entweder 

im Alleingang oder im Rahmen einer Stromeinkaufsgemeinschaft.

Die Unternehmer können ihre Dächer zur Erzeugung von Solarstrom nutzen. Werden 80% des 

theoretisch ermittelten Photovoltaikpotenzials genutzt, können 2.137 MWh Strom und 957 t CO2 

eingespart werden.

Das konkrete Solarenergiepotenzial muss für jedes Unternehmen individuell geprüft werden. Bei 

positiver Eignung können die Photovoltaikmodule im Rahmen einer Einkaufgemeinschaft erworben 

werden. Günstige Kredite gibt es bei der KfW-Bank.

Solarthermie: Durch den Einsatz von Solarthermieanlagen kann der Bedarf an fossilen Brennstoffen 

reduziert werden. Die Installation von Solarthermieanlagen bietet sich insbesondere zur 

Brauchwassererwärmung, zur Heizungsunterstützung (kleine Bürogebäude) oder zur Kälteerzeugung 

an (in Kombination mit einer Adsorptionskältemaschine). Zuschüsse gibt es beim Bundesamt für 

Ausfuhrkontrolle (Bafa).

Die Errichtung eines Unternehmer-Windparks am Standort Kollweiler ist möglich.

3. Weitere Maßnahmen

1. Photovoltaik

vgl. Projektskizze: Photovoltaik-Park IG Nord, Kaiserslautern

2. Windenergie

Zur Realisierung des Potenzial müssen Gespräche mit Windanlagenbetreibern sowie mit den 

Eigentümern der Fläche aufgenommen werden. Ebenso muss das Interesse bei den Unternehmern 

abgefragt werden. 

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Ziel: Einsparung fossiler Energie und CO2-Emissionen durch den Einsatz 

erneuerbarer Energien

II. Handlungsschwerpunkt: Einsatz erneuerbarer Energien
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5. Kombination

Die genannten Techniken sind mit einander kombinierbar. Das Trinkwassereinsparpotenzial erhöht sich 

dadurch entsprechend. Ebenso steigen aber auch die Investitionskosten für Anlagen und Leitungen. Vor 

allem in Betrieben mit hohem Wasserbedarf - sowohl in Produktions- bzw. Betriebsprozessen sowie im 

Sanitärbereich sollten Maßnahmen aufeinander abgestimmt geprüft werden.

Grauwassernutzung lohnt sich insbesondere für Betriebe mit hohem Duschwasseraufkommen und 

hohem Sanitärwasserbedarf. Gegebenenfalls lohnt sich auch die Kombination mit einer 

Wärmerückgewinnungsanlage.

3. Einsatz von Vakuumsanitärtechnik

4. Grauwassernutzung

Die bauliche Voraussetzung vor Ort könnte im Rahmen eines Ökoprofits geprüft werden.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Durch die Verwendung von Regenwasser im Sanitärbereich können jährlich ca. 6.188 m³ 

Trinkwasser eingespart werden. Die Ersparnis durch geringeren Trinkwasserverbrauch sowie durch 

die verminderte Niederschlagswassergebühr beträgt 48.419 €/a. Die Technik eignet sich 

grundsätzlich für alle Branchen.

Die bauliche Voraussetzung vor Ort und das Einsparpotenzial könnten im Rahmen eines Ökoprofits 

geprüft werden.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Durch den Einsatz von Vakuumsanitärtechnik können 4.950 m³ Trinkwaser eingespart werden. Die 

Kostenersparnis liegt bei 14.603 €/a basierend auf dem verringerten Trinkwasserverbrauch und dem 

geringeren Abwasseraufkommen. Die Technik eignet sich grundsätzlich für alle Branchen.

Die bauliche Voraussetzung vor Ort ist in jedem Unternehmen individuell zu prüfen.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Bei Bürogebäuden kann das Regenwasser zur Klimatisierung (wärmetauscherbasierte Kühlung) 

eingesetzt werden. 

Das Regenwasser kann branchenunabhängig von allen Betrieben zur Bewässerung von Grünanlagen 

genutzt werden.

Ebenso kann das Regenwasser zu Reinigungszwecken, z. B. zur Fahrzeugwäsche (Spedition) und 

zur Gebäudereinigung eingesetzt werden.

2. Regenwassernutzung im Sanitärbereich

1. Regenwassernutzung auf Parkebene

Insgesamt stehen mehr als 48.827 m³/a Regenwasser für die betriebliche Nutzung zur Verfügung. Bei 

vollständiger Nutzung des Potenzials könnten bis zu 108.967 €/a eingespart werden.

Der Einsatz von Regenwasser als Waschwasser (Wäscherei) ist hygienisch unbedenklich und sollte 

daher angestrebt werden. 

III. Handlungsschwerpunkt: Nachhaltiges Wassermanagement

Ziel: Schonung der Trinkwasserressourcen und Kostenersparnisse für die 

Unternehmen
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•

• Ausbau der vorhanden Homepage (Präsentation des Gewerbegebiets)

• Veröffentlichung nachhaltiger Projekte im Gewerbegebiet auf der Homepage

•

• Aktualisierung der Gewerbedatenbank (siehe Daten und Wissensmanagement)

• Organisation und Durchführung von Veranstaltungen (Projekttreffen, Weiterbildungangebote etc.)

•

•

•

•

•

•

•

1. Netzwerkstärkung und -ausbau

IV. Organisation und Management

Ziel: Optimierung des einzel- und zwischenbetrieblichen Stoffstrommanagements 

mit entsprechender Kostenersparnis und Vermeidung von Emissionen

3. Daten- und Wissensmanagement

Die Verbesserung der Datenlage bzgl. der örtlichen Stoff- und Energieströme ist insbesondere für die 

Identifikation wieterer Maßnahmen als auch vor dem Hintergrund eines zukünftigen Monitorings von zentraler 

Bedeutung.

Auch im IG Nord bedarf es zur Optimierung der vohandenen Stoff- und Energieströme einer zentralen 

Koordinungsstelle. Aufgrund der geringen Größe des Gewerbegebiets könnte die Managementfunktion durch 

die Wirtschaftsförderungsgesellschaft wahrgenommen werden. Dies bietet zudem die Vorteile, dass hier auf 

bereits vorhandene Netzwerke, Infrastrukturen sowie auf vorhandene Daten (Gewebekataster) und eine 

bestehende Homepage aufgebaut werden kann. Außerdem ist die notwendige Vertrauensbasis zwischen 

Wirtschaftsförderung und Unternehmen gegeben. Neben ihrer bisherigen Vermittlerfunktion könnte die 

Wirtschaftsförderung insbesondere folgende Aufgaben wahrnehmen:

Initiierung und Koordinierung von SSM-Projekten

Verweise auf Förderprogramme, Studien und Demonstrationsprojekte außerhalb des 

Gewerbegebiets auf der Homepage

Die Unternehmen haben die Möglichkeit nach dem Vorbild der Bottroper Gewerbebetriebe eine 

Stromeinkaufsgemeinschaft zu gründen.

Zur Gewährleistung optimierter SSM-Projekte bedarf es der Umsetzung innovativer Geschäfts- und 

Finanzierungsmodelle. U.a. können diese nachfolgende Aspekte behandeln:

Fortbildungsveranstaltungen und Beratungsangebote sollten themenspezifisch oder / und 

branchenspezigisch (z.B. von der EOR) im Gewerbegebiet angeboten werden, um die ansässigen 

Betriebe zu sensibilisieren und die weitere Vernetzung der Unternehmen - auch zugunsten eines 

optimierten SSM - zu unterstützen.

Das Gewerbekataster der Wirtschaftsförderungsgesellschaft sollte aktualisiert werden. Dies gilt 

insbesondere für die Überprüfung der ansässigen Unternehmen, deren Tätigkeitsbereich sowie der 

Mitarbeiterzahlen.

Daten zu den erneuerbaren Energien vor Ort können gegebenenfalls mit Unterstützung des 

Bundesamtes für Ausfuhrkontrolle (Bafa) und der unteren Wasserbehörde (Wärmepumpen) ermittelt 

werden.

Vereinzelt müssen für eine möglichst umfassende Abbildung aktueller Energiebedarfe auch 

unternehmensspezifische Daten ermittelt werden, dies gilt insbesondere für den Heizölverbrauch.

4. Qualifizierung und Sensibilisierung

Die Anschaffung neuer Energieanlagen (z.B. BHKW) können durch ein Contracting finanziert 

werden. Es bietet den Vorteil, dass die hohen Investitionskosten sowie in der Regel auch die 

Wartung der Anlagen vom Contractor übernommen werden. Der Contractingnehmer (Unternehmer) 

zahlt lediglich eine monatliche Contractingrate an den Contractor.

2. Innovative Geschäfts- und Finanzierungsmodelle

In Zusammenarbeit mit der TWK und der Gasanstalt sollte die Gesamtbilanz (vgl. Sankey-

Diagramm) jährlich fortgeschreiben werden, um so eventuelle Erfolge darstellen zu können. Das 

Monitoring könnte in die Maßnahmen der Stadt zum Klimaschutzmanagement integriert werden.
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1.5.3.2 Projektskizzen 

Für das IG Nord wurden folgende Projektskizzen formuliert 

Á Zentrale Wärmeversorgung im IG Nord 

Á Einzelbetriebliche Wärmeversorgung im IG Nord 

Á Photovoltaik-Park IG Nord 

 

ÜBERBETRIEBLICHE WÄRMEVERSORGUNG IM IG NORD, KAISERSLAUTERN 

Ziel ist es, die Energieeffizienz vor Ort durch die gleichzeitige Produktion von Strom und Wärme durch den 
Einsatz eines Blockheizkraftwerks (BHKW) zu steigern und so den Wärme- und Kältebedarf von drei 
Unternehmen zu decken.  

Kurzbeschreibung 

Der Einsatz der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ermöglicht die gleichzeitige Generierung von Strom und 
Wärme. Hierdurch ist eine Steigerung des Wirkungsgrades um bis zu 50 % möglich, wodurch Ressourcen 
geschont und CO2-Emissionen reduziert werden. Die nachfolgende Tabelle stellt den Energiebedarf von drei 
untersuchten Unternehmen im IG Nord dar, in denen der Wärme-, Kälte-, Dampf- und Strombedarf aus 
einem BHKW gedeckt werden könnte. 

Tabelle 51: Energiebedarf der drei untersuchten Unternehmen 

Unternehmen Strombedarf Gasbedarf Nutzenergie

A 591,00 MWh 3.385,00 MWh Wärme, Kälte, Dampf

B 11.000,00 MWh 150,00 MWh Wärme, Kälte

C 904,00 MWh 1.051,00 MWh Wärme, Kälte

Summe 12.495,00 MWh 4.586,00 MWh -  

Quelle: Unternehmerbefragung, IfaS 

Durch den Einsatz eines zentralen BHKW für die drei Unternehmen könnten folgende Deckungsraten der 
Energiebedarfe erzielt werden. Dabei handelt es sich um rein theoretische Berechnungen auf Basis des 
angegebenen Energiebedarfs. Lastgänge fanden keine Berücksichtigung, da hierzu keine detaillierten Daten 
zur Verfügung standen. 

Tabelle 52: Deckungsraten des Energiebedarfs durch KWK 

Alternative 1

Gas-BHKW

Alternative 2

Biogas-BHKW

thermisch Leistung 943 kW 1.127 kW

elektrische Leistung 850 kW 1.131 kW

Deckungsrate Strom 56% 74%

Deckungsrate Wärme 100% 100%  

Quelle: Berechnung IfaS 

Es wird angenommen, dass die bei der Stromproduktion entstehende Wärme zum Antrieb einer 
Absorptionskälteanlage genutzt wird, mit der über einen Pufferspeicher ein Kältenetz (5°C Vorlauf) betrieben 
wird. Sollten die Unternehmen tiefere Temperaturen benötigen, könnten an den einzelnen Standorten noch 
Kompressionskälteanlagen nachgeschaltet werden. 

CO2-Einsparung 

Unter Berücksichtigung theoretisch nutzbarer Energieträger (Erdgas und Biogas), ergeben sich durch den 

Einsatz eines zentralen BHKW nachfolgende CO2-Einsparpotenziale: 

Á CO2-Minderungspotenziale durch Alternative 1 (Gas): ca. 5.800 t / a 

Á CO2-Minderungspotenziale durch Alternative 2 (Biogas): ca. 7.200 t / a 

Wirtschaftlichkeit und regionale Wertschöpfung 
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Zur detaillierten Wirtschaftlichkeitsbetrachtung müssen die verschiedenen Lastgänge (Wärme-, Kälte- und 
Dampfbedarf) überprüft werden. Des Weiteren sind neben den Kosten für die Anlagentechnologie, weitere 
Kosten für die Übergabestationen der Wärme- und Kälte sowie für ca. 400 m Dampfleitung, etwa 800 m 
Wärmeleitung und ca. 800 m Kaltwasserleitung sowie für die Planung und Installation anfallende Kosten zu 
konkretisieren.  

Eine zentrale Energieversorgung durch den Einsatz eines BHKW lässt insbesondere bei der Nutzung von 
Biogas eine zusätzliche Wertschöpfung entstehen. Sollte das Biogas aus der Region bezogen werden, 
verbleiben die dafür aufgebrachten Geldmittel beim Hersteller. Durch die Wartung des BHKW werden 
Aufträge an regional ansässige Handwerkunternehmen vergeben.   

Mögliche Risiken, Hemmnisse und Synergien 

+     CO2–Emissionen werden durch die Umstellung stark reduziert. 

+     Die durch Einsparung frei werdenden finanziellen Mittel können für andere Zwecke genutzt werden. 

+     Verwendung der bei der Stromproduktion als Abfallprodukt anfallenden Wärme in  

       Absorptionskälte- und Dampferzeugungsanlagen.  

-     Genehmigungen für Fernwärme-/ Kälte- und Dampfleitungen sind erforderlich. 

-      Hemmnisse zur Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen, wobei die Abhängigkeit zwischen   

       Unternehmen über einen Contractor abgesichert werden könnte. 

-      Hemmnisse zur Investition und zum Umbau des Energieversorgungssystems. 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

1.     Detaillierte technische und wirtschaftliche Überprüfung (z.B. Machbarkeitsstudie). 

2.     Analyse von weiteren Synergieeffekten (Biogaslieferanten, Biomassepotenziale, Bau einer Biogas- 

        anlage). 

3.     Ermittlung des Interesses der betroffenen Unternehmen, Führung von Informationsgesprächen. 

4.     Ermittlung und Festlegung eines geeigneten Standorts. 

5.     Kontaktaufnahmen zu Fachplanern und/ oder Betreibern (z.B. Contractor) und Einholung und Über- 

        Prüfung von Angeboten). 
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EINZELBETRIEBLICHE WÄRMEVERSORGUNG IM IG NORD, KAISERSLAUTERN 

Ziel ist es, die Energieeffizienz vor Ort durch die gleichzeitige Produktion von Strom und Wärme durch den 
Einsatz eines Blockheizkraftwerks (BHKW) zu steigern und so den Wärme- und Kältebedarf von drei 
Unternehmen zu decken.  

Kurzbeschreibung 

Der Einsatz der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ermöglicht die gleichzeitige Generierung von Strom und 
Wärme. Hierdurch ist eine Steigerung des Wirkungsgrades um bis zu 50 % möglich, wodurch Ressourcen 
geschont und CO2-Emissionen reduziert werden. Die nachfolgende Tabelle stellt den Energiebedarf von drei 
untersuchten Unternehmen im IG Nord dar, in denen der Wärme-, Kälte-, Dampf- und Strombedarf aus 
einem BHKW gedeckt werden könnte, da hierzu keine detaillierten Daten zur Verfügung standen. 

Tabelle 53: Energiebedarf der drei untersuchten Unternehmen 

Unternehmen Strombedarf Gasbedarf Nutzenergie

A 591,00 MWh 3.385,00 MWh Wärme, Kälte, Dampf

B 11.000,00 MWh 150,00 MWh Wärme, Kälte

C 904,00 MWh 1.051,00 MWh Wärme, Kälte

Summe 12.495,00 MWh 4.586,00 MWh -  

Quelle: Unternehmerbefragung, IfaS 

Durch den Einsatz eines BHKW in jedem der drei Unternehmen könnten folgende Deckungsraten der 
Energiebedarfe erzielt werden. Dabei handelt es sich um rein theoretische Berechnungen auf Basis des 
angegebenen Energiebedarfs. Lastgänge fanden keine Berücksichtigung. 

Tabelle 54: Deckungsraten des Energiebedarfs durch KWK 

Unternehmen A Unternehmen B Unternehmen C

thermisch Leistung 358 kW 358 kW 200 kW

elektrische Leistung 330 kW 330 kW 181 kW

Deckungsrate Strom 100% 25% 100%

Deckungsrate Wärme 100% 100% 100%  

Quelle: Berechnung IfaS 

Durch den Einsatz von Absorptionskälteanlagen (bei Kältebedarf) sowie Abhitze-Dampferzeuger (bei 
Dampfbedarf) kann die ohnehin bei der Stromproduktion des BHKW erzeugte Abwärme zum Betrieb der 
Anlagen herangezogen werden, was den Strombedarf für die vorhandenen Kompressionskälteanlagen 
reduziert. 

CO2-Einsparung 

Die auf Basis der Berechnungen möglichen Minderungspotenziale durch den Einsatz dezentraler BHKW 
stellen sich wie folgt dar: 

Á CO2-Minderungspotenziale im Unternehmen A: ca. 1.300 t / a 

Á CO2-Minderungspotenziale im Unternehmen B: ca. 2.100 t / a 

Á CO2-Minderungspotenziale im Unternehmen C: ca. 1.400 t / a 

Wirtschaftlichkeit und regionale Wertschöpfung 

Zur detaillierten Wirtschaftlichkeitsbetrachtung müssen die verschiedenen Lastgänge (Wärme-, Kälte- und 
Dampfbedarf) überprüft sowie entsprechend einer konkretisierten Umsetzungsplanung Investitionskosten für 
das BHKW (inklusive der benötigten Peripherie), die Kosten der Absorptionskälteanlage (inklusive der 
benötigten Peripherie) sowie die Kosten des Abhitzekessels zur Dampfproduktion für die 
Lastgangabhängige, spezifischen Leistungen ermittelt werden. Zusätzlich müssen noch Installations- und 
Planungskosten mit berücksichtigt werden. 

Eine dezentrale Energieversorgung durch den Einsatz eines BHKW lässt insbesondere bei der Nutzung von 
Biogas eine zusätzliche Wertschöpfung entstehen. Sollte das Biogas aus der Region bezogen werden, 
verbleiben die dafür aufgebrachten Geldmittel beim Hersteller. Durch die Wartung des BHKW werden 
Aufträge an regional ansässige Handwerkunternehmen vergeben. 
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Mögliche Risiken, Hemmnisse und Synergien 

+     CO2–Emissionen werden durch die Umstellung stark reduziert. 

+     Die durch Einsparung frei werdenden finanziellen Mittel können für andere Zwecke genutzt werden. 

+     Verwendung der bei der Stromproduktion als Abfallprodukt anfallenden Wärme in  

       Absorptionskälte- und Dampferzeugungsanlagen.  

-      Genehmigungen für Fernwärme-/ Kälte und Dampfleitungen sind erforderlich. 

-      Hemmnisse zur Investition und zum Umbau des Energieversorgungssystems. 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

1.    Detaillierte technische und wirtschaftliche Überprüfung (z.B. Machbarkeitsstudie). 

2.    Analyse von weiteren Synergieeffekten (Biogaslieferanten, Biomassepotenziale, Bau einer Biogas- 

       anlage). 

3.    Ermittlung des Interesses der betroffenen Unternehmen, Führung von Informationsgesprächen. 

4.    Ermittlung und Festlegung geeigneter Standorte. 

5.    Kontaktaufnahmen zu Fachplanern und/ oder Betreibern (z.B. Contractor) und Einholung und Über- 

       prüfung von Angeboten. 
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PHOTOVOLTAIK-PARK IG NORD, KAISERSLAUTERN 

Zielsetzung des Vorhabens sind die Planung, Umsetzung und der Betrieb verschiedener Photovoltaik-
Anlagen gemäß den Potenzialen, die durch die im Rahmen des Teilprojekts „Stoffstrommanagement“ 
durchgeführte Solarkartierung erhoben wurden. 

Kurzbeschreibung 

Der Gewerbepark Kaiserslautern verfügt über größtenteils nicht genutzte Dachflächen, welche im Zuge einer 
Photovoltaik-Initiative mit Modulen zur Gewinnung von CO2-neutralem Solarstrom bestückt werden können. 
Das theoretisch ermittelte Potenzial auf den Dächern im Gewerbegebiet beläuft sich auf insgesamt 2.968 
kWp und teilt sich nach der Dachart wie im Folgenden dargestellt auf: 

Tabelle 55: Solarenergiepotenzial im Industriegebiet Nord 

Anzahl

Nettodachfläche 

in m² kWp MWh/a

CO2-Einsparung 

in t/a

Flachdach 36 22.680 2.722 2.450 1.098

Schrägdach 7 3.400 231 208 93

Tonnendach 1 184 15 14 6

Summe 44 26.264 2.968 2.671 1.197  

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Zur Ermittlung der Wirtschaftlichkeit und des CO2-Einspar-Potenzials wurde ein für Kaiserslautern 
resultierender Einstrahlungswert von  900 kWh/(kWp*a) herangezogen

1
. Demzufolge ist unter Ausnutzung 

des gesamten, hier theoretisch ermittelten Dachflächenpotenzials zur Installation von PV-Anlagen eine 
jährliche Stromgenerierung aus Solarstrahlung in Höhe von rund 2.671 MWh möglich. Bezogen auf den 
jährlichen Strombedarf im Gewerbegebiet in Höhe von ca. 20.315 MWh könnten demzufolge rund 13 % 
CO2-neutral durch Solarstrom gedeckt werden.  

Da im Rahmen des Projekts keine Überprüfung technisch-statischer Details möglich war, ist zu 
berücksichtigen, dass ggf. nur eine Teilnutzung des Dachflächenpotenzials realisiert werden kann. Im 
Folgenden ist deshalb zusätzlich das energetische Potenzial bei einer teilweisen Realisierung des 
ermittelten Dachflächenpotenzials dargestellt. 

Á Strombedarfsdeckung bei 40 % Dachflächennutzung: ca. 1.068 MWh/a = ca. 5 % 

Á Strombedarfsdeckung bei 60 % Dachflächennutzung: ca. 1.603 MWh/a = ca. 8 % 

Á Strombedarfsdeckung bei 80 % Dachflächennutzung: ca. 2.137 MWh/a = ca. 11 % 

Eine solare Einkaufsgemeinschaft mit dem Ziel der gemeinsamen Beschaffung von Photovoltaik-Anlagen 
würde bei der Beschaffung und Umsetzung zu verbesserten Konditionen führen – Nutzung von 
Preisnachlässen aufgrund von größeren Bestellmengen. Bereits bestehende Strukturen der Solarstadt 
Kaiserslautern sollten hierbei unterstützend genutzt werden (bspw. bestehende Netzwerke aus der 
Solarbranche, WVE GmbH). 

CO2-Einsparung 

Unter Berücksichtigung einer entsprechend unterschiedlichen Dachflächennutzung ergeben sich 

nachfolgende CO2-Einsparpotenziale: 

Á Bei 40 % Dachflächennutzung: ca. 479 t CO2/Jahr 

Á Bei 60 % Dachflächennutzung: ca. 718 t CO2/Jahr 

Á Bei 80 % Dachflächennutzung: ca. 957 t CO2/Jahr 

Á Bei 100 % Dachflächennutzung: ca. 1.197 t CO2/Jahr 

Wirtschaftlichkeit und Regionale Wertschöpfung 

Da die Einspeisung von Solarstrom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz vergütet wird und die KfW-
Bank günstige Kreditkonditionen bietet, ist die Installation von Photovoltaikanlagen auch bei geringem 
Eigenkapital ein wirtschaftlich interessantes Geschäft. 

Im der folgenden Tabelle sind beispielhaft die Investitionskosten und die Eigenkapitalrendite einer 
durchschnittlichen Anlage im IG Nord dargestellt. Da im Falle von Sammelbestellungen größere 
Preisnachlässe erzielt werden können, wurden hinsichtlich der Investitionskosten drei Szenarien gebildet 
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Tabelle 56: Eigenkapitalrendite einer durchschnittlichen Anlage im IG Nord 

Spez. Kosten 2.800 €/kWp 3.000 €/kWp 3.200 €/kWp

Gesamtinvest 187.600 € 201.000 € 214.400 €

Eigenkapital 42.746 € 54.465 € 66.198 €

Eigenkapitalrendite 9,84% 6,99% 5,14%

Kaiserslautern, 67 kWp

 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Darüber hinaus profitiert das örtliche Handwerk von den Baumaßnahmen und Wartungsarbeiten. 

Eine Erläuterung zu den der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zugrunde liegenden Annahmen befindet sich im 
Anhang 12. 

Mögliche Risiken, Hemmnisse und Synergien 

+    Investitionsinteresse einzelner Unternehmen. 

+    Nutzung von Preisnachlässen durch gemeinsame Beschaffung der Photovoltaikanlagen. 

-     Relativ hohes Investitionsvolumen für Bereiche außerhalb des üblichen Kerngeschäfts. 

-     Ggf. Minderung des Potenzials durch statisch bedingte Restriktionen. 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

1.    Ermittlung des Investitionsinteresses der einzelnen Unternehmen. 

2.    Detaillierte Untersuchung lokaler Voraussetzungen für die Installation von Photovoltaik-Anlagen (genaue  

 Dachflächengröße, Statik, Verschattung etc.),  z.B. im Rahmen einer Machbarkeitsstudie. 

3.    Ausnutzung der bestehenden Kooperationsstrukturen (Solarstadt Kaiserslautern), um einen gemein- 

       schaftlichen Einkauf von Photovoltaik-Anlagen voranzutreiben (Einkaufsgemeinschaft).  

4.    Kontaktaufnahme mit Planungs-, Bau- und Betreiberinstitution, um detaillierte Photovoltaik-Anlagen zu  

       planen und in der Folge umzusetzen. 

5.    Einholung und Prüfung von konkreten Angeboten und Beauftragung der Umsetzung. 

 

 

 

1.5.4 Ergebnisse Bremen 

1.5.4.1 Handlungsschwerpunkte 

Für den Technologiepark Bremen lassen sich folgende Handlungsschwerpunkte ableiten: 
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•

•

•

•

Zunächst ist eine Bestandsaufnahme aller Gebäude durchzuführen und der bestehende Energiebedarf 

der einzelnen Gebäude zu ermitteln. Bereits vorliegende Erkenntnisse und Daten (z.B. 

Thermografieaufnahmen) sollten dabei berücksichtigt werden. Studentische Arbeitsgruppen sollten 

soweit möglich an der Bestandsaufnahme und der Sanierungsplanung beteiligt werden. Die Ergebnisse 

sollten in Energiepässen für die einzelnen Gebäude münden.

Aufgrund der Vielzahl der Gebäude und der Komplexität der Maßnahmen muss die Umsetzung 

schrittweie erfolgen. Eine Sanierung aller Gebäude ist nur langfristig zu realisieren.

Um Ressourcen zu schonen und die Kosten für den Fernwärmebezug der Universität zu senken, sollten 

insbesondere die älteren Gebäude der Universität modernisiert werden. Modellprojekte haben gezeigt, 

dass durch die energetische Sanierung bestehender Bürogebäude ein Niedrigenergiestandard oder gar 

Passivstandard erreicht werden kann. 

1. Energetische Gebäudemodernisierung

I. Handlungsschwerpunkt: Energieeffizienz

Ziel: Reduktion des Energiebedarfs (Strom und Wärme) sowie Kostenersparnisse

Basierend auf der Annahme, dass die Beleuchtung einen Anteil von rund 35% am Stromverbrauch 

besitzt, werden an der Universität ca. 14.000 MWh pro Jahr für die Leuchtmittel benötigt. Dieser Bedarf 

könnte durch eine Modernisierung der Beleuchtungsanlagen um bis zu 75% gesenkt werden.

Beleuchtung

vgl. Projektskizze: Beleuchtungscontracting Universität Bremen

Da der Stromverbrauch einzelner Gebäude nur bedingt bekannt ist, sollte die Universität ein zentrales 

computergestütztes Gebäude- und Energiemanagementsystem einführen. Dieses ermöglich ihr, den 

Energieverbrauch der Gebäude lanfgristig zu verfolgen und Handlungsschwerpunkte zu identifizieren.

Effiziente IT / EDV

Auch im Bereich der EDV bestehen hohe Einsparpotenziale im dienstleistungsorientierten 

Technologiepark. Die Einsparpotenziale lassen sich insbesondere durch Nutzersensibilisierung und den 

Einsatz energieeffizienter Geräte aktivieren.

Um den Einkauf energieeffizienter Geräte zu gewährleisten, kann die Universität eine 

Beschaffungsrichtlinie erlassen.

2. Einsatz effizienter Technologien

3. Sonstige Maßnahmen

Effiziente Klimatisierung/ Lüftung

An der Universität könnte die Systemanalyse gemeinsam mit studentischen Arbeitsgruppen 

durchgeführt werden (Fachbereich Physik / Elektrotechnik und / oder Fachbereich Produktionstechnik -

Maschinenbau & Verfahrenstechnik).

Aufgrund der Vielzahl der Gebäude, ist die Optimierung aller Lüftungsanlagen eher mittel- bis langfristig 

zu realisieren.

Der Austausch veralteter Leuchtmittel könnte im Rahmen eines Contractings realisiert werden.

Die Optimierung der Lüftungsanlagen bietet sich sowohl für die Universität als auch für umliegende 

Betriebe an. Durch eine Optimierung und des Systems sind 20 bis 40% an Effizienzsteigerungen 

möglich.

Wird ein professioneller Contractor hinzugenommen, kann die Maßnahme kurz- mittelfristig umgesetzt 

werden.

Begleitend zu allen Maßnahmen ist eine Sensibilisierung hinsichtlich des Umgangs mit Ressourcen und 

Energie durch ständige aktive Information und Motivation der Mitarbeiter sinnvoll. Hierbei ist auf 

einfache Maßnahmen wie das Ausschalten von elektronischen Geräten während Pausen hinzuweisen.

Die Maßnahmen sind kostengünstig kurz- bis mittelfristig umsetzbar.

Weitere Maßnahmen zur Effizienzsteigerung

Energieeffiziente Kälteerzeugung: Die Universität verfügt über eine  Kältemaschine, die im Sommer für 

die Klimatisierung der Büroräume dient. Durch die Kombination mit einer Solarthermieanlage kann der 

für die Kälteerzeugung benötigte Fernwärmebedarf reduziert werden. Eine Förderung durch die Bafa ist 

zu prüfen.

Sowohl an der Universität als auch bei den ansässigen Unternehmen ist der Austausch veralteter 

Pumpen durch EC-Hocheffizienzpumpen möglich. Durch einen wesentlich höheren Wirkungsgrad der 

modernen Pumpen und eine Optimierung und Regelung des Pumpenbetriebs lassen sich 

Effizienzsteigerungsraten von bis zu 80% erschließen. Bei den Unternehmen ist eine Förderung des 

Pumpenaustauschs durch die KfW-Bank möglich.

Eine Effizienzsteigerung kann auch im Bereich Mobilität im Parkeigenen Fuhrpark (insb. Fuhrpark bzw. 

Mobiles Angebot der Universität Bremen) erreicht werden. U.a. kann hier ein Ausbau der 

Elektromobilität innovative Impulse geben (vgl. Projektskizze: Photovoltaik-Konzept Technologiepark 

Bremen)
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Ziel: Einsparung fossiler Energie und CO2-Emissionen durch den Einsatz 

erneuerbarer Energien

II. Handlungsschwerpunkt: Einsatz erneuerbarer Energien

1. Photovoltaik

(vgl. Projektskizze: Photovoltaik-Konzept Technologiepark Bremen)

2. Windenergie

Die Unternehmer können ihre Dächer zur Erzeugung von Solarstrom nutzen. Werden 80% des 

theoretisch ermittelten Photovoltaikpotenzials genutzt, können 5.166 MWh Strom und 4.422 t CO2 

eingespart werden.

Das konkrete Solarenergiepotenzial muss für jedes Gebäude individuell geprüft werden. Eine 

kostenlose Solarberatung bieten die swb AG und der BUND Bremen an. Bei positiver Eignung 

können insbesondere die großen Dachflächen im Rahmen der Solardachbörse Nordwest vermarktet 

werden. Gegebenfalls ist auch eine Bündelung aller universitären Dachflächen möglich.

Die Maßnahme kann kurz- mittelfristig realisiert werden.

Eine Beteiligung an dem geplanten Bürgerwindpark in Bremerhaven ist möglich. Ob die Windanlage 

zu Forschungszwecken genutzt werden kann, ist zu prüfen.

Zur Realisierung des Potenzial müssen Gespräche mit Windanlagenbetreibern aufgenommen 

werden.

Der Bürgerwindpark soll zeitnah umgesetzt werden. Die Planungen hierzu stehen bereits.

Durch den Einsatz von Solarthermieanlagen kann der Bedarf an fossilen Brennstoffen reduziert 

werden. Die Installation von Solarthermieanlagen bietet sich insbesondere zur 

Duschwassererwärmung bzw. auch das Universitätsschwimmbad sowie zur Heizungsunterstützung 

(kleine Bürogebäude) oder zur Kälteerzeugung an (in Kombination mit einer 

Adsorptionskältemaschine).

Die energetische Nutzung von Biomasse im Technologiepark ist aufgrund des bestehenden 

Fernwärmeanschlusses nicht relevant. Ggf. könnte hier jedoch eine energetische Verwertung 

außerhalb des Technologieparks (Region) geprüft werden (sofern noch nicht realisiert).

3. Weitere Maßnahmen
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Wann

Wer / 
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Wie
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Wer / 

Was

Wie
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5. Kombination

Die genannten Techniken sind mit einander kombinierbar. Das Trinkwassereinsparpotenzial erhöht sich 

dadurch entsprechend. Ebenso steigen aber auch die Investitionskosten für Anlagen und Leitungen.

2. Regenwassernutzung im Sanitärbereich

(vgl. Projektskizze: Nachhaltiges Wassermanagement an der Universität Bremen)

3. Einsatz von Vakuumsanitärtechnik

(vgl. Projektskizze: Nachhaltiges Wassermanagement an der Universität Bremen)

4. Grauwassernutzung

(vgl. Projektskizze: Nachhaltiges Wassermanagement an der Universität Bremen)

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Das Regenwasser kann von der Universität und von den Betrieben zur Bewässerung von 

Grünanlagen genutzt werden.

1. Regenwassernutzung auf Parkebene

(vgl. Projektskizze: Nachhaltiges Wassermanagement an der Universität Bremen)

Insgesamt stehen mehr als 156.829 m³/a Regenwasser für die betriebliche Nutzung zur Verfügung. Bei 

vollständiger Nutzung des Potenzials könnten bis zu 487.888 €/a eingespart werden.

Regenwasser kann in der Universität und bei den ansässigen Unternehmen zur Gebäudereinigung 

eingesetzt werden.

III. Handlungsschwerpunkt: Nachhaltiges Wassermanagement

Ebenso könnte die Universität Regenwasser zur Gebäudeklimatisierung verwenden. Ingesamt 

können so 60.000 m³/a eingespart werden. Die Kostenersparnis liegt bei 118.800 €/a (Einsparung 

Trinkwasserkosten).

Ziel: Schonung der Trinkwasserressourcen und Kostenersparnisse für die 

Unternehmen

Die bauliche Voraussetzung vor Ort und das Einsparpotenzial müssen individuell für jedes Gebäude 

geprüft werden.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Grauwassernutzung lohnt sich insbesondere im Bereich des Universitätschwimmbad und der 

Sporthalle (hohes Duschwasseraufkommen).

Die bauliche Voraussetzung vor Ort und das Einsparpotenzial müssen geprüft werden.

Durch die Verwendung von Regenwasser im Sanitärbereich können im Technologiepark jährlich ca. 

68.625 m³ Trinkwasser eingespart werden. Die Ersparnis durch geringeren Trinkwasserverbrauch 

sowie durch die verminderte Niederschlagswassergebühr beträgt 313.244 €/a.

Die bauliche Voraussetzung vor Ort und das Einsparpotenzial müssen individuell für jedes Gebäude 

geprüft werden.

Die Umsetzung ist kurz-mittelfristig möglich.

Durch den Einsatz von Vakuumsanitärtechnik können 54.900 m³ Trinkwaser eingespart werden. Die 

Kostenersparnis liegt im bei 266.265 €/a
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Vermietung von Dachflächen über die Solardachbörse NordWest

Der Austausch alter Leuchtmittel kann durch ein Contracting finanziert werden. Es bietet den 

Vorteil, dass die hohen Investitionskosten sowie in der Regel auch die Wartung der Anlagen vom 

Contractor übernommen werden. Der Contractingnehmer (Unternehmer) zahlt lediglich eine 

monatliche Contractingrate an den Contractor (vgl. Projektskizze Beleuchtungscontracting 

Universität Bremen).

Zur Gewährleistung optimierter SSM-Projekte bedarf es der Umsetzung innovativer Geschäfts- und 

Finanzierungsmodelle. U.a. können diese nachfolgende Aspekte behandeln:

Das Gewerbekataster kann in Zusammenarbeit mit der Stadt aktualisiert werden. Dies gilt 

insbesondere für die Überprüfung der ansässigen Unternehmen, deren Tätigkeitsbereich sowie der 

Mitarbeiterzahlen.

Daten zu den erneuerbaren Energien vor Ort können gegebenenfalls mit Unterstützung des 

Bundesamt für Ausfuhrkontrolle (Bafa) und der unteren Wasserbehörde (Wärmepumpen) ermittelt 

werden.

4. Qualifizierung und Sensibilisierung

3. Daten- und Wissensmanagement

Die Verbesserung der Datenlage bzgl. der örtlichen Stoff- und Energieströme ist insbesondere für die 

Identifikation weiterer Maßnahmen als auch vor dem Hintergrund eines zukünftigen Monitorings von zentraler 

Bedeutung.

In Zusammenarbeit mit dem Versorger (swb AG) sollte geprüft werden, wie die unzureichende 

Datenlage beim Stromverbrauch langfristig verbessert werden kann. In diesem Zusammenhang sollte 

auch der im Gebiet eingespeiste Strom aus erneuerbaren Energien berücksichtigt werden.

Einrichtung einer eigenen Präsentation des Zero-Emission-Konzepts auf der Homepage der 

Interessengemeinschaft.

Verweise auf Förderprogramme, Studien und Demonstrationsprojekte außerhalb des 

Gewerbegebiets auf der Homepage der Interessengemeinschaft.

2. Innovative Geschäfts- und Finanzierungsmodelle

IV. Organisation und Management

Fortschreibung und Aktualisierung der Gewerbedatenbank (siehe Daten und Wissensmanagement).

Organisation und Durchführung von Veranstaltungen (Projekttreffen, Weiterbildungangebote etc.).

Veröffentlichung nachhaltige Projekte im Gewerbegebiet auf dieser Homepage.

Ziel: Optimierung des Stoffstrommanagements mit entsprechender 

Kostenersparnis und Vermeidung von Emissionen

Fortbildungsveranstaltungen und Beratungsangebote sollten vor Ort themenspezifisch oder / und 

branchenspezigisch angeboten werden. Universitäre Forschungseinrichtungen könnten soweit 

möglich hierbei eingebunden werden.

Enge Zusammenarbeit mit dem UFT und Unterstützung der Universität bei der Durchführung von 

SSM-Modellprojekten.

1. Netzwerkstärkung und -ausbau

Die bestehende Interessensgemeinschaft bietet die ideale Vorraussetzung für ein aktives 

Stoffstrommanagement. Sie fungiert bereits als Motivator und Koordinator und kann auf ein funktionierendes 

Netzwerk zurückgreifen. Inhaltlich sollte das Thema "Zero-Emission" stärker fokussiert werden: Dazu bieten 

sich insbesondere folgende Möglichkeiten an: 

 

1.5.4.2 Projektskizzen 

Für den Technologiepark Bremen wurden folgende Projektskizzen formuliert:  

Á Beleuchtungscontracting an der Universität Bremen 

Á Photovoltaik-Konzept Technologiepark Bremen 

Á Nachhaltiges Wassermanagement an der Universität Bremen 

Á Zero Emission Campus Universität Bremen 
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BELEUCHTUNGSCONTRACTING UNIVERSITÄT BREMEN 

Ziel dieses Vorhabens ist die Reduzierung des Strombedarfs und der damit verbundenen CO2-Emissionen 
und Kosten durch die Erneuerung der Beleuchtung in der Universität Bremen mit Hilfe eines 
BeleuchtungsContracting-Modells. 

Kurzbeschreibung 

Der Gesamtstrombedarf der Universität Bremen betrug im Jahr 2008 39.684 MWh. Laut der Studie 
„Potenziale für Energieeinsparung und Energieeffizienz im Lichte aktueller Preisentwicklungen“ (Prognos, 
2007) beträgt der Anteil zur Beleuchtung im Bereich Erziehung/Bildung etwa 36 % vom 
Gesamtstromverbrauch, d.h. der jährliche Stromverbrauch liegt hier bei ca. 14.286 MWh. Die damit 
verbundenen CO2-Emissionen liegen bei 12.229 t pro Jahr. 

Um diesen Stromverbrauch zu reduzieren, können vorhandene alte Leuchtmittel – z.B. herkömmliche,  
überdimensionierte Leuchtstofflampen – durch neue energieeffizientere Leuchtmittel – z.B. optimal 
dimensionierte, moderne Leuchtstofflampen mit elektronischem Vorschaltgerät, Zeitschaltuhr und 
Bewegungsmelder sowie tageslichtbedingter Steuerung – ausgetauscht werden. Durch ein derart 
optimiertes Beleuchtungssystem lassen sich der Strombedarf und Kosten erheblich senken. Gleichzeitig 
werden CO2-Emissionen reduziert. Das Senkungspotenzial variiert hierbei – abhängig von den eingesetzten 
Technologien – zwischen 20 % und 75 % (Dena, 2006). Außerdem sparen die neuen energieeffizienteren 
Leuchtmittel nicht nur Energie und Kosten ein, sie verbessern auch die Beleuchtungsqualität. 
Kostenersparnis gibt es nicht neben der Energieeinsparung auch durch reduzierte Wartungs- und 
Entsorgungskosten aufgrund von längerer Lebensdauer und verbesserter Ökobilanz moderner Leuchtmittel. 
Z.B. werden für die Produktion und Entsorgung nur 2% des Energieverbrauchs angerechnet (Hoferichter, 
2009). 

Da der Austausch veralteter durch moderne Leuchtmittel mit – im Verhältnis zur Stromersparnis geringen 
Investitionskosten – verbunden ist, gibt es neben der Finanzierung (i.d.R. mit Amortisationszeiten zwischen 
5 und 10 Jahren) auch die Möglichkeit eines Beleuchtungs-Contractings. 

Contracting ist ein „Win-Win“-Modell, bei dem beide Vertragspartner profitieren: der Energiedienstleister, der 
sogenannte Contractor, übernimmt die Finanzierung der gesamten Maßnahmen, die Planung und 
Durchführung sowie die Wartung der Beleuchtungsanlagen, die Universität Bremen, in der Rolle des 
Contracting-Nehmers, zahlt über einen bestimmten Zeitraum (z.B. 10 Jahre) fixe Contracting-Raten an den 
Contractor. Nach dieser Zeit gibt es die Möglichkeit, dass die Beleuchtungsanlage ins Eigentum der 
Universität übergeht. 

Bisher sind am Barkhof an der Universität schon besonders langlebige Leuchtmittel installiert worden. Im 
Rahmen eines Contractings könnten Einsparungen bei der Beleuchtung in weiteren Gebäuden erfolgen und 
damit die Energie- und Kosteneffizienz weiter verbessert werden.  

Eine Beleuchtungsoptimierung kann durch weitere energetische Optimierungsmaßnahmen an den 
Gebäuden begleitet werden. 

CO2-Einsparung 

Wie vorangehend dargestellt, variieren die Strom- und damit auch CO2-Einsparungen je nach Alter bzw. 

Effizienz der ausgetauschten Leuchtmittel: 

Á Bei 20 % Einsparung: Stromreduzierung um 2.857 MWh/a, CO2-Emissionssenkung um 2.446 t CO2/a  

Á Bei 45 % Einsparung: Stromreduzierung um 6.429 MWh/a, CO2-Emissionssenkung um 5.503 t CO2/a 

Á Bei 75 % Einsparung: Stromreduzierung um 10.715 MWh/a, CO2-Emissionssenkung um 9.127 t CO2/a 

Wirtschaftlichkeit und regionale Wertschöpfung 

Je nach eingesetzter Beleuchtungstechnologie, kann eine jährliche Kostenersparnis zwischen 20 und 75 % 
erreicht werden. Dies entspricht bei einem Strompreis von 0,15 €/kWh 428.550 €/a bis 1.607.250 €/a. Dieser 
Kostenersparnis müssen Investitionskosten gegenübergestellt werden, welche refinanziert werden müssen. 
Nach der Amortisationszeit stellen die Kostenersparnisse eine zusätzliche Kaufkraft für die Universität 
Bremen dar.  

Die Kosten für die komplette Erneuerung der Beleuchtungsanlagen inklusive Installation und Wartung 
übernimmt beim Contracting-Modell der Energiedienstleister. Im Gegenzug dazu zahlt die Universität 
(Contracting-Nehmer) eine vertraglich geregelte Contracting-Rate für die erzielten Kosteneinsparungen.  

Die swb Services GmbH & Co. KG ist ein aktiv Contracting betreibender regional ansässiger 
Energiedienstleister in Bremen. Die Zusammenarbeit mit solch einem Contractor und die Umsetzung der 
Maßnahmen spart nicht nur Kosten ein, sondern hilft auch die Betriebsprozesse verlässlich, wirtschaftlich 
und umweltgerecht zu optimieren.  
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Mögliche Risiken, Hemmnisse und Synergien 

+    Kein finanzielles Risiko für die Universität Bremen, da allein der Energiedienstleister die Investitions-,   

      Installations- und Wartungskosten sowie -aufgaben übernimmt. 

+    Steigerung des Images der Universität Bremen durch die Nutzung umweltfreundlicher Technologien. 

+    Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung bei den Mitarbeitern, Studenten und Gästen der Universität 

+    Beitrag zum Umweltschutz und zur Reduzierung klimarelevanter Gase. 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

1.   Analyse der genauen Stromverbräuche durch Beleuchtung und Zustand/Alter vorhandener 
Beleuchtungstechnologie in den einzelnen Gebäuden der Universität Bremen. 

2.  Aufstellung von Kosten und CO2-Emissionen auf Basis der ermittelten Stromverbräuche und  
vorhandener Beleuchtungsausstattung. 

3.    Angebotseinholung von potenziellen Contracting-Dienstleistern. 

4.    Vertragsverhandlungen zwischen der Universität Bremen und Contractor. 

5.    Vertragsabschluss (Regelung der Contractor-Rate, Laufzeit etc.). 
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PHOTOVOLTAIK-KONZEPT TECHNOLOGIEPARK, BREMEN 

Zielsetzung des Vorhabens sind die Planung, Umsetzung und der Betrieb verschiedener Photovoltaik-
Anlagen gemäß den Potenzialen, die durch die im Rahmen des Teilprojekts „Stoffstrommanagement“ 
durchgeführte Solarkartierung erhoben wurden. 

Kurzbeschreibung 

Der Gewerbepark Bremen verfügt über größtenteils nicht genutzte Dachflächen, welche im Zuge einer 
Photovoltaik-Initiative mit Modulen zur Gewinnung von CO2-neutralem Solarstrom bestückt werden können. 
Das theoretisch ermittelte installierbare Potenzial auf den Dächern im Gewerbegebiet beläuft sich auf 
insgesamt 7.588 kWp und teilt sich nach der Dachart wie im Folgenden dargestellt auf: 

Tabelle 57: Solarenergiepotenzial im Technologiepark Bremen 

Anzahl

Nettodachfläche 

in m² kWp MWh/a

CO2-Einsparung 

in  t/a

Flachdach 401 45.835 5.729 4.875 4.173

Schrägdach 87 16.363 1.735 1.476 1.264

Tonnendach 10 1.498 124 106 90

Summe 498 63.696 7.588 6.457 5.528  

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Zur Ermittlung der Wirtschaftlichkeit und des CO2-Einsparpotenzials wurde ein für Bremen resultierender 
Einstrahlungswert von 851 kWh/(kWp*a) herangezogen (EU, 2009). Demzufolge ist unter Ausnutzung des 
gesamten, hier theoretisch ermittelten Dachflächenpotenzials zur Installation von PV-Anlagen eine jährliche 
Stromgenerierung aus Solarstrahlung in Höhe von 6.457 MWh möglich. Bezogen auf den jährlichen 
Strombedarf im Gewerbegebiet in Höhe von ca. 71.476 MWh könnten demzufolge ca. 9 % CO2-neutral 
durch Solarstrom gedeckt werden.  

Da im Rahmen des Projekts keine Überprüfung technisch-statischer Details möglich war, ist zu 
berücksichtigen, dass ggf. nur eine Teilnutzung des Dachflächenpotenzials realisiert werden kann. Im 
Folgenden ist deshalb zusätzlich das energetische Potenzial bei einer teilweisen Realisierung des 
ermittelten Dachflächenpotenzials dargestellt. 

Á Strombedarfsdeckung bei 40 % Dachflächennutzung: ca. 2.583 MWh = ca. 4 % 

Á Strombedarfsdeckung bei 60 % Dachflächennutzung: ca. 3.874 MWh = ca. 5 % 

Á Strombedarfsdeckung bei 80 % Dachflächennutzung: ca. 5.166 MWh = ca. 7 % 

Eine solare Einkaufsgemeinschaft mit dem Ziel der gemeinsamen Beschaffung von Photovoltaik-Anlagen 
würde zu verbesserten Konditionen – Nutzung von Preisnachlässen aufgrund von größeren Bestellmengen 
– führen. Die Solarbörse Nordwest kann hierbei sowie zu anderen Fragestellungen zur Solarstromerzeugung 
und -nutzung eine geeignete Plattform bieten. 

Neben einer Einspeisung bieten sich auch alternative Möglichkeiten und Synergien zur Nutzung der 
Solarenergie. So setzt die Universität Bremen den aus Sonne erzeugten Strom auf eigenen Dächern zum 
Betrieb eines Elektrofahrzeugs ein und ermöglicht so eine CO2- und feinstaubneutrale Mobilität. 

CO2-Einsparung 

Unter Berücksichtigung einer entsprechend unterschiedlichen Dachflächennutzung ergeben sich 
nachfolgende CO2-Einsparpotenziale: 

Á Bei 40 % Dachflächennutzung: ca. 2.211 t CO2/Jahr 

Á Bei 60 % Dachflächennutzung: ca. 3.317 t CO2/Jahr 

Á Bei 80 % Dachflächennutzung: ca. 4.422 t CO2/Jahr 

Á Bei 100 % Dachflächennutzung: ca. 5.528  t CO2/Jahr 

Wirtschaftlichkeit und regionale Wertschöpfung 

Da die Einspeisung von Solarstrom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz vergütet wird und die KfW-
Bank günstige Kreditkonditionen bietet, ist die Installation von Photovoltaikanlagen auch bei geringem 
Eigenkapital ein wirtschaftlich interessantes Geschäft. 

Im der folgenden Tabelle sind beispielhaft die Investitionskosten und die Eigenkapitalrendite einer 
durchschnittlichen Anlage im Technologiepark Bremen dargestellt. Da im Falle von Sammelbestellungen 
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größere Preisnachlässe erzielt werden können, wurden hinsichtlich der Investitionskosten drei Szenarien 
gebildet 

Tabelle 58: Eigenkapitalrendite einer durchschnittlichen Anlage im Technologiepark Bremen 

Spez. Kosten 2.800 €/kWp 3.000 €/kWp 3.200 €/kWp

Gesamtinvest 131.600 € 141.000 € 150.400 €

Eigenkapital 33.980 € 42.208 € 50.444 €

Eigenkapitalrendite 7,73% 5,55% 4,08%

Bremen, 47 kWp

 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Darüber hinaus profitiert das örtliche Handwerk von den Baumaßnahmen und Wartungsarbeiten. 

Eine Erläuterung zu den der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zugrunde liegenden Annahmen befindet sich im 
Anhang 12. 

Mögliche Risiken, Hemmnisse und Synergien 

+    Investitionsinteresse einzelner Unternehmen. 

+    Nutzung von Preisnachlässen durch gemeinsame Beschaffung der Photovoltaikanlagen. 

-     Relativ hohes Investitionsvolumen für Bereiche außerhalb des üblichen Kerngeschäfts. 

-     Ggf. Minderung des Potenzials durch statisch bedingte Restriktionen. 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

1.    Ermittlung des Investitionsinteresses der einzelnen Unternehmen. 

2.    Untersuchung lokaler Voraussetzungen für die Installation von Photovoltaik-Anlagen (genaue Dach- 

       flächengröße, Statik, Verschattung etc.), z.B. im Rahmen einer Machbarkeitsstudien. 

3.    Ausnutzung der bestehenden Kooperationsstrukturen, um einen gemeinschaftlichen Einkauf von  

       Photovoltaik-Anlagen voranzutreiben (Einkaufsgemeinschaft, Solardachbörse Nordwest). 

4.    Kontaktaufnahme mit Planungs-, Bau- und Betreiberinstitution, um detaillierte Photovoltaik-Anlagen zu  

       planen und in der Folge umzusetzen. 

5.    Einholung und Prüfung von konkreten Angeboten und Beauftragung der Umsetzung. 
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NACHHALTIGES WASSERMANAGEMENT AN DER UNIVERSITÄT BREMEN 

Zielsetzung: Im Rahmen der Projektarbeiten wurden verschiedene Bausteine für ein nachhaltiges, 
modulares Wassermanagement im Technologiepark Bremen betrachtet. Ziel ist es, durch den Einsatz von 
Regenwasser, den Einsatz von Vakuumsanitärtechnik und / oder die Nutzung von Grauwasser den 
Trinkwasserverbrauch zu senken. Die für den Technologiepark ermittelten Potenziale werden nachfolgend 
für die Universität konkretisiert. 

Kurzbeschreibung 

Ausgangssituation: 

Á Wasserbedarf der Universität im Jahr 2008: 234.838 m³ (Universität Bremen, 2010) 

Á Sanitärwasserbedarf der Universität: 50.625 m³/a, Annahme 3.000 Mitarbeiter + 6.000 Studierende (1/3 
der eingeschriebenen Studenten) (Universität Bremen, 2009b), 225 Jahresarbeitstagen und 25 l 
Wasserbedarf im Sanitärbereich pro Person und Tag (vgl. Anhang 10) 

Vorhabensbeschreibung: 

Baustein 1: Regenwassernutzung + Regenwasserversickerung 

Für die Strukturen der Universität Bremen bietet sich eine Lösung mit mehreren, dezentralen 
Regenwassernutzungsanlagen (RNA) an. Dabei können die Speicherzisternen für die jeweiligen 
Verhältnisse (Regenwasserdargebot von den Dachflächen und Wasserbedarf) konzeptioniert werden.  

Werden 60 % des Sanitärwasserbedarfs durch Regenwasser bedeckt, so können etwa 30.375 m³/a 
Trinkwasser eingespart werden. Das Kühlwasser könnte zu 100 % durch Regenwasser ersetzt werden. Dies 
entspricht einer Einsparung von ca. 60.000 m³/a. Darüber hinaus wird angenommen, dass weitere 5 % des 
Gesamtwasserbedarfs im Bereich Reinigung und Bewässerung durch Regenwasser ersetzt werden können 
(11.742 m³/a). 

Basierend auf diesen Annahmen könnten an der Universität insgesamt rund 102.117 m³/a Trinkwasser 
eingespart werden. Lässt sich eine Regenwassernutzung nicht realisieren (bspw. aufgrund von 
Unwirtschaftlichkeit) ist eine dezentrale Niederschlagswasserversickerung der herkömmlichen Entsorgung 
über die Kanalisation aus ökologischen (bspw. geringere Hochwassergefahr) und ökonomischen (Einführung 
eines gesplitteten Gebührenmaßstabs 2011) Gesichtspunkten vorteilhaft. 

Baustein 2: Vakuumsanitärtechnik + Nährstoffrückgewinnung respektive Teilstromverwertung 

Die Installation von wassereffizienter Vakuumsanitärtechnik könnte exemplarisch in einzelnen Gebäuden 
realisiert werden. Werden 10 % des universitären Sanitärwasserbedarfs (5.063 m³/a) durch 
Vakuumsanitärtechnik gedeckt entspricht dies einer Trinkwassereinsparung von 4.050 m³/a. 

Werden Teilstrom separierende Vakuumsanitärtechnologien eingesetzt, kann zudem eine 
Teilstromverwertung stattfinden. Das Gelbwasser kann beispielsweise in dezentralen Speichertanks 
aufgefangen und dann als Düngemittel verwertet werden. Das Braunwasser wiederum bietet ein Potenzial 
im Bereich der Biogas- und Energieerzeugung. 

Baustein 3: Grauwasserrecycling 

Eine weitere Reduzierung des Trinkwasserbezuges kann durch eine Mehrfachnutzung des gering 
verschmutzten Grauwassers (Waschbecken, Duschräume etc.) erreicht werden. Aufgrund des hohen 
Duschwasseraufkommens bieten sich insbesondere das Universitäts-Schwimmbad und die Sporthalle an. 
Das Grauwasser könnte dort in einer dezentralen Grauwasserrecyclinganlage aufbereitet und zur 
Toilettenspülung verwendet werden. Darüber hinaus können die im Grauwasser enthaltene Wärme in 
Verbindung mit einem Wärmetauscher für die Duschwassererwärmung verwendet werden. Eine 
Quantifizierung war im Rahmen der vorliegenden Projektstudie nicht möglich. 

Kostenersparnisse und regionale Wertschöpfung 

Baustein 1: Regenwassernutzung + Regenwasserversickerung 

In der vorliegenden Projektskizze wurde angenommen, dass insgesamt 102.117 m³/a Trinkwasser durch 
Regenwasser ersetzt werden können (Sanitärbereich, Kühlung, Reinigung und Bewässerung). 

Bei einem Preis von 1,98 €/m³ (vgl. Anhang 14) entspricht dies einer Einsparung von 202.191 €/a. 

Durch eine verringerte Niederschlagswassergebühr (Einführung 2011) können zusätzliche Einsparungen 
erzielt werden. 

Baustein 2: Vakuumsanitärtechnik 
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Durch den Einsatz von Vakuumsanitärtechnik in einem Modellprojekt können gemäß den getroffenen 
Annahmen 4.050 m³/a Trinkwasser eingespart werden. Daraus ergibt sich eine jährliche Kostenersparnis 
von insgesamt 19.643 €/a, wovon 8.019 €/a auf der Trinkwassersubstitution beruhen und 11.624 €/a auf der 
Minderung der Abwassermengen (vgl. Anhang 10 und 14). 

Ein bundesweites Förderprogramm für RNA gibt es nicht. Auf Landes- oder Kommunalebene sind jedoch 
Fördermöglichkeiten. Fördermöglichkeiten bei der „Deutschen Bundesstiftung Umwelt“ sind jedoch für 
Projekte mit Modellcharakter wahrscheinlich. 

Mögliche Hemmnisse und Synergieeffekte 

+   Synergien: Schließung der Nährstoffkreisläufe Ą Belebung der Stadt-Land-Beziehung 

+   Einbindung der Techniken in Lehre und Forschung 

+   Imagegewinn über die Universität hinaus 

+   Einbindung der ermittelten Wasserverbräuche in das Umweltmanagement oder ein zukünftiges  

     computergestütztes Energiemanagementsystem ggf. möglich 

-    Nährstoffrückgewinnung hat ein hohes Innovationspotenzial, sodass Datenlage sowie notwendige Infra- 

     strukturen (bspw. bei Entsorgung und Verwertung des Urins) nicht respektive kaum vorhanden sind 

-    Hohe Investitionskosten insbesondere bei der Vakuumsanitärtechnik 

-    Vakuumsanitärtechniken stoßen auf wenig Akzeptanz bei Nutzern 

Voraussetzungen und nächste Schritte 

Á Erfassung des Wasserbedarfs in den einzelnen Gebäuden 

Á Ermittlung des potenziellen Sanitärwasserbedarfs in den einzelnen Gebäuden 

Á Untersuchung der baulichen Rahmenbedingungen 

Á Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

 

 



 

 120 

ZERO EMISSION CAMPUS BREMEN 

Ziel: Im Technologiepark Bremen soll vor allem die Universität Ausgangspunkt für ein optimiertes Stoff- und 
Energiemanagement sein. Aufbauend auf bereits bestehenden Umweltmanagementaktivitäten, soll das 
Konzept eines „Zero Emission Campus Bremen“ ein praktisches Beispiel für die Kombination innovativer 
Effizienztechnologien zur Reduzierung von Emissionen darstellen.  

Kurzbeschreibung 

Das Umweltmanagement der Universität Bremen trägt seit Jahren erfolgreich zur nachhaltigen Gestaltung 
der Universität bei. Hiermit ist ein wesentlicher Grundstein für den Ausbau vorhandener Aktivitäten mit der 
Zielsetzung der Schaffung eines „Zero Emission Campus Bremen“  gelegt. Unter Berücksichtigung der 
Ausgangsbedingungen basiert die Idee eines „Zero Emission Campus Bremen“ auf drei strategischen 
Säulen: 

Strategie 1: Stoffströme erkennen, nutzen und Kreisläufe schließen 

Wo möglich und noch nicht geschehen, ist eine Kreislaufführung von Stoffen anzustreben und hierbei auch 
die Umgebung mit einzubeziehen. U. a. ist in diesem Zusammenhang eine energetische Verwertung der 
anfallenden Biomassen (Lebensmittel, Speisereste aus Mensen und Kantinen bzw. Grünschnitt) in der 
Region zu prüfen, die Nutzung anfallenden Regenwassers auszubauen sowie die Separation von 
Nährstoffen aus dem Abwasser über entsprechende Sanitärkonzepte (z.B. Vakuumtoiletten) und deren 
Rückführung in die regionale Landwirtschaft anzustreben (vgl. hierzu Projektskizze „Nachhaltiges 
Wassermanagement Universität Bremen“). Im Gegenzug sollten zunehmend regionale Produkte aus der 
Landwirtschaft bezogen und am Universitätsstandort genutzt bzw. vermarktet werden.  

Strategie 2: Energie effizient und möglichst emissionsfrei einsetzen 

Durch Effizienzmaßnahmen gilt es, den vorhandenen Energiekonsum zu reduzieren sowie zunehmend den 
Einsatz erneuerbarer Energien auszubauen. Als Maßnahmen sind hier insbesondere energetische 
Gebäudesanierungen, Einsatz effizienter Beleuchtungstechnik und energiesparender IT/EDV-Technik sowie 
der Ausbau der Solarenergienutzung vorzusehen. Hierdurch können CO2-Emissionen reduziert sowie mittel- 
bis langfristig Kosten eingespart werden. Ergänzend ist auch die Einführung bzw. der Ausbau der 
Elektromobilität eine Möglichkeit, Emissionen zu reduzieren, insbesondere wenn Strom aus Solarstrom zur 
Verfügung gestellt wird. Neben der Umrüstung des universitätseigenen Fuhrparks kommt vor allem der 
Aufbau eines entsprechenden Car-Sharing-Modells in Frage, welches sich an Studenten wie Mitarbeiter 
richtet und gerade im Agglomerationsraum Bremen eine sinnvolle und umweltfreundliche Ergänzung des 
Mobilitätsangebotes darstellen kann. 

Strategie 3: Umwelterfolge intern und extern kommunizieren 

Insbesondere unter Berücksichtigung des Lehr- und Forschungsauftrages der Universität Bremen sollte das 
Zero Emission Campus-Konzept intensiv kommuniziert werden. Einerseits sind Aspekte zu dessen 
planerischer und technischer Umsetzung in Lehre und Forschung zu integrieren, andererseits sollte hiermit 
bewußt geworben werden, um ein weiteres Alleinstellungsmerkmal des Universitätsstandorts im Wettbewerb 
der Hochschulstandorte zu etablieren. Auch im Sinne der Know-How-Schaffung vor Ort, welche in Lehre und 
Forschung sowie in das SSM des gesamten Technologieparks einfließen sollte, ist eine intensive 
Kommunikation der Aktivitäten von Bedeutung. 

Umweltauswirkungen bzw. Nachhaltigkeits-Effekte  

Durch die Weiterentwicklung des Universitätsstandorts Bremen zu einem Zero Emission Campus Bremen 
können Umweltauswirkungen und insb. CO2-Emissionen maßgeblich reduziert werden. Gleichzeitig wird in 
der Region wertvolles Know-How geschaffen, welches unmittelbar der zukünftigen Entwicklung des 
Technologieparks zu gute kommt. Zukünftige Absolventen der Universität Bremen können außerdem zu 
einem Transfer und einer Multiplikation des Zero Emisson Ansatzes beitragen, welchen sie vor Ort erleben 
und erfahren konnten.  

Technische Aspekte der Stoffstromoptimierung am Zero Emission Campus Bremen   

Á Fernwärmeversorgung des Campus (CO2-neutral) bereits vorhanden 

Á Energetische Gebäudemodernisierung, Erweiterung des Technologieparks im Passivhausstandard 

Á Verwendung energieeffizienter Beleuchtung und IT/EDV  

Á großflächige Photovoltaikanlagen auf den Dächern der Gebäude und an den Fassaden tragen zur  Klima 
schonenden Versorgung bei 

Á Unterstützung von Klimatisierung und Lüftung durch Solarthermie  

Á Wassermanagements (Regenwassernutzung, wassersparende Armaturen und Toiletten in den 
Sanitärräumen, Entkoppelte Abwässer mit Nährstoffrückgewinnung). 
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Voraussetzungen und nächste Schritte 

Á Konkretisierung der Stoff- und Energieströme zur Vertiefung identifizierter Potenziale  
  (Effizienzpotenzial Gebäude/Infrastruktur, Solarenergie, Regenwasser etc.).  

Á Identifizierung relevanter Akteure (Akteurskataster) und deren Vernetzung.  

Á Formulierung des Zero Emission Campus Leitbildes und Zielvorgaben mit langfristiger Ausrichtung und  
konkretem Maßnahmenkatalog zur kurzfristigen Umsetzung von Einzelmaßnahmen (unter 
Berücksichtigung vorhandener und bereits geplanter Aktivitäten der Universität bzw. der Region). 

Á Integration des Zero Emission Konzeptes und damit einhergehender Maßnahmen in Lehre und 
Forschung. 

Á Ausweitung der Aktivitäten auf den Technologiepark mit der Universität als Impuls- und Know-How-
Geber. 
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Vision „Zero-Emission“ 

Abschließend soll unter Berücksichtigung der dargestellten Handlungsoptionen eine Vision „Zero Emission“ 
formuliert werden. Diese soll gebietsübergreifende sowie gebietsspezifische Aspekte berücksichtigen und im 
Rahmen eines Workshops mit den jeweiligen Akteuren vor Ort diskutiert werden. Ziel ist es, eine Art 
Selbstverpflichtung der Unternehmen sowie sonstiger Akteure herbeizuführen, welche die Weiterverfolgung 
und Umsetzung eines am Ziel „Zero Emission Park“ orientierten Stoffstrommanagements fokussiert.  

1.5.5 Grundlegende Empfehlungen 

Die Untersuchungen in den Gewerbegebieten haben gezeigt, dass die derzeitige Organisation von Stoff- 
und Energieströmen weitestgehend noch einzelbetrieblich gelöst wird. Übergreifende Strukturen hinsichtlich 
des Stoff- und Energiestrommanagements fehlen, was insbesondere die Beschaffung von Daten erschwert. 
Die somit fehlende Transparenz hinsichtlich vorhandener Material- und Energieverbräuche, insbesondere in 
komplexen Gebieten wie dem Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald, machen eine Identifizierung 
effizienter und aufeinander abgestimmter Verwertungsnetzwerke annähernd unmöglich. Hier bedarf es einer 
intensiven Bewusstseinsbildung, u.a. durch die Initiierung zunächst überschaubarer, kooperativer 
Einzelprojekte des SSM, welche Vertrauen schaffen und Synergien bzw. Vorteile eines gemeinsamen 
Vorgehens erkennen lassen. 

Prinzipiell ist zur Annäherung an die Vision „Zero Emission Park“ daher auch ein stufenweises Vorgehen zu 
empfehlen, welches zunächst eine Basis für Stoffstrommanagement-Maßnahmen schafft und diese 
sukzessive ausbaut. Dieses Vorgehen hat die jeweiligen spezifischen Voraussetzungen und lokalen 
Besonderheiten der jeweiligen Gewerbegebiete, wie sie in den Kapiteln 1.1, 1.2 und 1.4 dargestellt wurden, 
zu berücksichtigen.  

Unter Berücksichtigung der in Kapitel 1.5 dargestellten Handlungsschwerpunkte und -empfehlungen können 
diese Meilensteine wie folgt zusammengefasst werden: 

1.5.5.1 Kurzfristige Meilensteine der Vision „Zero Emission Park“ (1-3 Jahre; bis 2012): 

Á Ausbau organisatorischer Strukturen und Etablierung einer unabhängigen Stoffstrommanagement-
Koordinierungsstelle (etwa organisiert über die aktiven Interessengemeinschaften – im Technologiepark 
Bremen, als Teil eines zukünftigen Gewerbeparkmanagements – im Gewerbegebiet Knippenburg & 
Kruppwald bzw. über die regionale Wirtschaftsförderungsgesellschaft – im IG Nord). 

Á Initiierung bzw. Ausweitung eines Stoffstrommanagement-Kommunikationsprozesses über die 
Stoffstrommanagement-Koordinierungsstelle mit dem Ziel der Sensibilisierung von Unternehmen und 
der Schaffung bzw. Verbesserung vorhandener Datengrundlagen. 

Á Gründung eines freiwilligen Stoffstrommanagement-Verbunds von Unternehmen und ggf. externer 
Schlüssel-Akteure der Stadtverwaltungen bzw. Ver- und Entsorger, welcher gemeinsame Ziele und 
Maßnahmen zur Entwicklung und Umsetzung erster Maßnahmen im Gewerbegebiet vereinbart 
(organisiert über Koordinierungsstelle vor Ort). 

Á Als erste Stoffstrommanagement-Maßnahmen sollten, orientiert an den in Kapitel 1.5 dargestellten 
Handlungsempfehlungen, u.a. folgende Maßnahmen und Projekte aufgegriffen und konkretisiert werden: 

o Energieeffizienzmaßnahmen in der Produktion (vorrangig im Gewerbegebiet Knippenburg & 
Kruppwald sowie dem IG-Nord) – Identifizierung und Initiierung technischer Effizienzmaßnahmen zur 
Energieeinsparung in Produktionsprozessen, insb. im Bereich Druckluft, Pumpen und 
Spitzenlastmanagement. 

o Abwärmenutzung – Erhebung zusätzlicher Abwärmepotenziale und schrittweiser Aufbau eines 
Wärmekatasters (insb. im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald sowie dem IG-Nord). 

o Ausbau erneuerbarer Energien – Konkretisierung des kurzfristigen Solarpotenzials in den jeweiligen 
Gewerbegebieten, vgl. Projektskizzen: Photovoltaikpark Bottrop, Kaiserslautern und Bremen. 

o Vertiefende Untersuchungen und Pilotprojekte zum nachhaltigen Wassermanagement – 
Identifizierung der Interessen und Möglichkeiten zur Regenwasser- bzw. Grauwassernutzung 
innerhalb des Unternehmer-Verbunds und Initiierung erster Pilotprojekte. 

 
Zusätzliche Maßnahmen und Projekte (insbesondere im Bereich der Kreislaufführung von Rohstoffen) 
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sollten durch die vor Ort moderierten Kommunikationsprozesse identifiziert und initiiert werden. Von 
besonderer Bedeutung ist dies vor allem im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald. 

1.5.5.2 Mittelfristige Meilensteine der Vision „Zero Emission Park“ (3-5 Jahre; bis 2014): 

Á Weiterer Ausbau des Unternehmer-Verbunds über Stoffstrommanagement-Koordinierungsstelle. 

Á Sofern erforderlich Gründung thematischer Arbeitsgruppen (etwa zu Themen wie Energieeffizienz, 
Wassermanagement etc.) organisiert über Stoffstrommanagement-Koordinierungsstelle mit dem Ziel, 
erste Projekterfahrungen im Sinne eines parkweiten Know-How-Aufbaus und einer Schaffung von 
Synergien. 

Á Ausbau und Weiterentwicklung der Stoffstrommanagement-Maßnahmen entsprechend Kapitel 1.5, mit 
den Schwerpunkten: 

o Energieeffizienzmaßnahmen Produktion - aktive Kommunikation erster Projekte und deren 
realisiertes Einsparpotenzial. Ausbau betrieblicher Beratungen (EffChecks) und Ausweitung von 
Effizienzprojekten (insb. im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald und IG Nord). 

o Energieeffizienzmaßnahmen Gebäude – Konkretisierung des Sanierungsbedarfs und -potenzials 
innerhalb des freiwilligen Unternehmer-Verbunds, Durchführung von Energieberatungen und 
Initiierung erster Sanierungsprojekte (Schwerpunkt vor allem im Technologiepark Bremen). 

o Energieeffizienzmaßnahmen IT/EDV – Anschaffung / Austausch ineffizienter zu energiesparenden 
Geräten (insbesondere im Technologiepark Bremen). 

o Abwärmenutzung – Ausbau Wärmekataster und Initiierung / Entwicklung von Projekten zur Nutzung 
vorhandener Abwärmepotenziale (vorrangig im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald und IG 
Nord). 

o Ausbau erneuerbarer Energien – Konkretisierung des mittelfristigen Solarpotenzials, vgl. 
entsprechende Projektskizzen. Außerdem Eröffnung eines Dialogs zur Gründung von Unternehmer-
Windparks (in den Gewerbegebieten Knippenburg & Kruppwald sowie IG Nord) bzw. Beteiligung an 
Bürger-Windparks (im Fall des Technologieparks Bremen) initiiert über Stoffstrommanagement-
Koordinierungsstelle. 

o Vertiefende Untersuchungen und Pilotprojekte zum nachhaltigen Wassermanagement – Controlling 
erster Projektergebnisse und deren Kommunikation über Stoffstrommanagement-
Koordinierungsstelle. Nach Möglichkeit Anwerben weiterer Unternehmen zur Durchführung von 
entsprechenden Projekten. Angebot der gezielten Beratung – aufbauend auf Ersterfahrungen. 

1.5.5.3 Langfristig Meilensteine der Vision „Zero Emission Park“ (5-10 Jahre: bis 2020): 

Á Weiterer Ausbau des Unternehmer-Verbunds über Stoffstrommanagement-Koordinierungsstelle 
(Gewerbeparkmanagement). 

Á Ausbau thematischer Arbeitsgruppen organisiert über Stoffstrommanagement-Koordinierungsstelle. 

Á Ausbau und Weiterentwicklung der Stoffstrommanagement-Maßnahmen entsprechend Kapitel 1.5, mit 
den Schwerpunkten: 

o Energieeffizienzmaßnahmen Gebäude, Produktion, IT / EDV – aktive Kommunikation von 
Sanierungs- bzw. Effizienzmaßnahmen und deren realisiertes Einsparpotenzial. Ausbau von 
Energieberatungen und Ausweitung von Sanierungsprojekten. 

o Ausbau erneuerbarer Energien – Konkretisierung des langfristigen Solarpotenzials, vgl. 
entsprechende Projektskizzen. Außerdem soweit möglich Umsetzung der Unternehmer-Windparks 
bzw. Beteiligung an Bürger-Windparks initiiert über Stoffstrommanagement-Koordinierungsstelle. 

o Ausbau nachhaltiges Wassermanagement durch gezielte Beratung und Initiierung weiterer Projekte. 

Die Aktivitäten des jeweiligen Unternehmer-Verbunds sowie Ergebnisse der initiierten Maßnahmen und 
Projekte sollten durch die Stoffstrommanagement-Koordinierungsstellen vor Ort innerhalb sowie außerhalb 
der Gewerbegebiete aktiv kommuniziert werden. Die Koordinierungsstellen sollen außerdem als 
Ansprechpartner für Fördermittel bzw. Partnersuchen im Bereich Rohstoffbörsen bzw. 
Einkaufsgemeinschaften (Strom- und PV-Einkaufsgemeinschaft) zur Verfügung stehen. Hierdurch soll der 
Stoffstrommanagement-Prozess aktiv unterstützt, beworben und kontinuierlich erweitert werden. Außerdem 
sollen ein regelmäßiges Monitoring und ein Controlling der Stoffstrommanagement-Koordinierungsstellen 
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hinsichtlich der jeweils vereinbarten Zero Emission Ziele dazu beitragen, sich schrittweise der Vision „Zero 
Emission“ anzunähern. 

1.5.6 Zero Emission Park „Knippenburg & Kruppwald“ 2020 

Unter Ausnutzung der in den vorhergehenden Kapiteln dargestellten Komplexität und Heterogenität des 
Gewerbegebietes, sollte sich der zukünftige „Zero Emission Park Knippenburg & Kruppwald“ insbesondere 
durch optimierte Stoff- und Energiekreisläufe auszeichnen. Das Leitprinzip der Kreislaufwirtschaft sollte 
hierbei vor allem bei dem produzierenden Gewerbe alle Rohstoffe und Energieflüsse einbeziehen. Neben 
innerbetrieblicher Kaskadennutzung von Material und Energie, sollten vor allem zwischenbetriebliche 
Verwertungsnetzwerke geschaffen bzw. ausgebaut werden. Diese Verwertungsnetzwerke sollten einerseits 
die Abwärme eines Unternehmens zur Wärmebereitstellung eines oder mehrerer anderer Unternehmen 
nutzbar machen sowie die Verwertung von Abfall- bzw. Reststoffe eines Unternehmens als Sekundärrohstoff 
in einem anderen Unternehmen ermöglichen. 

Unternehmen müssen diesbezüglich die gegenwärtigen Optimierungspotenziale, die gemeinsamen 
Synergieeffekte sowie die einzelbetrieblichen Vorteile einer solchen Kreislaufführung jedoch zunächst einmal 
erkennen und die Bereitschaft zeigen, sich auf eine entsprechende Neuorientierung des betrieblichen Stoff- 
und Energiestrommanagements einzulassen. Die Durchführung des Teilprojekts „Stoffstrommanagement“ im 
Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald hat mehrfach deutlich gemacht, dass es hierzu einerseits einer 
verstärkten Bewusstseinsbildung sowie andererseits einer deutlichen Verbesserung der Datenlage sowie 
des Datenaustausches bedarf. Nur sehr eingeschränkt konnten daher im Projektverlauf konkrete 
Maßnahmen und Projekte zur Umsetzung bzw. dem Ausbau von Verwertungsnetzwerken identifiziert 
werden. 

Ergänzend gilt es, im Sinne der Vision eines „Zero Emission Parks“, weitere Optimierungsmöglichkeiten 
auszuschöpfen, diese sind in dem Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald vorrangig im Bereich 
technischer Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz sowie im Ausbau des Einsatzes erneuerbarer 
Energien zu fokussieren. Ergänzend sollten Aspekte des nachhaltigen Wassermanagements in die 
Umsetzung der Vision „Zero Emission Park“ integriert werden. Unter Berücksichtigung der starken 
Flächenversiegelung in dem Gebiet, sollte hier insbesondere die Wassereinsparung durch den Einsatz von 
Effizienztechnologie und Nutzung von Grauwasser im Sanitärbereich sowie im Produktionsprozess 
thematisiert werden. 

Wie sich die wesentlichen Stoffströme im Zero Emission Park Knippenburg & Kruppwald nach Erreichen der 
dargestellten Meilensteine und unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Zielsetzung im Jahr 2020 
gestalten, ist in nachfolgender Abbildung dargestellt. 
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Abbildung 17: Stoff- und Energieströme im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald, Soll-Situation 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Hiermit ist keineswegs ein Endziel erreicht. Im Sinne der Vision „Zero Emission Park“ muss auch zukünftig 
eine kontinuierliche Optimierung der Stoff- und Energieströme stattfinden – dies unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Ausgangsbedingungen, dem Stand der Technik sowie der Entwicklungen im Umfeld. In diesem 
Zusammenhang sollte die Entwicklung des Gewerbegebiets zu einem Zero Emission Park unter 
Berücksichtigung der zuvor dargestellten Entwicklungen des angrenzenden Wasserstoffparks angepasst 
werden. 

Insgesamt reduzieren sich durch die Generierung von Strom und Wärme aus lokalen Potenzialen die 
Bezüge von außerhalb des Gewerbegebiets auf 25.551 MWh/a Strom und auf 65.995 MWh/a Wärme. Ein 
Teil dieses Potenzials wird bereits heute genutzt (vgl. Kapitel 1.2.2.1). 

Durch die Nutzung regenerativer Energien und von Effizienzpotenzialen in den Unternehmen können so auf 
der Output-Seite die Finanzabflüsse erheblich verringert werden: 

Tabelle 59: Energie- und Wasserkosten in Gewerbegebiet Knippenburg und Kruppwald im Jahr 2020 

MWh Preis €/kWh

Summe 

Gewerbegebiet €

Strom 25.551 0,12 3.066.078

Gas/ Heizöl 65.995 0,06 3.959.708

m³ Preis €/m³
Summe 

Gewerbegebiet €

Wasser nicht quanitifiziert 1,62 nicht quanitifiziert

214.560 1,56 334.714

Summe Wasser/ Energie 7.360.500
 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Hinzu kommen Einnahmen, die sich insbesondere durch die Vergütung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) ergeben (vgl. Kapitel 1.5.2.2). 

Die CO2-Emissionen verringern sich ebenfalls und setzen sich wie folgt zusammen 
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Tabelle 60: CO2-Emissionen im Gewerbegebiet Knippenburg & Kruppwald im Jahr 2020 

MWh

CO2-

Emissionen in t

Strom 25.551 15.944

Gas/ Heizöl 65.995 14.519

Summe 91.546 30.463

Strom 
52%

Gas/ 
Heizöl 

48%

 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Den dargestellten Ergebnissen liegen folgende Annahmen zugrunde: 

Á Nutzung von 80 % des theoretisch ermittelten Dachflächenpotenzials zur Solarstromerzeugung (vgl. 
Kapitel 1.4.2.5). 

Á Senkung des Endenergiebedarfs durch Effizienz und Einsparung in Höhe von 20 % in Anlehnung an die 
Zielvorgabe des Bundes, z.B. durch effiziente, Beleuchtung, den Austausch veralteter Heizungspumpen, 
den Einsatz von BHKW und/ oder die Nutzung von Abwärme aus Abwasser: Stromeinsparung 
7.763 MWh/a, Wärmeeinsparung 16.499 MWh/a 

Á 40 % des Sanitärwasserbedarfs könnten durch Regenwasser gedeckt werden (vgl. Kapitel 1.4.2.6) 

1.5.7 Zero Emission Park „Industriegebiet Nord“ 2020 

Die überschaubare Größe des IG Nord in Kaiserslautern sowie die Einbettung des Industriegebiets in ein 
hinsichtlich vorhandener Klimaschutzmaßnahmen sehr aktives Umfeld, sind die wesentlichen Faktoren, 
welche die zukünftige Entwicklung des Gebiets hin zu einem „Zero Emission Park“ beeinflussen können. 

Klare Prioritäten des Beitrags optimierter Stoff- und Energieströme zur Vision „Zero Emission Park“ liegen in 
diesem Industriegebiet auf der Steigerung der Energieeffizienz sowie dem Ausbau erneuerbarer Energien – 
hier insbesondere unter Einbindung des Umfelds. Ergänzend sollten auch in diesem Gebiet Maßnahmen 
des nachhaltigen Wassermanagements Berücksichtigung finden, vgl. Projektskizze: „Nachhaltiges 
Wassermanagement an der Universität Bremen“. 

Die wesentlichen Stoffströme im Zero Emission Park IG Nord sollten sich nach Erreichen der zuvor 
dargestellten Meilensteine und Zielvorstellungen im Jahr 2020 wie folgt darstellen: 
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Abbildung 18: Stoff- und Energieströme im IG Nord, Soll-Situation 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Auch die Entwicklung im IG Nord muss kontinuierlich überprüft und weiter optimiert werden. Insbesondere 
die Klimaschutzmaßnahmen der Stadt und des Landkreises Kaiserslautern können sich in diesem 
Zusammenhang begünstigend auswirken. 

Durch die Generierung von Strom und Wärme aus lokalen Potenzialen reduziert sich der Strombezug 
außerhalb des Gewerbegebiets auf 14.114 MWh/a und der Wärmebezug auf 9.569 MWh/a.Ein Teil des 
Energiebedarfs bereits heute aus erneuerbaren Energien gedeckt wird. 

Auf der Output-Seite spiegelt sich der verringerte Ressourcenbedarf in den geringeren Finanzabflüssen 
wieder: 

Tabelle 61: Energie- und Wasserkosten im IG Nord im Jahr 2020 

MWh Preis €/kWh

Summe 

Gewerbegebiet €

Strom 14.114 0,12 1.693.687

Gas 5.851 0,05 292.569

Heizöl 3.718 0,07 260.232

m³ Preis €/m³
Summe 

Gewerbegebiet €

Wasser 60.889 1,42 86.463

Schmutzwasser 42.300 1,70 71.910

Summe Wasser/ Energie 2.404.862
 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Hinzu kommen Einnahmen, die sich insbesondere durch die Vergütung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) ergeben (vgl. Kapitel 1.5.3.2). 

Die CO2-Emissionen verringern sich ebenfalls und setzen sich wie folgt zusammen: 
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Tabelle 62: CO2-Emissionen im IG Nord im Jahr 2020 

MWh

CO2-

Emissionen in t

Strom 14.114 6.323

Gas 5.851 1.180

Heizöl 3.718 990

Summe 23.683 8.493

Strom 
74%

Gas 
14%

Heizöl 
12%

 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Den dargestellten Ergebnissen liegen folgende Annahmen zugrunde: 

Á Nutzung von 80 % des theoretisch ermittelten Dachflächenpotenzials zur Solarstromerzeugung (vgl. 
Kapitel 1.4.3.5). 

Á Senkung des Endenergiebedarfs durch Effizienz und Einsparung in Höhe von 20 % in Anlehnung an die 
Zielvorgabe der Bundesregierung, z.B. durch Austausch alter Heizungspumpen, effiziente Beleuchtung 
oder den Einsatz von BHKW 

Á 40 % des Sanitärwasserbedarfs wird durch Regenwasser ersetzt und zusätzlich werden 10 % des 
Gesamtwasserbedarfs durch Regenwasser ersetzt, z,B. für Reinigungs- und Kühlzwecke (vgl. Kapitel 
1.4.3.6). 

1.5.8 Zero Emission Park „Technologiepark Bremen“ 2020 

Der Standort des Technologieparks Bremen und die Entwicklung zu einem Zero Emission Park Bremen ist 
wesentlich von den Entwicklungen des Universitätsstandorts abhängig. Die Universität sollte in diesem 
Zusammenhang als Impulsgeber fungieren. Visionäre und entsprechend des Lehr- und 
Forschungsstandortes innovative Ansätze des optimierten Stoffstrommanagements bilden die Grundlage für 
die Annäherung an die Vision „Zero Emission Park Bremen“. Eine bewusste Verknüpfung von Lehr- und 
Forschungsinhalten der Universität mit diesen Aktivitäten kann die Umsetzung der Vision unterstützen sowie 
nachhaltig sichern. 

Die umfassende Umgestaltung des Technologieparks zu einem Zero Emission Park wird wesentlich von der 
Universität ausgehen, welche als „Zero Emission Campus Bremen“ zu entwickeln ist, vergleiche hierzu 
gleichnamige Projektskizze. 

Neben der Erschließung von Nährstoffkreisläufen, emissionsfreier Mobilität, emissionsarmer Klimatisierung 
usw., sollen Handlungsschwerpunkte im Bereich Gebäudeeffizienz und in der effizienten Erneuerung im 
IT/EDV-Bereich gesetzt werden.  

 

Unter Berücksichtigung einer entsprechenden Neugestaltung von Stoff- und Energieströmen (vgl. auch 
zuvor definierte Meilensteine) stellen sich diese im Technologiepark im Jahr 2020 wie folgt dar:  
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Abbildung 19: Stoff- und Energieströme im Technologiepark Bremen, Soll-Situation 

 

Quelle: Eigene Darstellung IfaS 

Entsprechende Projekterfolge sollten kommuniziert und soweit möglich auf den gesamten Technologiepark 
ausgeweitet werden. Die enge Zusammenarbeit zwischen Universität und Unternehmen kann die 
kontinuierliche Optimierung der Stoffströme und eine zunehmende Annäherung an die Vision „Zero 
Emission“ maßgeblich unterstützen. 

Durch die Generierung von Strom und Wärme aus lokalen Potenzialen reduzieren sich der Strombezug 
außerhalb des Gewerbegebiets auf 52.015 MWh/a und der Wärmebezug auf 86.192 MWh/a. Ein kleiner Teil 
des Solarstroms wird bereits heute im Gewerbegebiet erzeugt. 

Auf der Output-Seite spiegelt sich der verringerte Ressourcenbedarf in den geringeren Finanzabflüssen 
wieder: 

Tabelle 63: Energie und Wasserkosten im Technologiepark Bremen im Jahr 2020 

MWh Preis €/kWh

Summe 

Gewerbegebiet €

Strom 52.015 0,1500 7.802.265

Fernwärme 86.192 0,0600 5.171.518

m³ Preis €/m³
Summe 

Gewerbegebiet €

Wasser 221.852 1,98 439.266

Schmutzwasser 255.488 2,87 733.251

Summe Wasser/ Energie 14.146.299
 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Hinzu kommen Einnahmen, die sich insbesondere durch die Vergütung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) ergeben (vgl. Kapitel 1.5.4.2). 

Die CO2-Emissionen verringern sich ebenfalls und setzen sich wie folgt zusammen: 
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Tabelle 64: CO2-Emissionen im Technologiepark Bremen im Jahr 2020 

MWh

CO2-

Emissionen in t

Strom 20.268 17.349

Fernwärme 86.192 7.757

Summe 106.460 25.107

Strom 
69%

Fern-
wärme 

31%

 

Quelle: Eigene Berechnung IfaS 

Den dargestellten Ergebnissen liegen folgende Annahmen zugrunde: 

Á Nutzung von 80 % des theoretisch ermittelten Dachflächenpotenzials zur Solarstromerzeugung (vgl. 
Kapitel 1.4.4.5). 

Á Senkung des Endenergiebedarfs durch Effizienz und Einsparung in Höhe von 20 % in Anlegung an die 
Zielvorgabe der Bundesregierung, z,B. durch energetische Gebäudemodernisierung, den Einsatz von 
Solarthermie, den Austausch alter Heizungspumpen oder/ und eine effiziente Beleuchtung 

Á 60 % des Sanitärwasserbedarfs des Technologieparks, 100 % des Kühlwasserbedarfs der Universität 
und 5 % des Gesamtwasserbedarfs des Technologieparks (für sonstige Zwecke) werden durch 
Regenwasser ersetzt (vgl. Kapitel 1.4.4.6) 

1.5.9 Ausblick 

Die Ergebnisse des Teilprojekts „Stoffstrommanagement“, welche in der Erarbeitung von 
Handlungsschwerpunkten, Projektskizzen und schließlich einer visionären „Soll“-Darstellung der 
untersuchten Stoff- und Energieströme der jeweiligen Gewerbegebiete im Jahr 2020 mündete, sollen im 
Rahmen von „Visionen“-Workshops in den einzelnen Gewerbegebieten vorgestellt werden. Aufgrund 
vorhandener Schwierigkeiten in der Terminfindung bzw. einem angesichts geringer Anmeldungen 
abgesagten Termins, konnten diese Workshops bislang trotz mehrfacher Bemühungen nicht durchgeführt 
werden. Der Dialog um eine zeitnahe Terminfindung für diese Gebiets-internen Veranstaltungen mit den 
Interessengemeinschaften läuft, Termine werden derzeit abgestimmt.  

 

Diese Veranstaltungen sollen insbesondere noch einmal genutzt werden, um Interessenvertretungen und 
Unternehmen für das Thema „Zero Emission Park“ zu sensibilisieren. Mögliche Ansätze für die jeweiligen 
Gebiete sollen in diesem Zuge ebenso dargestellt werden wie die vorhandenen Stärken und Schwächen der 
individuellen Ausgangsbedingungen. Hiermit kann und soll ein nächster Schritt zur Vertiefung und 
Konkretisierung erster Ergebnisse eingeleitet werden, ggf. reduziert auf interessierte Unternehmen, für 
welche eine freiwillige Verpflichtung gegenüber dem Ziel „Zero Emission“ vorstellbar ist. 
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2. Beitrag für die nationale Stadtentwicklungspolitik: Bezug zu 
Forschungsfeld und Forschungsleitfragen 

Das Teilprojekt „Stoffstrommanagement“ liefert insbesondere zentrale Erkenntnisse und Beiträge zu 
Forschungsleitfragen aus dem Bereich „Energie und Umwelt“, welche als Beitrag zur „Stadt von morgen“ 
unter besonderer Berücksichtigung von Klimaschutz und globaler Verantwortung zu werten sind. Hierbei 
werden nicht nur Erkenntnisse zu technischer oder infrastruktureller Optimierung gewonnen, sondern 
ebenso zu Anforderungen an ein zukunftsfähiges Management in diesem Bereich. 

Das Teilprojekt lässt insbesondere Rückschlüsse zu, die in Zusammenhang mit der Kommunikation, 
Konzeptionierung und Umsetzung eines Stoffstrommanagementprozesses als Teil einer Zero-Emission-
Strategie zu sehen sind. Mit Bezug auf die Forschungsleitfrage „...wie solche Ansätze erfolgreich 
kommuniziert und umgesetzt sowie Ebenen hierzu verzahnt werden können“ muss eindeutig festgestellt 
werden, dass es an übergeordneter Ebene einer „SSM-Stabstelle“ bedarf. Aufgabe einer solchen neutralen 
Stabstelle, welche an vorhandene Strukturen (z.B. Interessengemeinschaft bzw. Gewerbeparkmanagement 
anzugliedern ist), wäre die Sensibilisierung von Unternehmen und damit einhergehend auch eine Themen- 
bzw. Projektbezogene Verzahnung dieser.  

In diese Richtung ist auch die Analyse und Bewertung von Stoffströmen sowie die Aufstellung 
entsprechender Konzepte zu entwickeln. Es zeigt sich deutlich, dass alleine die Betrachtung 
einzelbetrieblicher Stoffströme und deren Management nur wenig praktikabel und zielführend ist – einerseits 
aufgrund der schwierigen Durchführbarkeit insb. in komplexen Gewerbegebieten, andererseits aufgrund 
ihrer eingeschränkten Sicht auf ein Unternehmen. Wichtig erscheint daher die Einbindung von 
Schlüsselakteuren aus Kommunalverwaltung, Wirtschaftsförderung bzw. Interessengemeinschaft und 
zentralen Ver- und Entsorgern. Eine entsprechende Stabstelle sollte daher als Vermittler agieren und hier 
Themen des optimierten Stoffstrommanagements initiieren. Hierzu würden Themen wie Energie-, Wasser- 
sowie Ressourcenmanagement zählen, die mit entsprechenden Maßnahmen einzuleiten und an 
verantwortliche Ver-/Entsorger zu kommunizieren sind. Z.T. stehen dem datenschutzrechtliche 
Einschränkungen im Wege bzw. fehlt es an administrativen und rechtlichen Grundlagen. Auch diesbezüglich 
sollten günstigere Voraussetzungen geschaffen werden. Für Stadtplanung sowie Wirtschaftsförderung 
wären solche Grundlagen insbesondere im Hinblick auf die Abschätzung und das Einwirken auf eine 
zukunftsfähige Entwicklung von Gewerbegebieten als Teil einer nachhaltigen Stadtentwicklung von großer 
Bedeutung. 

Koordiniert über die SSM-Stabstelle sind Unternehmen zu identifizieren, welche sich aus eigenem Interesse 
der Zielverfolgung „Zero Emission“ anschließen. Dies kann einerseits über die bereits genannte 
Sensibilisierung von Unternehmen unterstützt sowie durch die aktive Beratung (Ökoprofit, EffCheck, PIUS 
etc.) gefördert werden. Hierdurch sollen Unternehmen Vorteile eines gemeinschaftlichen Vorgehens im 
Sinne einer SSM-Optimierung besser erkennen können. Erkenntnisse solcher Beratungen sowie erste 
Erfolge aus Teilprojekten sind in Abstimmung mit den betroffenen Unternehmen und unter Berücksichtigung 
von datenschutzrechtlichen Einschränkungen innerhalb wie außerhalb der Gewerbegebiete aktiv über die 
SSM-Stabstelle zu kommunizieren. Nur so kann das Stoffstrommanagement im Sinne des Zero Emission 
Ansatzes Schule machen. Die Projektdurchführung zeigt deutlich, dass nur Unternehmen mit 
entsprechendem Interesse an der Thematik (z.B. bei eigener Betroffenheit aufgrund hohen Material- und 
Energiebedarfs und noch ineffizienter Prozessstrukturen) für ein gemeinschaftliches Handeln zu motivieren 
sind. Oft ist der Marktdruck nicht groß genug, um Vorteile des verfolgten Ansatzes „Zero Emission“ zu 
erkennen bzw. werden gerade in Zeiten wirtschaftlicher Krisen andere Prioritäten gesetzt und sich vorrangig 
auf den eigenen Betrieb konzentriert. Kostenersparnisse und innovative Finanzierungsmodelle 
(Einsparungen durch Effizienztechnologien, Einsparcontracting, Beleuchtungscontracting, 
Dachflächenverpachtung bei Solar bzw. Beteiligungen an Solarparks bzw. Wind-Energieparks, 
Einkaufsgemeinschaften usw.) sind daher wichtige Instrumente, welche in die Umsetzung eines Zero 
Emission Parks zu integrieren sind, vgl. Bericht Teilprojekt Stoffstrommanagement. 

Ein Dialog des freiwilligen Unternehmerkreises mit weiteren Schlüsselakteuren aus Stadtverwaltung, Ver- 
und Entsorgung ist ebenfalls zu unterstützen. In diesem Rahmen sind freiwillige Zielformulierungen sowie 
Maßnahmenpakete es SSM zu vereinbaren, zu welchen sich sowohl Unternehmen wie auch Verwaltungen 
und sonstige Entscheidungsträger – sofern betroffen – bereit erklären. Bei der Identifizierung und 
Beantragung möglicher Fördergelder soll die Stabstelle beratend zur Seite stehen. Das „Miteinander“ von 
Verwaltungen, Ver- und Entsorgern und Unternehmen kann auch hier zu Kostenvorteilen in der Umsetzung 
von Maßnahmen sowie zu sonstigen Synergieeffekten führen. Schrittweise können durch eine solche 
Zusammenarbeit Maßnahmen und Einzelprojekte wie sie in dem Teilprojekt „Stoffstrommanagement“ für die 
einzelnen Gewerbegebiete erarbeitet wurden, umgesetzt werden. Aufgrund der Komplexität einer solchen 
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Aufgabe empfiehlt sich ein stufenweises Vorgehen wie es in den Ergebnissen des Teilprojekts dargestellt 
wurde. Ein regelmäßiges Monitoring (auch hier kann die Stabstelle Funktionen übernehmen) ist wichtig, um 
den Prozess der Zielerreichung zu kontrollieren und ggf. Anpassungen vorzunehmen (auch um unnötige 
Kosten zu vermeiden).  

Die als Teilergebnis des Projekts entwickelten Maßnahmen und Projekte des Stoffstrommanagements, 
zeigen vielfältige Möglichkeiten die Material- und vor allem Energieeffizienz in Gewerbegebieten zu 
optimieren und sich gerade hinsichtlich des Emissionsfaktors „CO2“ Richtung „Null-Emission“ zu bewegen. 
Die Maßnahmen können teils einzelbetrieblich, größtenteils aber auch kooperativ durchgeführt werden.  

Die praktische Umsetzung der SSM-Maßnahmen als Teilaspekt zur Schaffung von „Zero Emission Parks“ ist 
nun insbesondere durch eine Kommunikation und Beratung vor Ort, eine Verbesserung des 
Datenmanagements, einer Identifizierung und Vernetzung interessierter Unternehmen und eine vor Ort 
dauerhaft koordinierte Betreuung vorzunehmen. Hierbei gilt es kleine, aber wirkungsvolle Schritte vor großen 
zu machen, um so für eine nachhaltige Zusammenarbeit im Sinne der Vision „Zero Emission“ zu motivieren. 
Begünstigend würde sich auf die Umsetzung erster konkreter Maßnahmen (insbesondere die Einrichtung 
einer entsprechenden Stabstelle, das Datenmanagement sowie eine Akteursvernetzung) eine Förderung 
von Bundesseite auswirken. Hiermit könnte der Einstieg in die praktische Phase zur Umsetzung von Zero 
Emission Parks eindeutig erleichtert werden. Mittel- bis langfristig sollten sich Finanzierungsmodelle finden, 
welche z.B. Kosten der Koordination tragen (z.B. Beteiligung/Renditen an konkreten Projekten, 
Beratungshonorare etc.). 

 

Einschätzung zur Übertragbarkeit der Ergebnisse 

Das Vorgehen zu einzelnen Untersuchungsschritten und die darauf aufbauende Ableitung von Ergebnissen 
wurden in jeder Phase des Teilprojekts transparent gemacht. Auch Schwierigkeiten (z.B. hinsichtlich der 
Datenbeschaffung) und entsprechend notwendige alternative Lösungswege wurden dargestellt. Dies schafft 
hinsichtlich der vorliegenden Ergebnisse des Teilprojekts Transparenz und erleichtert ein Nachvollziehen 
sowie Übertragen auf andere Gewerbegebiete. 

Insbesondere das Eingehen auf die jeweilige Ausgangssituation in den Gewerbegebieten und deren 
Bewertung im Sinne von Stärken/Chancen und Schwächen/Herausforderungen ermöglicht eine 
differenzierte Betrachtung bei der Übertragung des Vorgehens sowie des Management-Ansatzes auf andere 
Gewerbegebiete. 

Mit der modulhaften Darstellung von Maßnahmen und Projekten eines optimierten SSM mit dem Ziel „Zero-
Emission“, sollen günstige Bedingungen für eine Übertragbarkeit von Ergebnissen geschaffen werden. 
Zusätzlich soll die Darstellung von potenziell erzielbaren Synergieeffekten individueller Maßnahmen und 
Projekte eine Anwendung oder die Überprüfung von Einzelideen/-themen in anderen Gewerbegebieten 
erleichtern. 

Die konsequente Strukturierung und Gliederung der Ergebnisse orientiert an Schwerpunkt-Stoffströmen 
sowie abgeleiteten Handlungsschwerpunkten ermöglicht zusätzlich ein selektives Übertragen von 
Einzelthemen. 

Deutlich wird jedoch auch, dass das Eingehen auf sehr individuelle Themen des SSM (etwa spezifisch auf 
eine Branche oder ein Unternehmen ausgerichtet) im Rahmen eines wie im vorliegenden Fall komplexen 
Projektes kaum möglich ist. Bereits die Beschaffung und Auseinandersetzung mit den hierzu erforderlichen, 
detaillierten Daten ist, wie die Projekterfahrung zeigt, in einem solchen Umfang nicht leistbar. Die Ergebnisse 
des Projekts orientieren sich daher vorrangig an infrastrukturellen und technischen Maßnahmen und 
Projekten für ein optimiertes Stoffstrommanagement im Sinne der Null-Emission, welche weitestgehend 
unternehmen- und branchenübergreifend umsetzbar sind. Dies wiederum erleichtert deren Übertragbarkeit 
auf andere Gewerbegebiete. 

Die vorhergehend als notwendiger Schritt zur Beförderung der praktischen Umsetzung angesehene 
Einrichtung einer SSM-Stabstelle kann auch einen wesentlichen Beitrag zur Übertragbarkeit sowie einen 
konkreten Umsetzung der Ergebnisse leisten. Kurzfristig u.a. durch aktive interne wie externe 
Kommunikation bzw. Beratung sowie mittel- und langfristig durch ein aktives Informationsangebot zu 
durchgeführten Maßnahmen und erzielten „Zero Emission“-Erfolgen. Sollte die Einrichtung von SSM-
Koordinierungsstellen in Gewerbegebieten Schule machen, wäre hier ein regelmäßiger 
Erfahrungsaustausch hinsichtlich der Übertragbarkeit von Ergebnissen/Erkenntnissen förderlich. 

 


